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Begründung nach § 9 Absatz 8 Baugesetzbuch (BauGB)  

zum Bebauungsplan-Entwurf (vorhabenbezogener Bebauungsplan)  

Nummer 73458/02; 
Arbeitstitel: Kieskaulerweg in Köln-Merheim 

  
 
 
1. Anlass und Ziel der Planung 
 
Die modernes köln GmbH, Köln, hat die Grundstücke Kieskaulerweg von der Eigentümerin 
Kölner Verkehrsbetriebe und der Stadt Köln erworben und beabsichtigt die Errichtung einer ge-
nerationenübergreifenden Wohnbebauung. Dem Vorhaben vorausgegangen ist ein städtebauli-
ches Qualifizierungsverfahren, bei dem der Entwurf von Gatermann + Schossig Architekten  
– Köln in Zusammenarbeit mit FSWLA Landschaftsarchitektur – Düsseldorf, für die weitere Pla-
nung ausgewählt wurde. Der Vorhabenträger modernes köln Gesellschaft für Stadtentwicklung 
mbH hat am 15.11.2010 den Antrag auf Einleitung eines Vorhaben- und Erschließungsplan-
verfahrens nach § 12 Baugesetzbuch gestellt. 
 
Planungsziel für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist die Realisierung einer Mehrgenerati-
onen-Wohnanlage mit circa 80 Wohnungen und einem geringen Flächenanteil für Dienstleistungs-
gewerbe und Einzelhandel. Alle Wohnungen sind barrierefrei erschlossen und können für die Ein-
richtung von betreutem Wohnen genutzt werden.  
 
Der Einleitungsbeschluss für das Bebauungsplanverfahren wurde am 31.03.2011 vom Stadtent-
wicklungsausschuss gefasst. 
 
Unterschiedliche Baukörper mit starkem Freiraumbezug werden durch Gemeinschaftszonen ent-
lang einer Freiraumachse miteinander verbunden. Zur Straße orientiert sich ein öffentlich zugängli-
cher und gestalteter Platz, an dem Quartiersnutzungen für den täglichen Bedarf vorgesehen sind. 
Im Zentrum des Ensembles liegt ein von der Straße nahezu abgeschlossener, der Öffentlichkeit 
zugänglicher Platz, der eine hohe Aufenthaltsqualität bietet.  
 
Ziel des städtebaulichen Konzeptes ist eine abgestufte Gliederung im Hinblick auf öffentlich nutz-
bare und private Räume, welche von Osten nach Westen erfolgt (Kieskaulerweg – öffentlich zu-
gänglicher Platz, Driburger Straße – Privatgärten). Im vorderen Teil, zum Kieskaulerweg orientiert, 
sind kleine Wohnungen ("Single-Wohnungen") vorgesehen, im hinteren Bereich Wohnungen für 
Familien mit privaten Gärten.  
 
Im Plangebiet wird eine Kindertagesstätte eingerichtet, die mit drei Gruppen von 15 bis 20 Kindern 
eine Betreuung von 1- bis 6-jährigen über das Plangebiet hinaus gewährleistet. Diese Kinderta-
gesstätte nutzt als Außenspielbereich eine Grünfläche nördlich der Bebauung.  
 
Die Mischung aus gemeinschaftlichen und privaten Flächen soll eine Balance zwischen Zurückge-
zogenheit und Gemeinschaft erzeugen, die einerseits die Individualität wahrt und andererseits die 
Bildung von Nachbarschaften ermöglicht. 
 
Die Grünflächen sollen in Teilen gemeinschaftlich genutzt werden können, um die Großzügigkeit 
der Anlage und die Gliederung der Gebäudekörper zu unterstreichen. Jede Wohnung verfügt über 
einen privaten Außenbereich in Form eines Balkons oder einer Terrasse. Auf Grundriss-Flexibilität 
wird in besonderem Maße Wert gelegt, um einen möglichst vielfältigen Wohnungsmix anbieten zu 
können. 
 



- 2 - 
 

/ 3 
 

Die Erschließung der Wohnanlage erfolgt über den Kieskaulerweg. Der künftige Anliegerverkehr 
wird in die Tiefgarage geleitet. Notwendige Verkehre für Anlieferung und Rettungsfahrzeuge sollen 
über die ansonsten autofreie Freiraumachse (Magistrale) mit Zufahrt vom Kieskaulerweg geführt 
werden.  
 
Die Stellplätze der Tiefgarage unter dem Ensemble liegen direkt unter den dazugehörigen Häusern 
und führen über kurze und sichere Wege durch die jeweiligen Gebäudekerne direkt zu den Woh-
nungen. Die Stellplätze zu Haus Nummer 5 befinden sich auch in der Tiefgarage und sind über 
eine unterirdische Anbindung zu erreichen.  
 
 
2. Erläuterungen zum Plangebiet 
 
2.1 Abgrenzungen des Plangebietes 
 
Das Plangebiet liegt im Stadtteil Merheim im Stadtbezirk 8, Köln-Kalk. Es wird im Süden durch die 
Stadtbahn-Gleistrasse der Kölner Verkehrsbetriebe (Linie 1, Köln-Weiden – Bensberg), im Osten 
durch die Straße Kieskaulerweg, im Westen durch die in Verlängerung der Driburger Straße ge-
plante Grundstücksgrenze und im Norden durch die Gärten der Bebauung entlang des Kratzweges 
begrenzt. Im nördlichen Bereich schließt Wohnbebauung an das Baugebiet an. 
 
Das Plangebiet umfasst in der Gemarkung Merheim, Flur 16 die Flurstücke 2232, 2233, 2234, 
1100, 1959 und Teilflächen aus 2237. Die Fläche beträgt 9 030 m². Die öffentlichen Verkehrsflä-
chen befinden sich im Besitz der Stadt Köln. Die Begrenzungen zur Straße Kieskaulerweg sowie 
den nördlich angrenzenden Grundstücken der Wohnbebauung sind durch die derzeitigen Flur-
stücksgrenzen definiert. Die südliche Grundstücksgrenze ist im Rahmen der Flurstücksteilung mit 
Abstand von 5,00 Metern zu der Gleisachse der Stadtbahn-Trasse der Kölner Verkehrsbetriebe, 
die westliche Grundstücksgrenze mit einem Abstand von 12,00 Metern zum bestehenden Trafo-
haus der Kölner-Verkehrsbetriebe neu festgelegt worden. 
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wurde gemäß Aufstellungs- und 
Offenlagebeschluss vom 08.11.12 um den Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg erweitert.  
 
Mit dem geplanten Bau der Wohnanlage entfällt die bisherige Wendestelle der Buslinie 158 der 
Kölner Verkehrsbetriebe AG (KVB). Um ein großflächiges Wenden der Buslinie 158 über beste-
hende Nebenstraßen zu vermeiden, ist vorgesehen, den circa 120 m von der bisherigen Wende-
stelle entfernt liegenden Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg zu einem Kreisverkehr (Wen-
deschleife) auszubauen.  
 
Die Fläche zur Errichtung eines Kreisverkehrs im Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg be-
findet sich in der Gemarkung Merheim, Flur 16 und umfasst die Flurstücke 2144, 2052, 1191 und 
1027, die sich im Eigentum der Stadt Köln befinden. Die Fläche beträgt circa 1 900 m2. Es handelt 
sich um bestehende öffentliche, versiegelte Verkehrsfläche. Im Nordosten und Nordwesten werden 
durch die Planung bestehende städtische Grünflächen vom Umbau der Straßenkreuzung Kieskau-
lerweg/Kratzweg tangiert. 
 

2.2 Vorhandene Struktur 
 
Das Plangebiet ist geprägt durch eine Grünfläche (Brache), die ursprünglich als Wendeschleife der 
Straßenbahn genutzt wurde. Im östlichen Bereich entlang der Straße Kieskaulerweg befinden sich 
eine Taxistellfläche sowie eine Wendestelle für Busse der Kölner Verkehrsbetriebe. Zudem wird 
die Fläche zurzeit als Parkplatz genutzt, ist aber nicht als solche öffentlich-rechtlich gewidmet. Die 
Brachfläche weist einen Aufwuchs an Bäumen und Sträuchern auf. Des Weiteren befinden sich 
hier Fundament-Reste sowie im Abschnitt der Gleisschleife Holzgleisschwellen, Schienen und 
Schotterreste, die aus der Zeit der Nutzung durch die Kölner Verkehrsbetriebe stammen. Nördlich 
anschließend, auf der Driburger Straße und auf dem Kratzweg, befindet sich Wohnbebauung mit 
größtenteils zweigeschossigen Doppelhäusern. Entlang des Kieskaulerwegs befinden sich zwei- 
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bis dreigeschossige Mehrfamilienhäuser. Westlich des Plangebiets mündet die Warendorfer Stra-
ße mit Straßenbegleitenden vier- bis sechsgeschossigen Mehrfamilienhäusern in den Kieskauler-
weg. 
 
Abgetrennt durch die Stadtbahntrasse schließt sich südlich eine gemischte Bebauung mit Wohn-, 
Dienstleistungs- und großflächiger Einzelhandelsnutzungen an, welche den Übergang zum Stadt-
teilzentrum an der Olpener Straße bildet. 
 
Gemäß Kenntnisstand des Umwelt- und Verbraucherschutzamtes der Stadt Köln sind die Flurstü-
cke im Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplans nicht als Altlastenverdachtsflä-
chen registriert. In näherer Umgebung befinden sich die Altablagerungen Nummer 80601, 80603 
und 806012, von denen jedoch keine unmittelbar relevanten Einflüsse auf das Plangebiet ableitbar 
sind. Es wurden bei vier von fünf der Bohrungen Auffüllungsmaterialien bis zu einer Tiefe von 
70 cm vorgefunden. Gemäß diesen "Orientierenden Bodenuntersuchungen" (Mull und Partner In-
genieurgesellschaft mbH vom 23.04.2009) ist die geplante Umnutzung zu Wohnzwecken mit Kin-
derspielflächen ohne Einschränkungen möglich. 
 
Von den im näheren Umfeld registrierten Altablagerungen Nummer 80601, Nummer 80603 und 
Nummer 806012 tangiert das Plangebiet des geplanten Kreisverkehrs im Kreuzungsbereich 
Kieskaulerweg/Kratzweg die Altablagerung Nummer 80601. Nach Aussage des Umweltamtes ge-
hen von den vorgenannten Altablagerungen keine relevanten Einflüsse aus. Dies wurde auch 
durch die Bodenuntersuchung des Büros Dr. Spoerer und Dr. Hausmann vom 27.06.2012 belegt.  
 
Auf dem benachbarten Flurstück 1958 betreibt die KVB ein Unterwerk. Die Durchführungshinweise 
zur 26. Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV) sehen eine Abstandsfläche von 5 m zu 
Unterwerken, sowie zu Bahnoberleitungen einen Abstand von 10 m vor. Die Planung hält einen 
deutlich höheren Abstand ein.  
 
Auf dem Grundstück befindet sich eine Erdleitung der Rheinenergie. Diese Leitung wird im Zuge 
der Baumaßnahme teilweise verlegt. 
 

2.3 Erschließung 
 
Es bedarf keiner neuen öffentlichen, selbständigen Erschließungsanlagen. Das Bauvorhaben er-
fordert einen Ausbau der Kreuzung Kratzweg/Kieskaulerweg zu einem Kreisverkehr und die Verle-
gung der Taxistände in die Warendorfer Straße. 
 
Das Plangebiet befindet sich in unmittelbarer Nachbarschaft der Stadtbahnhaltestelle Merheim der 
Linie 1 "Köln-Weiden – Bensberg" und der Bushaltestelle (157, 158), die eine schnelle Erreichbar-
keit des Kölner Stadtzentrums gewährleisten. Der Stadtteil Merheim verfügt über sehr gute Ver-
kehrsanbindungen wie die Bundesstrasse B55 und die Anschlüsse an die Bundesautobahnen A4. 
 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Straße Kieskaulerweg und ist durch den öffent-
lichen Personennahverkehr (ÖPNV), der auf der Straße Kieskaulerweg verkehrenden Buslinien 
157 und 158 sichergestellt. Östlich schließt das Plangebiet an den Wendehammer der Driburger 
Straße an. 
 
Die öffentlich-rechtliche Erschließung der Wasser-/Energieversorgung sowie der Abwasserentsor-
gung wird über die Straße Kieskaulerweg sichergestellt. Im Osten des Plangebietes ist der unmit-
telbare Anschluss des Plangebietes an die Driburger Straße möglich. 
 
Für den ruhenden Verkehr wird eine Gemeinschaftstiefgarage errichtet. Die Zufahrt erfolgt an der 
nordöstlichen Grundstücksgrenze über den Kieskaulerweg.  
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2.4 Alternativstandorte 
 
Die geplante Umnutzung der Brachfläche schafft qualitativen Wohnraum. Es werden mit diesem 
Vorhaben größtenteils barrierefreie Wohnungen errichtet, mit direkter Anbindung an den ÖPNV 
und weiterer Einrichtungen im Umfeld, insbesondere für ältere Menschen. Aus diesen Gründen 
wird dieser Standort als ideal betrachtet und es werden keine weiteren Alternativen untersucht.  
 

2.5 Planungsrechtliche Situation 
 
Für den Bereich zwischen den Straßen Kieskaulerweg, Driburger Straße und Kratzweg besteht 
kein Bebauungsplan. Das Plangebiet wird planungsrechtlich als Innenbereich nach § 34 BauGB 
bewertet. Es ist die Satzung zum Schutz des Baumbestandes, innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile und des Geltungsbereiches der Bebauungspläne im Gebiet der Stadt Köln 
(Baumschutzsatzung – BSchS) vom 01.08.2011, zu berücksichtigen. Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 5 
BauGB ist ein Ausgleich nach der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung nicht erforderlich, da 
der Eingriff bereits auf der Grundlage von § 34 BauGB zulässig ist. Der Eingriff in die Pflanzen- 
und Tierwelt erfolgt jedoch unter Beachtung des Vermeidungsgebots und wird auch im Hinblick auf 
faunistische Belange auf ein mögliches Mindestmaß reduziert. Die geplante Bebauung erfordert 
die Schaffung von Planungsrecht. 
 
 
3. Planungsvorgaben 
 
3.1 Regionalplan 
 
Der Geltungsbereich wird im Regionalplan (Teilabschnitt Region Köln vom 21.05.2001, bekannt-
gemacht im Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen Nummer 15 S. 196) als allgemei-
ner Siedlungsbereich (ASB) dargestellt. 
 

3.2 Flächennutzungsplan 
 
Der Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Köln stellt das Plangebiet als Grünfläche dar. Die Ver-
waltung bearbeitet zurzeit die integrierte Raumanalyse (IRA) Köln-Ost als Grundlage zur Fort-
schreibung des Flächennutzungsplanes im rechtsrheinischen Köln. Die Darstellung des FNP wird 
im Zuge der Fortschreibung für den Geltungsbereich des VEP "Kieskaulerweg" in Wohnbaufläche 
geändert (Parallelverfahren nach § 8 Absatz 3 Satz 1 BauGB). Die grundsätzlichen Ziele der bis-
herigen Darstellung – Schaffung einer durchgängigen grünen Wegeverbindung für Fußgänger und 
Radfahrer in Merheim – bleiben bei der aktuellen Planung erhalten. Jedoch wird die Wegeführung 
über die Magistrale, die ähnlich einer baumbegleitenden Wegesituation ausgebildet ist, fortgeführt.  
 

3.3 Landschaftsplan 
 
Der Landschaftsplan der Stadt Köln trifft für das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Kieskaulerweg keine Aussagen. In mittelbarer Nachbarschaft, das heißt nordöstlich des 
Plangebietes befindet sich das Landschaftsschutzgebiet Nummer 25 "Freiräume und Grünverbin-
dungen zwischen Brück, Dellbrück, Merheim und Holweide". Gemäß den Aussagen der Ent-
wicklungs- und Festsetzungskarte des Landschaftsplans wird für diesen Bereich "die Anreicherung 
der Landschaft mit natürlichen Landschaftselementen unter Berücksichtigung bauleitplanerischer 
Vorhaben" definiert. 
 

3.4 Berücksichtigung von Fachplanungen und sonstiger Vorgaben  
 
Die auf dem Grundstück befindliche Wendestelle für Busse der Kölner Verkehrsbetriebe entfällt. 
Gemäß der Beschlüsse der Bezirksvertretung Kalk (17.03.2011) und des Stadtentwicklungsaus-
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schusses vom 31.03.2011 ist im Zuge des Planverfahrens vorgesehen, die Kreuzung Kieskauler-
weg/Kratzweg mit einer Wendemöglichkeit (Kreisverkehr) für Busse auszubauen.  
 
Für den Neu- beziehungsweise Ausbau der Kreuzung Kieskaulerweg/Kratzweg zu einem Kreisver-
kehr wurde gemäß Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV, 16. Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bundesimmissionsschutzgesetzes) untersucht, inwieweit für Eigentümer der angrenzen-
den Wohngebäude ein Anspruch auf Schallschutz durch die Änderung der Verkehrsführung be-
steht. Durchgeführte Berechnungen gemäß 16. BlmSchV zeigen, dass für kein angrenzendes 
Wohngebäude Anspruch auf Schallschutz besteht (ADU cologne Institut für Immissionsschutz 
GmbH, im Juli 2012, vgl. Umweltbericht Kapitel 5.6.3.5.1). 
 
Die Taxihalteplätze im Plangebiet werden in die Warendorfer Straße verlegt. Hierzu wird nahe der 
Bahnhaltestelle die Fahrbahnmarkierung geändert, und es werden im Straßenraum sechs neue 
Halteplätze errichtet. 
 
Die Notwendigkeiten des Lärmschutzes, unter anderem durch Beeinträchtigungen der Stadtbahn 
und des Flugverkehrs, werden berücksichtigt und sind im Umweltbericht unter Punkt 5.6.3.5.1 
"Lärm" beschrieben. 
 
Die geplante Wohnbebauung liegt zum Teil, Häuser Nummer 4 und Nummer 5, in der Nacht-
schutzzone des Flughafens Köln/Bonn. Gemäß § 5 Absatz 3 Nummer 6 des Gesetzes zum Schutz 
gegen Fluglärm (FluLärmG) gilt das Bauverbot in der Nachtschutzzone eines Flughafens nicht für 
Wohnungen, wenn diese der Erhaltung, der Erneuerung, der Anpassung oder dem Umbau von 
vorhandenen Ortsteilen mit Wohnbebauung dient. Dies ist hier zutreffend, da das Plangebiet pla-
nungsrechtlich als Innenbereich (§ 34 BauGB) bewertet wird (vgl. Umweltbericht Kapitel 5.6.3.5.1 
Fluglärm). 
 
Aufgrund der Nähe zur Stadtbahn (KVB) wurde eine Untersuchung der Einflüsse durch Körper-
schall und Erschütterungen durchgeführt. Die Anhaltswerte zur Beurteilung von Erschütterungs-
einwirkungen auf Gebäude gem. DIN 4150 Teil 31 (Erschütterungen im Bauwesen; Einwirken auf 
Menschen in Gebäuden, 1999) werden sicher eingehalten, so dass keine Beeinträchtigung der 
Wohnnutzung zu erwarten ist (ADU cologne Institut für Immissionsschutz GmbH, im August 2011) 
(vgl. Umweltbericht Kapitel 5.6.3.5.3). 
 
 
4. Begründung der Planinhalte (Festsetzungen nach § 9 BauGB) 
 
4.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 
Mit Ratsbeschluss vom 27.03.2007 wurden für die Entwicklung des Plangebiets die Planungsziele 
Wohnungsbau, auch in seniorengerechter Form, mit und ohne Betreuung, gegebenenfalls Mehr-
generationenwohnen und Ladenlokale im Erdgeschoss auf Grundlage des Beschlusses des Lie-
genschaftsausschusses vom 22.03.2007 festgelegt. Gemäß § 9 Absatz 1 Ziffer 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit § 1 Absatz 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) wird das gesamte 
Plangebiet gemäß § 4 BauNVO als allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt.  
 
Die im WA nach § 4 Absatz 2 Ziffer 2 BauNVO zulässigen Nutzungen, die der Versorgung des 
Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften, sowie nicht störende Handwerksbe-
triebe sind gemäß § 1 Absatz 7 Ziffer 1 BauNVO nur im Erdgeschoss zulässig. Im Plangebiet sind 
Läden mit nahversorgungsrelevantem Sortiment nur bis maximal 150 m² Verkaufsfläche je Einheit 
zulässig.  

                                                
1 DIN 4150-3, Deutsches Institut für Normung e.V., Erschütterungen im Bauwesen; Einwirkungen 
auf bauliche Anlage Ausgabe Juni 1999, Beuth Verlag GmbH, Berlin 
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Entsprechend der konkreten Planung des Vorhabenträgers ist die Verkaufsfläche insgesamt auf 
300 m² begrenzt. Eine Belebung des Platzes als zentraler Platz in Merheim durch kleinteiligen Ein-
zelhandel und weitere Einrichtungen wie zum Beispiel Gastronomie ist gewünscht. Die Nachfrage 
durch die Nähe zur Bahnlinie und die im Plangebiet befindlichen Bushaltestellen bieten eine attrak-
tive Lage für kleinere Ladenlokale, nicht störende Handwerksbetriebe und zum Beispiel ein Café 
oder Bistro. Ergänzend werden die Nutzungen, entsprechend § 12 Absatz 3a BauGB in Verbin-
dung mit § 9 Absatz 2 BauGB, im Durchführungsvertrag exakt definiert und festgesetzt. Dies ent-
spricht den Vorgaben des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes der Stadt Köln. 
 
Gemäß §1 Absatz 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die im allgemeinen Wohngebiet (WA) nach 
§ 4 Absatz 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungs-
plans werden.  
 
Diese Festsetzung dient dem Ziel, die angrenzend vorhandenen Nutzungen gemäß Punkt 2.2 die-
ser Begründung auch innerhalb des Plangebietes fortzuführen und hier eine städtebaulich qualita-
tive Wohnanlage mit einem differenzierten Wohnungsgemenge zu schaffen. Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes sowie Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen fügen 
sich städtebaulich nicht in das Gebiet ein und werden auch wegen ihres störenden Charakters 
ausgeschlossen. 
 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Die Höhen der Gebäude werden als maximale Höhen über Gelände festgesetzt. Gemäß § 16 Ab-
satz 6 BauNVO können die festgesetzten Gebäudehöhen durch untergeordnete Bauteile oder bau-
liche Anlagen – zum Beispiel Antennen, Aufzugsüberfahrten, Kamine, Lüftungseinrichtungen, 
Oberlichter – um maximal 3 m auf den baulich zugeordneten Dachflächen überschritten werden, 
wenn der Abstand in Höhe des Dachaufbaus, mindestens jedoch ein Abstand von 2 m zu den Ge-
bäudeseiten eingehalten wird. Der Flächenanteil der Überschreitungen je Dachfläche darf insge-
samt 15 % nicht überschreiten. Bezugspunkt für das gesamte Gelände ist die mittlere Gehweghö-
he am Kieskaulerweg, die mit 50,50 m über Normalhöhennull (ü. NHN) festgelegt wird.  
 
Für die Bereiche des Vorhabens wird die Grundflächenzahl GRZ = 0,4 entsprechend § 17 Ab-
satz 1 BauNVO festgesetzt. Das Verhältnis von 0,4 in Bezug zur Größe des Baugrundstückes zur 
oberirdischen Bebauung wird eingehalten. Die Tiefgarage unterbaut auch die nicht überbaubare 
Grundstücksfläche gemäß Planzeichnung. Dies ermöglicht, alle Stellplätze in der Tiefgarage un-
terzubringen und im Plangebiet oberirdisch keine Stellplätze anzubieten, ausgenommen der im 
Plan vorgesehenen Flächen für Besucherparkplätze. Auf diese Weise können alle Gebäude mit-
einander unterirdisch verbunden werden, um die Parkgarage barrierefrei zu erreichen. Des Weite-
ren soll am Kieskaulerweg ein für Merheim zentraler Platz entstehen, der durch seine Pflasterung 
und entsprechenden Nutzungen einen städtischen, öffentlichen Charakter erhält. Das festge-
schriebene Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit wird durch eine großzügige Magistrale umge-
setzt, die nach DIN 18024-12 barrierefrei gestaltet wird. Um diesen Anforderungen zu entsprechen, 
wird eine Überschreitung der nach § 19 Absatz 2 BauNVO festgesetzten zulässigen Grundflä-
chenzahl (GRZ = 0,4) durch untergeordnete Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO oberhalb 
der Geländeoberfläche, sowie durch unterirdische Stellplätze und Garagen gemäß § 19 Absatz 4 
Satz 3 BauNVO bis zu einer GRZ* von 0,7 erforderlich. 
 
Dem Vorhaben vorausgegangen ist ein städtebauliches Qualifizierungsverfahren, bei dem der 
Entwurf von Gatermann + Schossig Architekten, Köln, in Zusammenarbeit mit FSWLA Land-
schaftsarchitektur, Düsseldorf, für die weitere Planung ausgewählt wurde. Dieser Entwurf sieht die 
Dachgeschosse als Staffelgeschoss vor, die jedoch nicht allseitig eingerückt und daher bauord-
nungsrechtlich als Vollgeschosse angerechnet werden. Dadurch erreicht die Geschossflächenzahl 
einen Wert von bis zu 1,3 (GFZ). Bei Berechnung der Dachgeschosse, als umlaufend eingerückte 
Staffelgeschosse, würde ein GFZ-Wert von 1,1 erreicht. 

                                                
2 DIN 18024-1, Straßen, Plätze, Wege, öffentliche Verkehrs- und Grünanlagen sowie Spielplätze; 
Planungsgrundlagen, Ausgabe Januar 1998, Beuth Verlag GmbH, Berlin 
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Die Festsetzung der Überschreitung der Höchstwerte des § 17 Absatz 1 BauNVO ist hier erforder-
lich, da die Bebauung am Kieskaulerweg zu einem städtebaulich wichtigen Ortsmittelpunkt 
Merheims werden soll, bei dem die Gebäude um den öffentlich zugänglichen Platz am Kieskauler-
weg einen Auftakt zu diesem Gebiet bilden. Zudem wird die Baumasse nicht erhöht, da analog zu 
einem Staffelgeschoss die Grundfläche nur 2/3 zum darunterliegenden Geschoss beträgt.  
 
Die Überschreitung der GFZ und GRZ wird dadurch ausgeglichen, dass im Innenbereich der ge-
planten Gebäude eine große Fläche als Garten- und Aufenthaltsfläche begrünt werden soll, die 
eine hohe Aufenthaltsqualität besitzt und zur Erholung und Freizeitgestaltung genutzt werden 
kann. Zudem wird eine extensive Begrünung der Dächer festgesetzt. 
 
Diese Flächen schaffen einen Ausgleich zu der dichten Bebauung und stellen sicher, dass die all-
gemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt und 
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden.  
 
Sonstige öffentliche Belange, die der Umsetzung der Planung entgegenstehen, sind nicht erkenn-
bar. 
 

4.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
 
Wie unter Punkt 4.2 genannt, ist dem Vorhaben ein städtebauliches Qualifizierungsverfahren vo-
rausgegangen. Mit den Festsetzungen zur Bauweise und den überbaubaren Grundstücksflächen 
sollen die städtebaulichen Ziele gesichert werden. Die dabei maßgeblichen Faktoren Belichtung, 
Belüftung und Zugänglichkeit der Grundstücke werden durch die zugrundeliegenden Bauformen 
berücksichtigt. Zudem sollte einerseits ein innerstädtischer Platz zum Kieskaulerweg ausgebildet 
werden und eine identitätsstiftende Achse in das neue Wohngebiet hineinführen. 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird im Bebauungsplan-Entwurf unter Einbeziehung der im 
Vorhaben- und Erschießungsplan (VEP) enthaltenen Planungsabsichten, wie unter 1.2 beschrie-
ben, mittels Baugrenzen festgesetzt.  
 
Die großen Rücksprünge der Dachgeschosse werden aus stadtgestalterischen Gründen ab dem 
3. OG und ab dem 4. OG bei Haus Nummer 2 durch Baulinien bindend festgesetzt. Dieses städte-
bauliche Spiel mit der Staffelung ermöglicht, neben der zur Sonne gerichteten Platzierung, ein Re-
agieren auf die städtebauliche Verdichtung am öffentlichen Platz des Kieskaulerwegs. Jede Woh-
nung verfügt über einen privaten Außenbereich in Form eines Balkons oder einer Terrasse. Um 
eine optimierte Ausrichtung zur Sonne zu gewährleisten und einer Verschattung entgegen zu wir-
ken, können die Balkone die Baugrenzen um bis zu 3 m überschreiten, sofern sie in der Summe 
50 % der Gebäudefront nicht überschreiten. 

Es wird eine geschlossene Bauweise festgesetzt, die verbundenen Gebäude Nummern 2, 3 und 4 
haben zusammen eine Länge von circa 97,50 m. Diese Anordnung geht auf die örtlichen Randbe-
dingungen ein; sie bildet eine Abschirmung zwischen den Gewerbebauten und dem Inneren des 
Plangebietes. Die Gebäude werden mit seitlichem Grenzabstand zum Kieskaulerweg und zur Dri-
burger Straße errichtet. Dies entspricht dem unter 1.2 beschriebenen städtebaulichen Konzept.  
 

4.4 Erschließung 
 
Die verkehrstechnische Erschließung des Plangebietes erfolgt gemäß Punkt 2.3 dieser Begrün-
dung. 
 
Bei Gebäuden, die nicht unmittelbar an öffentlichen Straßen liegen, erfolgt die Erschließung über 
die zentrale Erschließungsachse.  
 
Nach § 9 Absatz 1 Nummer 21 BauGB wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für die Eigentümer 
der Häuser und Wohnungen im Plangebiet über die zentrale Erschließungsachse eingeräumt. Das 
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Fahrrecht bezieht sich nicht auf eine allgemeine Zufahrt für Pkw, sondern auf Anlieferungen, Um-
züge und Feuerwehrbelange.  
 
Zudem wird ein Geh- und Fahrrecht, beschränkt auf Fußgänger und Fahrradfahrer, zugunsten der 
Allgemeinheit festgesetzt, um eine übergeordnete durchgängige grüne Wegeverbindung für Fuß-
gänger und Radfahrer in Merheim zu schaffen. Mit einer Breite von mindestens 3 m wird ein ge-
meinsamer Fuß- und Radweg eingerichtet. Dieses Geh- und Fahrrecht wird zusätzlich dinglich 
gesichert. 
 
Für Pkw erfolgt die Erschließung über die Tiefgarage mit Zufahrt über den Kieskaulerweg. Alle 83 
Stellplätze auch für Besucher und Kunden sowie die öffentlichen Parkplätze sind in der Gemein-
schaftstiefgarage untergebracht. Zu den unterirdischen Stellplätzen sind 5 öffentliche oberirdische 
Stellplätze vorgesehen. Die entfallenden Parkplätze im öffentlichen Straßenraum werden dadurch 
ersetzt. Insgesamt sind 15 % der eingerichteten Stellplätze für eine öffentliche Nutzung vorgese-
hen. Die Tiefgarage liegt zum Teil außerhalb der Baugrenzen und wird durch Planzeichen festge-
setzt. Da das Vorhaben in einer äußerst zentralen Lage in direkter Nachbarschaft zur Stadtbahn 
Haltestelle "Merheim" sowie zu den Buslinien 157/158 liegt, ist in der Ermittlung der erforderlichen 
Stellplatzanzahl ein Abschlag des Öffentlichen Personen-Nahverkehrs ÖPNV von 25 % berück-
sichtigt (analog § 51 BauO NRW, Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses "Mögliche Stell-
platzreduzierung in Bereichen mit hoher ÖPNV-Erschließung" vom 19.09.2003 u. 01.07.2011).  
 
Durch den Wegfall der Buswendeschleife auf dem Plangebiet wird gemäß 2.1 ein Kreisverkehr im 
Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg errichtet, um den Buslinien ein Wenden zu ermögli-
chen.  
 

4.5 Ver- und Entsorgung, Brandschutz, Telekommunikation 
 
Die öffentlich-rechtliche Ver- und Entsorgung der geplanten Gebäude mit Wasser, Strom und 
Fernwärme kann aus den vorhandenen Anlagen in der Straße Kieskaulerweg beziehungsweise 
der Driburger Straße gemäß Punkt 2.3 dieser Begründung erfolgen. 
 
Die leitungsgebundene Ver- und Entsorgung ist durch ein unterirdisches Leitungsrecht zugunsten 
der Leitungsträger über die Feuerwehrzufahrt gesichert. Dies schließt auch die abwassertechni-
sche Entsorgung sowie die Versorgung mit Trinkwasser ein. Regenwasser der Dach- und Tiefga-
ragenflächen wird an das öffentliche Kanalnetz abgegeben. Zur Minderung des Flächenverlustes 
und der daraus resultierenden reduzierten Möglichkeit der Niederschlagsversickerung über belebte 
Bodenzonen wird die Anlage von extensiv begrünten Dachflächen festgesetzt. Der Anteil der nicht 
versiegelten Vegetationsfläche beträgt über 30 %, so dass eine Rückführung von Niederschlägen 
gewährleistet bleibt. Durch Niederschlagsaufnahme und den verzögerten Ablauf kann Nieder-
schlagswasser über Verdunstung indirekt wieder dem Gewässerkreislauf zugeführt werden. 
 
Im nördlichen Teil des Plangebiets befindet sich eine bestehende 20 KV-Leitung zur Versorgung 
des Bahnunterwerks. Im Bereich von Haus Nummer 5 wird diese Leitung verlegt. Die in der Plan-
zeichnung eingetragene Fläche (L) ist mit einem Leitungsrecht zugunsten des Versorgers zu be-
lasten. Innerhalb des Schutzstreifens ist eine Nutzung nur in beschränkter Weise und im Einver-
nehmen mit dem Leitungsträger zulässig. 
 
Die Heizenergieversorgung erfolgt durch einen Anschluss an die Fernwärmeversorgung, die - be-
dingt durch die Kraft-Wärmekopplung - einen sehr guten Primärenergiefaktor ausweist. Die Vertei-
lung der Heizenergie erfolgt über eine Hauptzentrale in der Tiefgarage sowie kleine Übergabezent-
ralen in den jeweiligen Bauteilen. Zur Optimierung des Energiebedarfs sowie zur Einhaltung der 
Qualität des hygienischen Mindestluftwechsels werden die Gebäude jeweils mit einer mechani-
schen und kontrollierten Lüftungsanlage ausgerüstet.  
 
Der Nachweis der ausreichenden Löschwasserversorgung ist in Abstimmung mit dem örtlich zu-
ständigen Wasserversorgungsunternehmen zu führen und der zuständigen Brandschutzdienststel-
le vor Baubeginn vorzulegen. 
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Auf dem Grundstück wird eine Feuerwehrbewegungsfläche freigehalten, um eine Versorgung der 
Gebäude sicherzustellen. Jede Nutzungseinheit muss zur Sicherstellung des zweiten Rettungswe-
ges gemäß § 17 Landesbauordnung (BauO NRW) mit Leitern der Feuerwehr erreichbar sein. Im 
Süden zur Stadtbahnlinie wird dies mit einem begrünten Anleiterweg für die Feuerwehr sicherge-
stellt.  
 

4.6 Spielflächen, soziale Infrastruktur 
 
Für den Bedarf zur Kinderbetreuung für ein- bis drei- und drei- bis sechsjährige Kinder wird eine 
Kindertagesstätte mit drei Gruppen im Plangebiet errichtet. Es werden insgesamt circa 80 Woh-
nungen errichtet, bei einem Kölner Durchschnitt von Haushalten mit Kind(ern) von 18,5 % (Quelle 
Stadt Köln – Amt für Stadtentwicklung und Statistik), decken die neu geschaffenen Plätze für 50 
bis 60 Kinder den zu erwartenden Bedarf. 
 
Für Grundschulkinder befindet sich in der Nähe des Plangebietes die KGS (Katholische Grund-
schule) Fußfallstraße. Aufgrund des geringen Umfangs der Wohnbaumaßnahme ist die Aufnahme 
der zusätzlichen Schüler und Schülerinnen in dieser Grundschule möglich.  
 
Eine gemeinschaftliche öffentlich zugängliche Spielfläche für Kleinkinder mit einer Größe von 
215 m² wird im beruhigten westlichen Grundstücksteil eingerichtet. Eine weitere 200 m² große ge-
meinschaftliche Fläche wird auf dem inneren zentralen Platz der Magistrale ausgewiesen. Diese 
Fläche kann als Spielfläche für Kleinkinder genutzt werden oder als Bewegungsfläche – entspre-
chend ihrem voraussichtlichen hohen Anteil – für ältere Bewohner dienen. Für den voraussichtlich 
geringen Anteil von Kindern über sechs Jahre befindet sich in 250 m Entfernung, am  Ende der 
Warendorfer Straße, der nächste öffentliche Spielplatz. Ein weiterer Spielplatz befindet sich im 
Grünzug des Friedhofswegs in 500 m Entfernung.  
 

4.7 Grünflächen 
 
Die Spiel- und Grünflächen im Inneren der Anlage werden mit Laubbäumen bepflanzt und gärtne-
risch gestaltet. Verwendung finden hier einheimische und standortgerechte Gehölze. Zur Straßen-
bahnlinie im Süden ist eine intensive Begrünung mit Laubbäumen (zum Beispiel Baumhecke) als 
Sichtschutz vorgesehen. Hierbei wird der Verbleib erhaltenswerter Bäume berücksichtigt. Geplante 
Ergänzungspflanzungen dienen in diesem Bereich der Sicherung des Lebens- und Nahrungsrau-
mes potentiell betroffener Tierarten der Avifauna, insbesondere der mit zusätzlichen Strauchpflan-
zungen versehene südöstliche Teil sowie Bereiche entlang der nördlichen und nordöstlichen Plan-
gebietsgrenze (siehe Kapitel 4.8).  
 
Hausnahe Grünflächen werden als Gehölz- beziehungsweise Rasenflächen ausgebildet, wobei 
einheimische Gehölze verwendet werden und der Anteil nicht einheimischer und standortuntypi-
scher Gehölze auf 30 % begrenzt ist. Zur Eingrünung privater Gartenflächen sind geschnittene 
Hecken aus heimischen standortgeeigneten Gehölzen vorgesehen. Die nördlich der Magistrale 
den Gebäuden vorgelagerte Pflanzfläche setzt wegbegleitend Akzente. Der zentrale Aufenthalts-
platz in der Mitte der Magistrale wird mit Bäumen überstellt, die Platzfläche selbst wird als unge-
bundene Decke ausgebildet. Die Flächen der Magistrale sollen durch Pflastermaterialen gestaltet 
werden. 
 
Raumprägende Bestandsbäume entlang der nördlichen, nordwestlichen und südlichen Plange-
bietsgrenze und im Bereich des Kieskaulerwegs bleiben innerhalb des Plangebietes (Vorhaben- 
und Erschließungsplan) erhalten und werden durch zahlreiche Neupflanzungen ergänzt. Die Frei-
raumplanungen sowie notwendige Pflege- und Unterhaltungsmaßnahmen werden im Durchfüh-
rungsvertrag geregelt. 
 
Die Satzung der Stadt Köln zur Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen gemäß §§ 135a bis 135c 
BauGB vom 15.12.2011 ist zu berücksichtigen. 
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4.8 Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
 
Für das Bebauungsplanverfahren wird eine Umweltprüfung gemäß § 2 Absatz 4 BauGB für die 
Belange nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 (a bis i) und § 1a BauGB durchgeführt. Die Ergebnisse wer-
den unter Punkt 5 der Begründung im Umweltbericht gemäß § 2a BauGB dargestellt. 
 
Der Erhalt von raumprägenden Bestandsbäumen, die Neuanlage von Grünflächen unter Reduzie-
rung nicht einheimischer und standortuntypischer Arten auf maximal 30 %, die Neuplanung von 
rund 50 einheimischen und standortgerechten Bäumen sowie die extensive Begrünung von Dach-
flächen und das Versetzen der "Friedenseiche" mit Gedenkstein im Ausbaubereich der Kreuzung 
Kieskaulerweg/Kratzweg sind als Vermeidungs- bzw. Minderungsmaßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu werten.  
 
Das geplante Vorhaben führt, unter Berücksichtigung der vorgesehenen Vermeidungsmaßnah-
men, nicht zu einer Erfüllung von Verbotstatbeständen nach § 44 Absatz 1 in Verbindung mit Ab-
satz 5 BNatSchG und ist aus artenschutzrechtlicher Sicht zulässig. Neben der obligatorischen 
Wahrung der Ausschlusszeiten für die Beseitigung von Gehölzen werden bei der Umsetzung der 
Planung Pflanzflächen unter faunistischen Aspekten ausgewiesen. In diesem Bereich finden größ-
tenteils fruchttragende Gehölze zur Sicherung des Lebens- und Nahrungsraumes der betroffenen 
Tierarten (Avifauna) Verwendung. 
 
Einfriedungen 
 
Um eine einheitliche Quartiers-Gestaltung zu gewährleisten, und um die Sicht- und Bewegungs-
verhältnisse auf der öffentlichen Magistrale nicht zu beeinträchtigen, gilt für Einfriedungen im Be-
reich privater Gartenflächen eine Obergrenze von 1,60 m Höhe. Diese Einfriedungen dürfen nur in 
Form von heimischen lebenden Hecken ausgeführt werden. 
 

4.9 Immissionsschutzbezogene Festsetzungen 
 
Zum Schutz vor Verkehrslärm im Plangebiet für die in der Planzeichnung gekennzeichneten Lärm-
pegelbereiche (LPB) III und LPB IV sind passive Maßnahmen zum Schutz gegen Außenlärm ge-
mäß DIN 41093 (Schallschutz im Hochbau) in Form von Schallschutzfenstern sowie geeigneten 
Wand- und Dachkonstruktionen nachzuweisen (ADU cologne Institut für Immissionsschutz GmbH, 
im August 2011). 
 
Die südlich des Plangebietes liegenden gewerblichen Nutzungen verursachen an der geplanten 
Wohnbebauung nachts Beurteilungspegel von bis zu 43 dB(A). Damit wird der Schutzanspruch 
eines allgemeinen Wohngebiets von 40 dB(A) im Nachtfall überschritten. Die ermittelte Überschrei-
tung ist auf Grundlage der mit der Stadt Köln abgestimmten Berechnungsansätze auf die Kühl- 
und Kälteanlagen des Lidl-Markts zurückzuführen. Der Vorhabenträger führt eine aktive Schall-
schutzmaßnahme im Bereich der Kühlaggregate durch. Berechnungen zeigen, dass durch eine 
3 m hohe und 20 m lange Schallschutzwand vor der Kühlanlage die Lärmimmissionen soweit ge-
senkt werden können, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm (WA-Gebiet) eingehalten wer-
den (ADU cologne Institut für Immissionsschutz GmbH im Juni 2012). Der Vorhabenträger beab-
sichtigt, eine Schallschutzwand zu errichten. Diese Maßnahme wird Bestandteil des Durchfüh-
rungsvertrags. Ausführliche Erläuterungen hierzu siehe unter 5. Umweltbericht Kapitel 5.6.3.5.1 
Absatz "Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen". 
 
Aufgrund der erheblichen Belastung durch Straßen-, Schienen- und Flugverkehrslärmimmissionen 
sind nach außen abschließende Gebäudeteile von Aufenthalts- und Schlafräumen so auszuführen, 
dass sie ein resultierendes Schalldämmmaß von mindestens 35 dB(A) für Lärmpegelbereich III 
und mindestens 40 dB(A) für Lärmpegelbereich IV, entsprechend der Tabelle 8 der DIN 4109 auf-
weisen. Da Fenster nur im geschlossenen Zustand die erforderliche Schalldämmung aufweisen, ist 

                                                
3 DIN 4109 Schallschutz im Hochbau, Ausgabe November 1989, Beuth Verlag GmbH, Berlin 
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entsprechend der Richtlinie 2719 vom Verein Deutscher Ingenieure (VDI)4 ein geeignetes Lüf-
tungskonzept nachzuweisen, um einen ausreichenden Luftwechsel auch bei geschlossenen Fens-
tern zu gewährleisten. Um die nächtliche Ruhe zu gewährleisten, werden für Schlaf- und Kinder-
zimmer schallgedämmte Lüftungsreinrichtungen vorgesehen. 
 
Festsetzungen zum aktiven Schallschutz aufgrund der Verkehrslärmbelastung werden aus städte-
baulichen Gründen nicht getroffen. Insbesondere am Kieskaulerweg würden Schallschutzmaßnah-
men (zum Beispiel Wände) eine erhebliche städtebauliche Wirkung entfalten, die grundsätzlich den 
Planungszielen - Schaffung eines Platzbereiches "Ortsmittelpunkt" mit entsprechenden Nutzungen 
(Einzelhandel, Gastronomie) und Freiraumachse zur Driburger Straße - entgegenstehen. Hinzu-
kommt, dass im Sinne einer Kosten/Nutzen-Betrachtung erhebliche Aufwendungen notwendig wä-
ren, um eine entsprechende Schallschutzwirkung auf die gesamte Gebäudehöhe zu erreichen. 
 

4.10 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 
§ 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung mit § 86 Absatz 1 und 2 BauO NRW 
 
Werbeanlagen 
Neben der Störung der städtebaulichen und gestalterischen Qualität sind Werbeanlagen an Ge-
bäuden für die im Erdgeschoss geplanten Einzelhandels- und Gastronomienutzungen nur an stra-
ßenseitigen Wänden unterhalb der Unterkante der Fenster des 1. Obergeschosses zulässig, Hier-
durch soll die Wohnnutzung innerhalb und die der angrenzenden Bebauung nicht durch Lichtemis-
sion gestört werden. 
 
Antennen 
Soweit der Anschluss an eine Gemeinschaftsantenne möglich ist, sind Satelliten-Empfangsan-
lagen aus gestalterischen Gründen nicht zulässig. Die Beschränkung der Anordnung von Satelli-
ten-Empfangsanlagen dient der Schaffung eines homogenen, gestalterisch ansprechenden Stadt-
teilzentrums. Sie steht nicht im Gegensatz zur Erfüllung technischer Anforderungen. 
 
Müllstandorte  
Um die Sicht- und Bewegungsverhältnisse auf der öffentlichen Magistrale nicht zu beeinträchtigen, 
sind Müllstandorte nur an den ausgewiesenen Standorten zulässig.  
 
 
5. Umweltbericht 
 
Für das Bebauungsplanverfahren wird eine Umweltprüfung gemäß § 2 Absatz 4 BauGB für die 
Belange nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 (a bis i) und § 1a BauGB durchgeführt. Die Ergebnisse wer-
den in dem nachfolgenden Umweltbericht gemäß § 2a BauGB dargestellt. 
 

5.1 Inhalt und wichtigste Ziele des Bauleitplans 
 
Unter 1. "Anlass und Ziel der Planung" der Begründung werden die Inhalte und wichtigsten Ziele 
des Baubebauungsplans ausführlich dargestellt. 
 
Die modernes köln GmbH, Köln beabsichtigt auf den Grundstücken Kieskaulerweg eine generatio-
nenübergreifende Wohnbebauung zu errichten. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan hat zum 
Ziel, planungsrechtlich die Realisierung einer Mehrgenerationen-Wohnanlage mit circa 80 Woh-
nungen und einem geringen Flächenanteil für Dienstleistungsgewerbe und Einzelhandel planungs-
rechtlich zu sichern. 
 

                                                
4 VDI 2719 Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen, Ausgabe August 1998, 
Beuth Verlag GmbH, Berlin 
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5.2 Bedarf an Grund und Boden 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nummer 73458/02 setzt sich aus zwei Teilflächen zu-
sammen: 
 
Vorhaben- und Erschließungsplan 
Das Plangebiet des Vorhaben- und Erschließungsplans "Kieskaulerweg" umfasst in der Gemar-
kung Merheim, Flur 16, die Flurstücke 2232, 2233, 2234, 1100, 1959 und Teilflächen aus 2237. 
 
 
Die Größe des Plangebietes des VEP "Kieskaulerweg" beträgt circa 9 030 m². Der Versiegelungs-
grad im heutigen Bestand beträgt circa 26 %, der Versiegelungsgrad nach Umsetzung der Planung 
macht circa 74 % aus. 
 
Kreisverkehr Kieskaulerweg/Kratzweg 
 
Die Fläche zur Errichtung eines Kreisverkehrs im Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg be-
findet sich ebenfalls in der Gemarkung Merheim, Flur 16, und umfasst die Flurstücke 2144, 2052, 
1191 und 1027, die sich im Eigentum der Stadt Köln befinden. Es handelt sich um eine bestehen-
de öffentliche, versiegelte Verkehrsfläche. Im Nordosten und Nordwesten werden durch die Pla-
nung heute vorhandene städtische Grünflächen von dem Umbau der Straßenkreuzung Kieskau-
lerweg/Kratzweg tangiert. Die Fläche beträgt circa 1 900 m². 
 

5.3 Beschreibung der heutigen Situation/Bestand 
 
Das Plangebiet am Kieskaulerweg, in dem ein Wohnstandort für Mehrgenerationenwohnen geplant 
ist, wird geprägt durch eine Grünfläche (Brache), die ursprünglich als Wendeschleife der Straßen-
bahntrasse verwendet worden ist. Im östlichen Bereich entlang der Straße Kieskaulerweg befinden 
sich eine Taxistellfläche, eine Parkplatzfläche sowie eine Wendestelle für Busse der Kölner Ver-
kehrsbetriebe. Die Brachfläche weist einen Aufwuchs an Bäumen und Sträuchern auf. Des Weite-
ren befinden sich hier Fundamentreste sowie im Abschnitt der Gleisschleife Holzgleisschwellen, 
Schienen und Schotterreste, die aus der Zeit der Nutzung durch die Kölner Verkehrsbetriebe stam-
men. Nördlich, östlich und westlich des Plangebietes befindet sich Wohnbebauung, welche aus 
einer straßenbegleitenden Einzelhausbebauung besteht. Südlich der Stadtbahntrasse schließt sich 
eine gemischte Bebauung mit Wohn-, Dienstleistungs- und Einzelhandelsnutzungen an, welche 
den Übergang zum Stadtteilzentrum an der Olpener Straße bildet. 
 
Der Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg nördlich des geplanten Wohnstandortes stellt heu-
te eine mit Asphalt und Pflaster versiegelte Verkehrfläche dar. Im Westen wird die Fahrbahn durch 
einen mit Ziersträuchern und Bäumen bestandenen Grünstreifen von dem vorhandenen Fußweg 
getrennt. Nordöstlich und nordwestlich schließen mit Bäumen bestandene Rasenflächen einer öf-
fentlichen Grünfläche an. 
 

5.4 Beschreibung der Nullvariante 
 
Das Plangebiet des Vorhaben- und Erschließungsplans würde sich bei Nichtumsetzung der Pla-
nung langfristig in eine waldähnliche Gehölzfläche entwickeln. Die offenen versiegelten bezie-
hungsweise teilversiegelten Flächen entlang des Kieskaulerwegs würden weiterhin als Buswen-
demöglichkeit, als Taxistand und als ungeordnete Parkplätze fungieren. Die heute innerhalb des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans vorhandenen versiegelten Verkehrsflächen im Bereich des 
Kieskaulerwegs wie auch im Bereich des Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg bestünden 
unverändert. Die durch den geplanten Kreisverkehr im Nordosten und Nordwesten tangierten städ-
tischen Grünflächen blieben als baumbestandene Grünflächen in ihrem jetzigen Zustand erhalten. 
Eine Versetzung der vorhandenen "Friedenseiche" sowie das Entfernen von vorhandenen Bäumen 
wären nicht notwendig. 
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Unter den einzelnen Umweltbelangen mit nicht erheblicher und erheblicher Betroffenheit erfolgt, 
soweit erforderlich, eine Beschreibung bzw. Bewertung des Prognosefalls "Nullvariante". 
 

5.5 Berücksichtigung der Ziele des Umweltschutzes 
 
Als Ziele des Umweltschutzes werden die einschlägigen Gesetze, Rechtsverordnungen, Erlasse, 
Verwaltungsvorschriften und Technischen Anleitungen zu Grunde gelegt, die für die jeweiligen 
Schutzgüter in Bauleitplan-Verfahren anzuwenden sind. Die Ziele des Umweltschutzes werden zu 
den einzelnen Schutzgütern näher beschrieben. 
 

5.6 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
5.6.1 Nicht durch die Planung betroffene Umweltbelange 
 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung/europäische Vogelschutzgebiete 
(BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 b) 
Im Einzugsbereich des Plangebietes befinden sich keine "Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung/europäische Vogelschutzgebiete". 
 
Landschaftsplan (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 g) 
Die Teilbereiche des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nummer 73458/02 liegen außerhalb 
von im Landschaftsplan der Stadt Köln gekennzeichneten Flächen. 
In mittelbarer Nachbarschaft, das heißt nordöstlich des Plangebietes des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans (VEP) befindet sich das Landschaftsschutzgebiet Nummer 25 "Freiräume und Grün-
verbindungen zwischen Brück, Dellbrück, Mehrheim und Holweide" und das Landschaftsschutzge-
biet Nummer 26 "Mehrheimer Heide und ehemaliger Festungsgürtel Ostheim bis Mühlheim". Ge-
mäß den Aussagen der Entwicklungs- und Festsetzungskarte des Landschaftsplans wird für die-
sen Bereich "die Anreicherung der Landschaft mit natürlichen Landschaftselementen unter Be-
rücksichtigung bauleitplanerischer Vorhaben" definiert. 
Die Flächen, in denen der Ausbau des Kreisverkehrs als Buswendemöglichkeit geplant ist, gren-
zen im Nordwesten an das vorgenannte Landschaftsschutzgebiet. Ein Eingriff in unter Land-
schaftsschutz stehende Flächen erfolgt nicht. 
 
Wasser 
hier: Oberflächenwasser 
Ziele des Umweltschutzes: WHG, LWG NRW, BNatSchG, Landschaftsgesetz NRW 
Bestand/Prognose (Plan): Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Die aktuelle 
Gestaltungsplanung sieht keine Anlage von Oberflächengewässern (Ziergewässern) vor. 
 
Vermeidung von Emissionen (nicht Lärm/Luft, insbesondere Licht, Gerüche), sachgerechter 
Umgang mit Abfällen und Abwässern (BauGB §1 Absatz 6 Nummer 7 e) 
Ziele des Umweltschutzes: BImSchG, Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL), TA-Siedlungsabfall, 
KrW-/-AbfG, LWG NRW, WHG 
 
Licht 
Ziele des Umweltschutzes: BImSchG 
Bestand/Prognose (Plan): Zurzeit gehen von dem Areal keine Beeinträchtigungen durch Beleuch-
tungsanlagen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes aus.  
Die Planung sieht zur Ausleuchtung von Erschließungswegen sowie notwendigen Fluchtwegen 
den Einbau von Leuchtmitteln im Außenraum vor. Im Bereich der Haupterschließungsachse (Ma-
gistrale) sind Maßleuchten oder Lichtstelen, im Bereich der Hauszugänge Pollerleuchten geplant. 
Bei diesen Beleuchtungselementen handelt es sich um auf den Boden gerichtetes Licht, das keine 
störende Wirkung auf benachbarte Wohnquartiere auslöst. Ebenso wird durch die künftige Be-
leuchtung keine Blendwirkung auf benachbarte öffentliche Straßen  und die Bahntrasse der KVB-
Trasse initiiert. 
Zudem erfolgt im Bebauungsplan der Hinweis, dass nur Lampen mit UV-Filter, UV-arme bezie-
hungsweise UV-freie Lampen mit insektenfreundlichem Lichtspektrum zu verwenden sind. 
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Werbeanlagen an Gebäuden innerhalb des Plangebietes sind nur an straßenseitigen Wänden un-
terhalb der Unterkante der Fenster des 1. Obergeschosses zulässig. Durch diese bauordnungs-
rechtliche Festsetzung im Bebauungsplan wird erreicht, dass durch Werbeanlagen keine beleuch-
tungsbedingte Beeinträchtigungen auf die benachbarte Umgebung verursacht werden.  
Durch die Planung werden keine Beeinträchtigungen durch Beleuchtungs- und Werbeanlagen auf 
benachbarte Bestandbebauung ausgelöst.  
 
Gerüche 
Ziele des Umweltschutzes: Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) 
Bestand/Prognose (Plan): Eine Geruchsbelastung des Gebiets liegt nicht vor und wird auch zu-
künftig nicht gegeben sein. 
 
Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 
Die öffentlich-rechtliche Erschließung der Wasser-/Energieversorgung sowie der Abwasserentsor-
gung wird über die Straße Kieskaulerweg sichergestellt. Im Osten des Plangebietes ist der unmit-
telbare Anschluss an die Driburger Straße möglich. Der sachgerechte Umgang mit Abfällen erfolgt 
gemäß den gesetzlichen Anforderungen. Eine umweltgerechte Entsorgung wird eingehalten. 
 
Lärm 
hier: Freizeit- und Sportlärm 
Ziele des Umweltschutzes: DIN 4109, DIN 180055, BImSchG, 16. BImSchV, TA-Lärm, Freizeit-
lärmerlass, 18. BImSchV, BauGB (gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse) 
Bestand/Prognose (Plan): Sport- und Freizeitlärm sind für die Betrachtung und Bewertung der Pla-
nung nicht relevant. Es kommen im Plangebiet und in der Nachbarschaft keine Sport- und Freizeit-
lärm auslösende Einrichtungen bzw. Anlagen vor. Eine Planung solcher ist nicht vorgesehen. 
 
Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverord-
nung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaft festgeleg-
ten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 h)  
Ziele des Umweltschutzes: BImSchG, Erhaltung der Unterschreitung der Werte der 39. BImSchV, 
33. BImSchV, Erhaltung u. Verbesserung der Luftgüte 
Bestand/Prognose (Plan): Das Plangebiet liegt nicht in einem Gebiet, in dem die Grenzwerte der 
39. BImSchV im Bestand überschritten werden beziehungsweise Überschreitungen der Grenzwer-
te der 39. BImSchV zu erwarten sind. 
 
Gefahrenschutz 
Ziele des Umweltschutzes: gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- 
und Arbeitsbevölkerung (§ 1 Absatz 5 Nummer 1 BauGB) und je nach Belang: BImSchG, Länder-
erlasse, zum Beispiel HochwasserschutzVO; Abstandserlass; Gefahrgüter, Magnetfeldbelastung, 
Abstandserlass; Hochspannung (Oberleitungen) Explosionsgefahr: GefahrenschutzVO 

hier: Hochwasserschutz/Standsicherheit/gewerbliche Gefahrengüter 
Bestand/Prognose (Plan): Von einem Gefahrenpotential innerhalb des Plangebietes und in der 
unmittelbaren Umgebung in Bezug auf Hochwasser, Standsicherheit von Gebäuden und gewerbli-
che Gefahrengüter ist nicht auszugehen. 

hier: Abstandserlass/Hochspannung (Oberleitungen) 
Bahnstromunterwerk der Kölner Verkehrsbetriebe AG (KVB) 
Bestand/Prognose (Plan):  
Auf dem benachbarten Flurstück 1958 betreiben die Kölner Verkehrsbetriebe (KVB) ein Bahn-
stromunterwerk. Die Durchführungshinweise zur 26. BImSchV sehen eine Abstandsfläche von 5 m 
zu Unterwerken sowie zu Bahnoberleitungen einen Abstand von 10 m vor. Die Planung hält einen 
deutlich höheren Abstand ein.  
Bewertung: Der Umweltbelang Gefahrenschutz, hier: Abstandserlass, ist als nicht betroffen zu be-
werten. 

                                                
5 DIN 18005 Schallschutz im Städtebau, Ausgabe Juli 2002, Beuth Verlag GmbH, Berlin 
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hier: Elektromagnetische Felder – Trafostationen 
Bestand/Prognose (Plan):  
Die Grenzwerte und erforderlichen Abstände werden berücksichtigt. Die Neuanlage einer separa-
ten Trafostation innerhalb des Plangebiets des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist nicht er-
forderlich. Die Versorgung erfolgt über die bestehende Anlage im benachbarten Umfeld des Plan-
gebietes, dabei werden die erforderlichen Abstände für sensible Nutzungen im künftigen Wohnge-
biet berücksichtigt. 
Bewertung: Der Umweltbelang Gefahrenschutz, hier elektromagnetische Felder ist als nicht betrof-
fen zu bewerten.  
 
Kultur- und sonstige Sachgüter (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 d) 
Ziele des Umweltschutzes: BauGB, BNatSchG, Denkmalschutzgesetz 
hier: Denkmal/Bodendenkmal 
Bestand/Prognose (Plan):  
Innerhalb des Plangebietes liegen keine Schutzausweisungen hinsichtlich des Denkmal- und Bo-
dendenkmalschutzes vor. Nach Aussage des Denkmalamtes liegt nach derzeitigem Kenntnisstand 
auch keine Betroffenheit vor. 
Im vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanentwurf erfolgt unter Punkt C der textlichen 
Festsetzungen ein grundsätzlicher Hinweis auf den Umgang mit bei Erd- und Ausschachtungsar-
beiten möglichen auftretenden archäologischen Bodenfunden.  

Bewertung: Der Umweltbelang Kultur – und sonstige Sachgüter, hier: Kulturgüter wird durch die 
Planung nicht betroffen.  
 
5.6.2  Nicht erheblich durch die Planung betroffene Umweltbelange 
 
Natur und Landschaft (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 a) 
Ziele des Umweltschutzes: BNatSchG, Landschaftsgesetz NRW, § 1a BauGB 
 
Gesetzliche Eingriffsregelung – Eingriff/Ausgleich 

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nummer 73458/02 wird planungsrecht-
lich gemäß § 34 Baugesetzbuch (BauGB) als Innenbereich bewertet. Gemäß § 1a, Absatz 3 
Satz 5 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Eine Ausgleichsverpflichtung im Sinne der Ein-
griffsregelung besteht somit nicht. 

Innerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nummer 73458/02 ist bei der Bewertung die 
Satzung zum Schutz des Baumbestandes innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
und des Geltungsbereiches der Bebauungspläne im Gebiet der Stadt Köln (Baumschutzsatzung – 
BSchS) vom 01.08.2011 im Verfahren anzuwenden.  
 
Plangebiet Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP): 

Bestand/Prognose (Plan):  
Innerhalb des Plangebietes des Vorhaben- und Erschießungsplan (VEP) werden insgesamt 14 
Bestandsbäume durch Erhalt gesichert. Es handelt sich um prägende Einzelbäume bzw. Baum-
gruppen entlang der nordwestlichen und nordöstlichen Grundstücksgrenze, entlang der Straße 
Kieskaulerweg und um Bäume im Bereich der südlichen Grundstücksgrenze, die raumbildende 
Funktionen übernehmen. 

78 Bäume der im Plangebiet gemäß Baumschutzsatzung der Stadt Köln geschützten Bäume sind 
zu fällen und durch Ersatzpflanzungen auszugleichen. Die Größenordnung beträgt circa 112 Bäu-
me. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird mit 37 neu zu pflanzenden Bäumen eine Min-
destanzahl festgesetzt. Die Planung sieht darüber hinaus eine weitere Neupflanzung von Bäumen 
innerhalb des Plangebietes vor.Insgesamt sollen circa 50 Bäume gepflanzt werden, so dass ein 
Teil der zu leistenden Ersatzpflanzungen innerhalb des Plangebietes erfolgen wird. Darüber hinaus 
werden zur Erreichung eines vollständigen Ausgleichs Ersatzgeldzahlungen geleistet. Für weitere 
20 Bäume, die durch die geplante Wohnbebauung entfallen und die keinem Schutzstatus gemäß 
Baumschutzsatzung der Stadt Köln unterliegen, ist kein Ersatz zu leisten. 
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Tabelle Nummer 1 Baumbilanz – Planbereich Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) 

Planbereich VEP – Bilanz – Bäume 

Maß-
nahme Bestand Fällung 

geplante  
Neupflan-
zungen 

Er-
halt 

erforderlicher 
Ausgleich 

gemäß Sat-
zung 

Anzahl 
110  

(davon 88 satzungsge-
schützt) 

96  
(davon 78 satzungsge-

schützt) 
50  14 circa 112 

 
 
Plangebiet Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg 
Bestand/Prognose (Plan):  
Der Ausbau des Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg bedingt, dass vorhandene Bäume im 
Straßenraum und angrenzenden Grünflächen entfallen müssen. 9 der im Plangebiet erfassten 
Bäume sind von der Planung nicht betroffen und werden erhalten. Durch den Ausbau entfallen 
heute im Straßenraum und auf den angrenzenden städtischen Grünflächen 5 vorhandene Laub-
bäume. Da diese keinem Schutzstatus nach Baumschutzsatzung der Stadt Köln unterliegen, ist für 
das Entfernen im Rahmen des Kreisverkehrsausbaus kein Ersatz zu leisten. 
 
Tabelle Nummer 2 Baumbilanz – Planbereich Kreisverkehr Kieskaulerweg/Kratzweg 

Planbereich Kreisverkehr "Kieskaulerweg/Kratzweg" – Bilanz – Bäume 

Maßnah-
me 

Be-
stand 

Fällung 
Neupflan-
zungen 

Erhalt Umpflanzung 

Anzahl 14 
5  

(davon ge-
schützt 0) 

- 9 1 

 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: 
Innerhalb des Plangebietes des Vorhaben- und Erschließungsplans bleiben 14 Bestandsbäume 
erhalten. Die Planung im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans sieht die Neuanpflan-
zung von 50 klein- und mittelkronigen Bäumen vor. Ein vollständiger Ausgleich für zu fällende nach 
Baumschutzsatzung der Stadt Köln geschützte Bäume wird durch Ersatzgeldzahlungen erbracht. 
Der Erhalt von Bestandsbäumen und die Neuanpflanzung werden durch textliche Festsetzungen 
im vorhabenbezogenen Bebauungsplan planungsrechtlich gesichert. 
 
Bewertung: Durch die Planung ist der heute im Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans vorhandene Baumbestand betroffen. Bei Umsetzung der Planung entfallen insgesamt 110 
Bestandsbäume, von denen 78 Bäume gemäß Baumschutzsatzung der Stadt Köln als geschützte 
Bäume zu bewerten sind. Innerhalb des geplanten Wohngebiets am Kieskaulerweg sieht die Pla-
nung eine Neupflanzung von circa 50 Bäumen vor, davon werden im vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan 37 Bäume zur Anpflanzung zwingend festgesetzt. Somit ist gesichert, dass ein Anteil der 
zu leistenden Ersatzpflanzungen innerhalb des Planbereichs des Vorhaben- und Erschließungs-
planes nachgewiesen werden kann. Für die darüber hinaus notwendigen Ersatzbaumpflanzungen 
wird ein Ausgleich durch die Regelung einer Ersatzgeldzahlung ermöglicht. Der Eingriff in den be-
stehenden Baumbestand ist als erheblich zu bewerten. Eine Minderung des Eingriffs kann durch 
die Festsetzung von Baumneupflanzung innerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplans er-
zielt und planungsrechtlich gesichert werden. 
 
Klima, Kaltluft/Ventilation (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 a) 
Ziele des Umweltschutzes: BauGB, Vermeidung der Ausdehnung bioklimatisch belasteter Gebiete, 
klimaverträgliche Gestaltung neuer Baugebiete 
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Bestand: Nach Aussage der Klimafunktionskarte der Stadt Köln ist der im Plangebiet des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans vorherrschende Klimatoptyp als Stadtklima mit geringem Belas-
tungsgrad zu definieren. Dabei beeinflussen die den Siedlungsbereich von Merheim umgebenden 
Klimatoptypen, hier Freilandklima mit guter Ausprägung im Nordosten und -westen sowie Frei-
raumklima in schwacher Ausprägung im Süden, den Ortsteil Merheim positiv. Die bestehende 
Brachfläche übernimmt lokalklimatisch Luftaustauschfunktion im Zusammengehen mit der tras-
senbegleitenden Grünfläche östlich des Plangebietes. Die kleinklimatische Wohlfahrtswirkung der 
Brachfläche ist aufgrund der geringen Flächengröße auf den Rand der unmittelbar angrenzenden 
Bebauung beschränkt. 
 
Prognose (Plan/Nullvariante): Mit Realisierung der Planung geht eine zusammenhängende Vege-
tationsfläche als Luftaustauschfläche verloren. Aufgrund der inselartigen Ausprägung verändert die 
geplante Wohnbebauung nicht den vorhandenen Klimatoptyp. Zur Durchgrünung des Wohnquar-
tiers bleiben vorhandene Bäume erhalten und werden Neuanpflanzungen und Neuanlagen von 
Gartenflächen vorgenommen. Durch die Planung wird sich der Klimatoptyp nicht messbar verän-
dern. Dies gilt auch für den geplanten Umbau der Straßenkreuzung Kieskaulerweg/Kratzweg. Bei 
Nichtrealisierung der Planung käme es nicht zu einer Änderung des Klimas. 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: Die Begrünungs- und Pflanzmaßnahmen, 
insbesondere die zahlreichen Bäume im Vorhabenplan, führen im Sommer zu einer Abmilderung 
und besseren Verträglichkeit der lokalen Überhitzungssituation. Die Begrünung von 30 % der 
Flachdächer wird die positive Wirkung unterstützen. Weitere Maßnahmen zur Minderung der prog-
nostizierten Folgen des Klimawandels sind in diesem Bebauungsplan-Verfahren nicht notwendig. 
 
Bewertung: Gegenüber der heute marginal versiegelten Brachfläche steht bei Umsetzung der Pla-
nung keine zusammenhänge Vegetationsfläche für einen lokalklimatischen Luftaustausch mehr zur 
Verfügung. Aufgrund der vielfältigen Durchgrünungsmaßnahmen und insbesondere der Baum-
pflanzungen wird sich für die zukünftigen Bewohner, wie auch für die umliegenden Sieldungberei-
che, lokal insbesondere in den Sommermonaten keine Verschlechterung ergeben. Stadtklimatisch 
wird durch die Planung keine negative Veränderung ausgelöst.  
 

Luftschadstoffe – Emissionen (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 a) 
Ziele des Umweltschutzes: BImSchG, 39. BImSchV, TA-Luft 
 
Bestand: Derzeit gehen keine nennenswerten Schadgasemissionen vom Plangebiet selbst aus. 
Durch Nutzung von Teilflächen als Parkplatz und als Buswendeschleife werden Abgasausstöße 
ausgelöst und damit bereits geringe Luftverunreinigungen initiiert. Im Kreuzungsbereich Kieskau-
lerweg/Kratzweg werden aufgrund der Verkehrsbewegungen Abgasausstöße initiiert. 
 
Prognose (Plan/Nullvariante): Nach Umsetzung der Planung werden durch den Kfz-Ziel- und 
Quellverkehr Abgase emittiert. Weiterhin kommt es zu einer geringen Zunahme der Emissionen 
aus Hausbrand. 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: Die Tiefgaragenentlüftungen müssen so 
angeordnet werden, dass keine Schadstoffanreicherungen in zum Aufenthalt vorgesehenen Berei-
chen erfolgen.  
 
Bewertung: Nach Realisierung entsprechen die Emissionen denen der im benachbarten Sied-
lungsumfeld bereits vorhandenen nutzungsbedingt ausgelösten Emissionen. Der Umweltbelang 
Luftschadstoffe Emissionen ist als nicht erheblich zu bewerten. 
 

Luftschadstoffe – Immissionen (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 a) 
Ziele des Umweltschutzes: BImSchG, 39. BImSchV, Zielwerte des LAI, TA-Luft  
 
Eine Umweltzonenausweisung ist im Plangebiet und den umgebenden Stadtvierteln nicht vorhan-
den. 
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Bestand: Das Gelände befindet sich in einem Stadtbereich mit mittlerer Luftgüte. Es weist mit ei-
nem Luftgüteindex (LuGI) von 1,3–1,5 mittlere Luftgüte auf. Immissionen aus gewerblichen Nut-
zungen in der Umgebung sind nicht zu erwarten. Das Plangebiet grenzt nicht unmittelbar an stark 
befahrene Verkehrsachsen. Für den an das Plangebiet angrenzenden Kieskaulerweg wurde ein 
Verkehrsaufkommen von circa 4 600 Kfz/Tag (DTV – durchschnittlicher täglicher Verkehr/Kfz-
Kraftfahrzeug) ermittelt. Im Süden liegt mittelbar zum Plangebiet die Olpener Straße mit einem 
Aufkommen von circa 16 320 bis 17 410 Kfz/Tag. Das Verkehrsaufkommen der im Westen mittel-
bar angrenzenden Hohensyburger Straße weist einen DTV 2 710 Kfz/Tag auf, auf der Bundesau-
tobahn BAB A3/A4 zwischen AK Kreuz Köln-Ost und AD Dreiecke Heumar beträgt der DTV 
170 0578 Kfz/Tag. Der im Norden mittelbar angrenzende Kratzweg weist ein Verkehrsaufkommen 
von 870 bis 3 470 Kfz/Tag auf. 
 
Prognose (Plan/Nullvariante): Durch den zusätzlichen Ziel- und Quellverkehr des Plangebiets von 
circa 140 zusätzlichen Fahrten/Tag wird sich zukünftig die Verkehrsbelastung insgesamt nicht we-
sentlich erhöhen und damit die verkehrsbedingte Immission nicht messbar verändern. Erhöhte 
Immissionen aufgrund gewerblicher Emissionen sind nicht zu erwarten. 
 
Bewertung: Die Tiefgaragenentlüftungen sollten über Dachniveau ihren Auslass erhalten. Die 
prognostizierten Verkehrsmengen und die Bauweise lassen keine Überschreitung der Grenzwerte 
der 39. BImSchV für Feinstaub oder Stickstoffoxide erwarten. Der Umweltbelang Luftschadstoffe 
Immissionen ist als nicht erheblich betroffen zu bewerten. 
 
Erneuerbare Energien/Energieeffizienz (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 f) 
Ziele des Umweltschutzes: Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG, 21.07.2004); 
EnergieeinsparVO vom 24.07.2007, Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses Köln aus 
6/2000 zur solarenergetischen Optimierung, bei Unterschreitungen der Abstandsflächen der Bau-
nutzungsverordnung (BauO) NRW ist die DIN 5034-1 (Tageslicht in Innenräumen) anzuwenden. 
 
Bestand/Prognose (Plan): 
Das städtebauliche Konzept des Plangebietes beachtet eine energetische Optimierung, um eine 
Verringerung des Energieverbrauchs und eine Verbesserung der Besonnungsverhältnisse zu ge-
währleisten. Durch die kompakte Bauform wird ein günstiges Oberflächen/Wohnflächen-Verhältnis 
erreicht. Die Hauptfassaden sind nach Süden orientiert. Somit wird nicht nur Erzielung passiver 
Solargewinne optimiert sondern auch die Tageslicht-Ausnutzung. Wenige Wohnungen werden 
nach Westen oder Osten ausgerichtet, keine Wohnung wird nach Norden ausgerichtet. Die Nut-
zungen der Wohnräume werden räumlich nach dem Besonnungszugang verteilt. Eine starke Ver-
schattung der Gebäude untereinander wird vermieden, jedoch werden die zur Bahnlinie bestehen-
den Laubbäume durch neuangepflanzte Laubbäume ergänzt, die den sommerlichen Wärmeschutz 
unterstützen. Auf die dadurch resultierende Verschattung wird hier ausdrücklich hingewiesen.  Er-
gänzend hierzu generiert der ausgewogene Anteil von transparenten und hoch wärmegedämmten 
opaken Flächen einen geringeren Heizwärmebedarf. Der vorgesehene gute Wärmedämmstandard 
führt dazu, dass nur geringe Heizleistungen im Gebäude erforderlich werden. Durch den Einsatz 
von Flächenheizsystemen über die Fußbodenheizung kann die Grundbeheizung auf einem sehr 
niedrigen Temperaturniveau erfolgen. Die Heizenergieversorgung erfolgt durch einen Anschluss 
an die Fernwärmeversorgung, die – bedingt durch die Kraft-Wärmekopplung – einen sehr guten 
Primärenergiefaktor ausweist und sehr wirtschaftlich ist. Zur Optimierung des Energiebedarfs so-
wie zur Einhaltung der Qualität des hygienischen Mindestluftwechsels werden die Gebäude jeweils 
mit einer mechanischen und kontrollierten Lüftungsanlage ausgerüstet. Diese Maßnahmen dienen 
durch eine Verminderung des zusätzlichen Heizwärmebedarfs dem Klimaschutz, da die Emission 
luftfremder Stoffe bei der Gewinnung der Fernwärme nur unwesentlich erhöht wird. 
 
Eine solar+energetische Analyse des städtebaulichen Entwurfskonzeptes bzw. des Bebauungs-
plan-Entwurfes einschließlich geschossweiser Ermittlung der Besonnungsdauer wurde vom dem  
Solarbüro für energieeffiziente Stadtplanung – Dr.-Ing. Peter Goretzki (GOSOL) durchgeführt. 
Nach Aussagen des Gutachtens ist der verfügbare passive Solargewinn durch die Planung, das 
heißt die Voraussetzungen für die passive Sonnenenergienutzung im Mittel als befriedigend zu 
bewerten. Solare Verluste durch die Geländeform werden nicht verursacht, die Gebäude sind als 
Ganzes optimal orientiert. Verschattung gilt als eine weitere Ursache für solare Verluste, hierbei 
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werden sowohl die gegenseitige Verschattung der Gebäude als auch die Verschattung der Ge-
bäude durch Bäume betrachtet. Infolge einer gegenseitigen Verschattung der geplanten Gebäude 
weist die nördliche Zeile eine sehr starke Verminderung, in der südlichen Zeile eine vertretbare 
Verminderung der passiven Solargewinne auf. 
Die durch Bäume verursachte Verschattung im Plangebiet ist infolge bestehender, planungsrecht-
lich festgesetzter Gebäude in der südlichen Gebäudezeile sehr hoch. 
Bei Betrachtung der Heizenergiebilanz weisen die Gebäude einen der GFZ (Geschossflächenzahl) 
und Geschossigkeit entsprechenden durchschnittlichen wohnflächenspezifischen Wärmeverlust 
auf. 
Grundlage für die Bewertung der Besonnungsdauer sind die Vorgaben der DIN 5034-1, hier die 
ausreichende Besonnungsdauer am 17. Januar und am 23. September/Tag/Nacht- 
gleiche.  
Ebenso erfolgte eine Betrachtung der "mittleren gewichteten Besonnungsdauer" der Wohnungen. 
Die "gewichtete Besonnungsdauer" berücksichtigt im Gegensatz zur DIN 5034-1, realitätsnah den 
anteiligen Lichtdurchgang durch die Baumkronen im unbelaubtem Zeitraum und die Teilverschat-
tung von Fensterflächen. Als Bezugstage gelten der Sonnen-Tiefstand am 21. Dezember und ein 
"mittlerer Wintertag", der 8. Februar. Die Betrachtung erfolgte geschossweise. 
Die gutachterliche Betrachtung des Aspektes "ausreichende Besonnungsdauer" im Winter kommt 
zu dem Ergebnis, dass alle an der Südfassade angeordneten Wohnungen der Gebäude südlich 
der Magistrale einschließlich der Zwischenbauten im Winter eine gute bis hervorragende Beson-
nungsqualität aufweisen. Aufgrund von Verschattung durch planungsrechtlich festgesetzte Bäume, 
die nach DIN 5034-1 auch außerhalb der Vegetationsperiode als lichtundurchlässig gelten, wird in 
Teilbereichen der Südfassade im Sinne der DIN eine ausreichende Besonnungsdauer verfehlt. 
Einschränkungen hinsichtlich der Besonnungsqualität sind in Teilbereichen während der Vegetati-
onsperiode insbesondere in Kleinwohnungen und Zwischenbauten zu erwarten. Die Südseiten der 
nördlich der Magistrale befindlichen Gebäude sowie deren Zwischenbauten im Erdgeschoss und 1. 
Obergeschoss weisen in den Wintermonaten eine nur eingeschränkte, das heißt eine überwiegend 
noch ausreichende Besonnungsqualität auf. Ab dem 2. Obergeschoss ist eine durchgängig gute  
bis sehr gute Besonnungsqualität zu erwarten. 
Alle ausschließlich nach Nordnordwest, Ostnordost und Westsüdwest orientierten Wohnungen bis 
zum 1. Obergeschoss in den Hofbereichen sind bezüglich der ausreichenden Besonnungsdauer 
kritisch zu sehen. Hier ist nur eine mangelhafte bzw. ausreichende Besonnungsqualität möglich. 
Bei den Ostnordost ausgerichteten Wohnungen trifft dies auch in Teilen für das 2. Obergeschoss 
zu. Die im Erdgeschoss der geplanten Kindertagesstätte vorgesehenen Räume mit zugehörigem 
Zwischenbau werden im Winter nur eine ungenügende bis maximal ausreichende Besonnungs-
qualität aufweisen.  
In den 3. und 4. Obergeschossen wird bei allen Gebäuden eine sehr gute Besonnungsqualität er-
reicht.  
 
Die Verschattung der nördlich des Plangebietes vorhandenen Wohngebäude wurde nicht unter-
sucht, da bei Einhaltung der Abstände gemäß der Baunutzungs-Verordnung (BauNVO NW) davon 
ausgegangen werden kann, dass keine erhebliche Verschattung durch die Plangebäude erfolgt. 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen:  
Zur Sicherung einer ausreichenden Besonnungsqualität ist auf der Erdgeschossebene sowie im 
Bereich des 1. Obergeschosses und im Teilen des 2. Obergeschosses von nach Norden, Nordos-
ten bzw. Nordwesten ausgerichteten Wohnungen  und der Kindertagesstätte eine Optimierung der 
Grundrisszuschnitte vorzunehmen. 
 
Bewertung: Der Umweltbelang ist unter Berücksichtigung der Optimierungshinweise zur Erzielung 
einer ausreichenden Besonnungsqualität für Teilbereiche von Gebäuden im Winter als nicht erheb-
lich zu bewerten. 
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Gefahrenschutz 
Ziele des Umweltschutzes: gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- 
und Arbeitsbevölkerung (§1 Absatz 5 Nummer1 BauGB) und je nach Belang: BImSchG, Länderer-
lasse, zum Beispiel Magnetfeldbelastung, Abstandserlass; Hochspannung (Oberleitungen) Explo-
sionsgefahr: GefahrenschutzVO 
 

Kampfmittel/Explosionsgefahr 
Bestand/Prognose (Plan):  
Innerhalb des Plangebietes des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegt ein diffuser Kampfmit-
telverdacht vor. 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: Vor Umsetzung der Planung ist bezüglich 
der weiteren Vorgehensweise ein Ortstermin mit dem Kampfmittelräumdienst zu vereinbaren. Ein 
entsprechender Hinweis ist in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu übernehmen. 
 
Bewertung: Der Umweltbelang Gefahrenschutz, hier: Kampfmittel/Explosionsgefahr ist bei vorheri-
ger Durchführung von Untersuchungs- und Sicherungsmaßnahmen als nicht erheblich betroffen zu 
bewerten. 
 
Kultur- und sonstige Sachgüter (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 d) 
Ziele des Umweltschutzes: BauGB, BNatSchG, Denkmalschutzgesetz 
hier: Sonstige Sachgüter 
Bestand/Prognose Nullvariante: 
Bereich geplantes Wohngebiet: 
Im Plangebiet des Vorhaben- und Erschließungsplans (VEP) verläuft entlang der nördlichen bzw. 
nordwestlich Plangebietsgrenze eine unterirdische Versorgungsleitung (20 KV Trasse) der Stadt-
werke Köln (SWK) zur Versorgung des Bahnunterwerks  
 
Bereich Kreisverkehr: 
Im Zuge der Straßenumgestaltung des Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg wird im Nord-
osten in eine bestehende Grünfläche mit vorhandenem Baumbestand eingegriffen. 
Ein als "Friedenseiche" definierter Baum mit Gedenkstein steht innerhalb der geplanten Erweite-
rung der Straßenkreuzung. 
 
Bei Nichtrealisierung bliebe die derzeitige Bestandsituation unverändert. 
 
Prognose (Plan):  
Die vorhandene Versorgungsleitung wird, bis auf einen Trassenabschnitt, der sich im Südwesten 
im Bereich von Haus 5 befindet und umgelegt wird, im Bestand gesichert. Der als "Friedenseiche" 
gepflanzte Baum wird innerhalb der angrenzenden städtischen Grünfläche versetzt. Gleiches gilt 
für den mit der "Friedenseiche" aufgestellten Gedenkstein. Für die weiteren von der Planung be-
troffenen Laubbäume ist gemäß Baumschutzsatzung [BSchS] der Stadt Köln ein Ersatz zu leisten 
(siehe auch unter Punkt 5.1.3 "Pflanzen"). 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: Es ist eine Bestandsicherung und Umle-
gung der vorhandenen unterirdischen Leitung vorzunehmen; dieses geschieht über die Festset-
zung einer Fläche (L) mit Leitungsrecht. Der von der Umbaumaßnahme im Kreuzungsbereich 
Kieskaulerweg/Kratzweg betroffene Baum und Gedenkstein ist in die nordöstlich angrenzende 
städtische Grünfläche vor Baubeginn zu verpflanzen bzw. zu versetzen.  
 
Bewertung: Der Umweltbelang Kultur – und sonstige Sachgüter, hier: sonstige Sachgüter wird 
durch die Planung nicht erheblich betroffen. 
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5.6.3 Erheblich durch die Planung betroffene Umweltbelange 
 
5.6.3.1 Natur und Landschaft  
 
5.6.3.1.1 Pflanzen (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 a) 
Ziele des Umweltschutzes: BauGB, BNatSchG, Baumschutzsatzung Stadt Köln 
Bestand: Im Jahr 2011 sowie zu Beginn 2012 erfolgten Kartierungen der Biotoptypen und des 
Baumbestandes vor Ort durch FSWLA Landschaftsarchitektur GmbH. Die Biotoptypenkartierung 
wurde auf der Grundlage des LÖBF/Köln-Codes vorgenommen.  
 
Plangebiet Vorhaben- und Erschließungsplan:  
Der überwiegende Teil des Plangebietes wird durch eine Gartenbrache mit hohem Gehölzanteil 
geprägt. Daneben finden sich auf dem Grundstück der ehemaligen KVB-Wendeschleife eine 
Baumhecke sowie innerstädtische Einzelbäume und Baumgruppen mit standorttypischen Arten. 
An die Verkehrsfläche des Kieskaulerwegs schließen versiegelte beziehungsweise teilversiegelte 
Flächen an. 
 
Bei den im Plangebiet anzutreffenden Baumarten handelt es sich unter anderem um Ahornarten, 
Linden, Vogelkirsche, Salweide, Gemeine Kiefer und Obstgehölze. Innerhalb des Plangebietes 
wurden einschließlich Baumhecke 110 Bäume kartiert, davon sind 88 Bäume nach der Baum-
schutzsatzung der Stadt Köln geschützt. Die offenen Flächen sind mit Brom- und Kratzbeere 
überwuchert. Entlang der nördlichen und nordwestlichen Grenze verläuft eine unterirdische Strom-
leitung, hier sind grasartige-/krautige Vegetationsstrukturen zu finden.  
 
Tabelle Nummer 3 Biotoptypen – Bestand (ohne Kreisverkehr) 

Köln Code/ 
Sporbeck 

Biotoptypen 
Fläche 

[m²] 
Flächenan-

teil in % 

versiegelt, 
teilversie-
gelt, be-
festigt 

nicht 
versie-

gelt 

Bestand 
VF221/HY
1 

Parkplätze, versiegelt 1989 22,0 1.989 0 

VF213/HY
2 

Verkehrsfläche, Wege, teilversiegelt 327 3,6 327 0 

GH 
4431/BD 
51 

Baumhecke aus standorttypischen 
Arten und geringem Baumholz 

154 1,7 0,0 154 

BR13131/B
D71 

Vegetation an Böschungen, Straßen-
ränder, gehölzreich, junger Gehölzbe-

stand, standortgerecht 
120 1,3 0,0 120 

BR11/HM5
2 

Innerstädtisches Straßenbegleitgrün, 
brachig 

207 2,3 0,0 207 

PA42/HM5
2 

Innerstädtische Baumgruppe, standort-
typisch, mittleres Baumholz 

50 0,6 0,0 50 

PA43/HM5
2 

Innerstädtischer Einzelbaum, standort-
typisch, starkes Baumholz 

70 0,8 0,0 70 

GA231/HW
82 

Gartenbrache mit hohem Gehölzanteil 6113 67,7 0,0 6113,0 

 
 
Plangebiet Kreuzungsbereich Kratzweg/Kieskaulerweg: 
Der Kreuzungsbereich stellt eine mit Asphalt und Pflaster versiegelte Verkehrsfläche dar. Im Wes-
ten wird die Fahrbahn durch einen mit Ziersträuchern und Bäumen bestandenen Grünstreifen von 
dem vorhandenen Fußweg getrennt. Nordöstlich und nordwestlich schließen mit Bäumen bestan-
dene Rasenflächen einer öffentlichen Grünfläche an. Als Baumarten anzutreffen sind Eiche, Zier-
kirsche, Baumhasel. Insgesamt wurden 14 Bäume kartiert, davon sind 5 Zierkirschen aufgrund des 
Reihenstatus gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt Köln geschützt. 
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Prognose (Plan):  
Plangebiet Vorhaben- und Erschließungsplan:  
Die Planung sieht die Errichtung eines Wohnquartiers mit mehrgeschossiger Bebauung vor, in 
dem künftig gärtnerisch gestaltete Flächen und private Gärten neben versiegelten Frei- und Ver-
kehrsflächen anzutreffen sind. Ein Teil der Vegetationsflächen befindet sich auf durch eine Tiefga-
rage unterbauten Flächen ohne direkten Bodenanschluss. 
Raumprägende Einzelbäume, hier insbesondere Laubbäume entlang der südlichen Grenze und im 
Straßenraum am Kieskaulerweg (Linde) werden erhalten. Gleiches gilt für einzelne Bäume an der 
nördlichen bzw. nordwestlichen Plangebietsgrenze.  
Bei den vorgesehenen Neupflanzungen handelt es sich um mittel- bis kleinkronige Laubbäume 
und Solitärgehölze, um Ziersträucher und Bodendecker, sowie Rasenflächen. Private Gärten vor 
den Wohngebäuden sind mit standortgeeigneten Heckenpflanzungen (z. B. Hainbuche, Liguster 
etc.) einzufassen. Ferner entstehen Rasen- und Sandbereiche als Außenspielflächen für die ge-
plante Kita und im nordwestlichen Teil des Wohngebietes als geplante private Spielfläche. Entlang 
der nordwestlichen bzw. nördlichen Grundstücksgrenze sind überwiegend freiwachsende Hecken-
strukturen mit einheimischen, standortgeeigneten Gehölzen vorgesehen, die planungsrechtlich 
auch vor dem Hintergrund des Artenspektrums festgesetzt werden. 
 
Die Dächer der Wohngebäude werden als Flachdächer ausgebildet. Mindestens 30 % der Dach-
flächen sollen als extensives Gras-/Krautdach begrünt werden. 
 
Innerhalb des Plangebietes werden insgesamt 14 Bestandsbäume durch Erhalt gesichert. Es han-
delt sich um prägende Einzelbäume bzw. Baumgruppen entlang der nordwestlichen und nordöstli-
chen Grundstücksgrenze, entlang der Straße Kieskaulerweg und um Bäume im Bereich der südli-
chen Grundstücksgrenze, die rahmende und raumbildende Funktionen übernehmen. 
 
78 Bäume der im Plangebiet gemäß Baumschutzsatzung der Stadt Köln geschützten Bäume sind 
zu fällen und durch Ersatzpflanzungen auszugleichen. Die Größenordnung beträgt circa 112 Bäu-
me. Die Planung sieht die Neupflanzung von circa 50 Bäumen vor, so dass etwa die Hälfte der zu 
ersetzenden Bäume innerhalb des Plangebietes als Ersatz geleistet werden kann. Für die darüber 
hinaus notwendigen Ersatzbaumpflanzungen wird ein Ausgleich durch die Regelung einer Ersatz-
geldzahlung ermöglicht. Für weitere 20 Bäume, die durch die geplante Wohnbebauung entfallen 
und die keinem Schutzstatus gemäß Baumschutzsatzung der Stadt Köln unterliegen, ist kein Er-
satz zu leisten. 
 
Tabelle Nummer 4 Biotoptypen – Planung (ohne Kreisverkehr) 

Köln Code/ 
Sporbeck 

Biotoptypen 
Fläche 

[m²] 

Flächenan-
teil 

 in % 

versiegelt, 
teilversie-

gelt, befes-
tigt 

nicht 
versie-

gelt 

Planung 
SB132/HN2
1 

Durchgrüntes Wohngebiet 6375 70,6 3682,0 0 

VF211/HY1 Verkehrsfläche, Wege, Plätze, versiegelt 2572 28,5 2.572 0 

PA42/HM52 
Innerstädtische Baumgruppe, standortty-

pisch, mittleres Baumholz 
48 0,5 0,0 48 

PA43/HM52 
Innerstädtischer Einzelbaum, standortty-

pisch, starkes Baumholz 
35 0,4 0,0 35 

 
Plangebiet Kreuzungsbereich Kratzweg/Kieskaulerweg: 
Im Kreuzungsbereich Kratzweg/Kieskaulerweg wird die vorhandene versiegelte Straßenverkehrs-
fläche mit angrenzenden Park,- Rad- und Fußflächen als Kreisverkehr ausgebaut. Damit wird ein 
Ersatz für die am Kieskaulerweg entfallende Buswendemöglichkeit für die auf dem Kieskaulerweg 
verkehrenden Buslinien sichergestellt. 9 der im Plangebiet erfassten Bäume sind von der Planung 
nicht betroffen und werden erhalten. Durch den Ausbau entfallen heute im Straßenraum und auf 
den angrenzenden städtischen Grünflächen 5 vorhandene Laubbäume. Da diese keinem Schutz-
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status nach Baumschutzsatzung der Stadt Köln unterliegen, ist für das Entfernen im Rahmen des 
Kreisverkehrsausbaus kein Ersatz zu leisten. Die sogenannte "Friedenseiche" mit Gedenkstein im 
Nordosten wird innerhalb der bestehenden städtischen Grünfläche versetzt. 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: Die Erhaltung von Laubbäumen entlang 
der nordöstlichen, nordwestlichen und südlichen Grenze wie auch der Erhalt von raumprägenden 
Laubbäumen entlang des Kieskaulerwegs und im Ausbaubereich des Kreisverkehrs stellen Ver-
meidungsmaßnahmen dar. Als Minderungsmaßnahme ist die Durchgrünung des neuen Wohn-
quartiers mit Baum- und Gehölzpflanzungen und die Anlage von kleineren Gärten und Spielflächen 
zu werten. Gleiches gilt für die extensive Dachbegrünung auf Teilen der Gebäudeflächen. 
 
Die Auswahl auch fremdländischer Arten mindert jedoch den Wert dieser Pflanzungen unter öko-
logischen Aspekten, insbesondere den Wert der Pflanzen als Lebensgrundlage für die Tierwelt.  
 
Über textliche grünordnerische Festsetzungen im Bebauungsplan soll die Verwendung von über-
wiegend heimischer, standortgeeigneter Baum- und Gehölzarten geregelt werden, um auch künftig 
trotz einer hohen Grundstücksausnutzung ein wenn auch eingeschränktes Artenspektrum zu stabi-
lisieren. 
 
Bewertung: Die heute durch vorhandenen heimischen Baumbestand und standorttypischen Auf-
wuchs geprägte Fläche der ehemaligen Straßenbahnwendestelle wird grundlegend verändert, 
auch wenn innerhalb des Plangebietes des Vorhaben- und Erschließungsplans heute einige raum-
prägende, vorhandene Bäume erhalten bleiben. Im künftigen Wohnquartier werden aufgrund der 
Nutzung als intensiv gestaltete Grünflächen ein geringeres Artenspektrum an heimischen, stand-
orttypischen Pflanzen anzutreffen sein. Die ökologische Wertigkeit der Flora erfährt deutliche Ein-
bußen. 
 
Durch die Planung wird eine erhebliche Betroffenheit des Umweltbelangs ausgelöst.  
Die Umsetzung der Planung im Plangebiet Kieskaulerweg wie auch der Ausbau des Kreuzungsbe-
reichs Kieskaulerweg/Kratzweg verursachen das Entfernen von vorhandenem Baumbestand. Ein 
Teil der erforderlichen Ersatzpflanzungen gemäß Vorgaben der Baumschutzsatzung der Stadt 
Köln können im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nummer 73458/02 
erfolgen. Um einen vollständigen Ausgleich für entfallende nach Baumschutzsatzung der Stadt 
Köln geschützte Bäume zu erzielen, sind neben den geplanten Ersatzpflanzungen innerhalb des 
Plangebiets Ersatzgeldzahlungen zu leisten. 
 
5.6.3.1.2 Tiere (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 a) 
Ziele des Umweltschutzes: BauGB, BNatSchG, FFH-RL, VRL, Landschaftsgesetz NRW 
 
Tiere (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7a) 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens erfolgte in 2011 eine faunistische Kartierung und arten-
schutzrechtliche Bewertung. Das Plangebiet wurde auf das Vorkommen von Tieren und seine Be-
deutung für die heimische Fauna untersucht. Schwerpunkte bildeten hierbei die Vogelfauna, Fle-
dermausvorkommen und mögliche Zufallsfunde (Kriechtiere). 
 
Bestand:  
Europäische Vogelarten 
Das Plangebiet wird von verschiedenen Brutvogelarten und Gastvogelarten der Gebüsche und 
Baumbestände besiedelt bzw. besucht. Als verbreitete und ungefährdete Vogelarten, die im Plan-
gebiet und der näheren Umgebung anzutreffen sind, wurden Amsel, Blaumeise, Kohlmeise, Bunt-
specht, Elster, Gartengrasmücke, Grünfink, Heckenbraunelle, Kohlmeise, Mönchgrasmücke, Rot-
kehlchen, Zaunkönig und Zilpzalp nachgewiesen.  
 
Als Gastvögel der verbreiteten und ungefährdeten Vogelarten wurden Halsbandsittich, Mauerseg-
ler und Ringeltaube nachgewiesen.  
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Tabelle Nummer 5 – im Plangebiet vorkommende Vogelarten 

Art Sta-
tus 

RL 
NW/NB 

RL D Erläuterungen 

Amsel  
Turdus merula 

B x/x x Brutvogel, 1 Revier im Plangebiet, 2 Rand-
reviere  

Blaumeise  
Parus caeruleus  

B x/x x 2-3 Reviere in Gehölzen im östlichen und 
westlichen Teil des Plangebietes 

Buntspecht  
Dendrocopos major  

B x/x x Brutnachweis in Kirschbaum im Westen des 
Plangebietes 

Elster  
Pica pica 

NG, 
Bu 

x/x x Regelmäßiger Gastvogel im Plangebiet, 
Horst unmittelbar südlich in Gehölz hinter 
Bahntrasse 

Gartengrasmücke  
Sylvia borin  

B x/x x Einzelrevier in verbuschtem Bereich im Os-
ten des Plangebietes 

Grünfink  
Carduelis chloris 

NG, 
Bu 

x/x x Nachweise im Westen und Norden des 
Plangebietes und in der nördlichen Umge-
bung, Brutstandorte in der Umgebung zu 
vermuten 

Halsbandsittich  
Psittacula krameri  

NG Neo Neo Überflug des westlichen Plangebietes, wei-
tere Nachweise in der nördlichen Umgebung  

Haussperling  
Passer domesticus  

Bu V/3 V Nachweis in Gehölzen an Bahntrasse süd-
lich des Plangebietes, möglicher Brutvogel 
an Gewerbegebäude, im Plangebiet poten-
zieller Nahrungsgast 

Heckenbraunelle  
Prunella modularis 

B x/x x Revier in verbuschtem Bereich im Osten 
des Plangebietes, Randrevier an nördlicher 
Grenze, weiteres Revier unmittelbar west-
lich des Plangebietes 

Klappergrasmücke  
Sylvia curruca 

Bu V/3 x Nachweise in Gehölzen südlich und nördlich 
des Plangebietes (1 oder 2 Reviere), im 
Plangebiet potenzieller Nahrungsgast 

Kohlmeise  
Parus major  

B x/x x 2 Reviere im Baumbestand im zentralen 
Bereich des Plangebietes 

Mauersegler  
Apus apus 

NG x/x x Nahrungsgast im Luftraum über dem Plan-
gebiet 

Mönchsgrasmücke  
Sylvia atricapilla 

B x/x x 2 Reviere, in verbuschtem Bereich im Osten 
und im gehölzreichen zentralen Bereich des 
Plangebietes 

Ringeltaube  
Columba palumbus  

NG x/x x Nachweise in Baumbeständen im Osten des 
Plangebietes, weiterhin in der nördlichen 
und westlichen Umgebung 

Rotkehlchen  
Erithacus rubecula 

B x/x x Einzelrevier im gehölzreichen zentralen Be-
reich des Plangebietes  

Zaunkönig  
Troglodytes troglo-
dytes 

B x/x x Brutreviere in gehölzreichen Gärten und auf 
dem Friedhof  

Zilpzalp  
Phylloscopus colly-
bita  

B x/x x Einzelrevier im Baumbestand im zentralen 
Bereich des Plangebietes 
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Keine dieser Arten ist gefährdet oder artenschutzrechtlich "planungsrelevant" im Sinne des Minis-
teriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nord-
rhein-Westfalen (MUNLV 2008). 
 
Haussperling und Klappergrasmücke wurden als mögliche Nahrungsgäste im Plangebiet und Brut-
vögel in der näheren Umgebung festgestellt. Sie stehen auf der Vorwarnliste für NRW und sind 
zugleich im Naturraum als gefährdet eingestuft, nutzen den Vorhabensbereich aber nicht zur Brut. 
 
Fledermäuse 
Im Rahmen der vorhabenbezogenen Erfassung wurde die Zwergfledermaus als eine Art des An-
hangs IV der Flora-Fauna-Habitat – Richtlinie (FFH-Richtlinie) vereinzelt jagend über dem Plange-
biet nachgewiesen. Die Quartiere liegen vermutlich in den Siedlungsbereichen der Umgebung. 

Da mehrere Bäume innerhalb des Plangebietes Hohlräume und Spalten aufweisen, können diese 
theoretisch Quartiersmöglichkeiten für Fledermäuse bieten. Aufgrund der geringen Aktivitäten kann 
rückgeschlossen werden, dass kein Kolonievorkommen zu erwarten ist. 
 
Zufallsfunde (Reptilien) 
Zufallsfunde, hier insbesondere das Vorkommen der Zauneidechse als Reptilienart des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie haben sich bei den in 2011 durchgeführten Begehungen nicht bestätigt. Das 
Vorkommen bzw. eine Betroffenheit von Arten aus weiteren Artengruppen des Anhangs IV FFH-
Richtlinie können aufgrund der Lebensraumsituation im Plangebiet ausgeschlossen werden. 
 
Prognose (Plan):  
Vögel 
Durch die Planung erfolgt eine Veränderung der bestehenden Biotop- und Vegetationsstrukturen 
und damit des Lebensraums für die dort angetroffenen Vogelarten. Aufgrund von bau-, betriebs- 
und anlagebedingter Störeinwirkungen kommt es zu einer Inanspruchnahme der Brutlebensräume, 
einschließlich der Niststandstorte in den Gehölzen zu einer vorhabenbedingten Zerstörung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie von Nahrungshabitaten. Die Arten sind jedoch ungefährdet 
und verbreitet und kommen auch in den gehölzreichen benachbarten Siedlungszonen vor. Da-
durch sind Ausweichmöglichkeiten vorhanden und die ökologische Funktion der Lebensstätten im 
räumlichen Zusammenhang bleibt erhalten. 
 
Fledermäuse 
Für die als vereinzelt jagender Nahrungsgast im Plangebiet beobachtete Zwergfledermaus gehen 
durch die Umnutzung des Plangebietes Vegetationsstrukturen verloren. Jedoch kann eine direkte 
Gefährdung von Individuen bzw. Entwicklungsstadien durch Rodung potenzieller Ouartierbäume 
durch eine ökologische Baubegleitung für diese Arbeiten vollständig vermieden werden. Eine theo-
retische Zerstörung bzw. Schädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist im Zuge der Ro-
dung von Bäumen mit Höhlen und Spalten nicht vollständig auszuschließen. Die Eingriffe betreffen 
aber nur einen sehr geringen Anteil des Lebensraumes der Lokalpopulation im Siedlungsraum von 
Köln-Merheim. Die Verkleinerung des Jagdhabitats und die Beseitigung potentieller Quartierbäume 
fallen nicht unter die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG. 
 
Prognose (Nullvariante): 
Wenn die Planung nicht realisiert werden würde, wäre über einen längeren Zeitraum das heutige 
Artenspektrum auch weiterhin zu beobachten. Langfristig ist im Bereich der Brachfläche mit einer 
Vegetationsentwicklung hin zu waldartigen Strukturen zu rechnen, dabei würde sich auch das Ar-
tenspektrum verschieben. 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: Als obligatorische Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen gelten die gesetzlichen Ausschlusszeiten für die Beseitigung von Gehöl-
zen und Vegetationsflächen und für weitere baubedingte Flächennutzungen zur Wahrung des Tö-
tungsverbotes. Weitere Ausgleichsmaßnahmen sind nicht notwendig. 
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Bewertung:  

Vögel 
Für die im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen, verbreiteten und ungefährdeten Brut- und Gast-
vogelarten kann das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden. 
Haussperling und Klappergrasmücke wurden als regional gefährdete mögliche Brutvogelarten 
nachgewiesen. Sie kommen als mögliche Nahrungsgäste im Plangebiet und Brutvögel in der nähe-
ren Umgebung vor, nutzen den Vorhabensbereich aber nicht zur Brut.in  Eine Gefährdung von In-
dividuen oder Entwicklungsstadien oder die direkte und indirekte Anspruchnahme von Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten ist nicht gegeben. Die Erhaltung von im Plangebiet vorkommenden Nah-
rungshabitaten wird vorgeschlagen, aber aus artenschutzrechtlicher Sicht ist dieses nicht zwin-
gend notwendig. 
 
Fledermäuse 
Die im Untersuchungsgebiet als Nahrungsgast nachgewiesene Zwergfledermaus gehört zu Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie. Das geplante Vorhaben führt, unter Berücksichtigung der vor-
gesehenen Vermeidungsmaßnahme, nicht zu einer Erfüllung von Verbotstatbeständen nach § 44 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 BNatSchG und ist aus artenschutzrechtlicher Sicht zulässig. 
 

5.6.3.1.3 Biologische Vielfalt (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 a) 
Ziele des Umweltschutzes: BauGB, BNatSchG 
 
Bestand: Das Plangebiet wird heute im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans überwie-
gend von bodenständigen, heimischen Arten einer Gartenbrache und innerstädtischen Einzelbäu-
men und Baumgruppen dominiert. Die innerstädtischen Bäume stehen in verkehrsinselartigen Ve-
getationsflächen. Der Kieskaulerweg als öffentliche Verkehrsfläche schließt sich mit versiegelten 
bzw. teilversiegelten Flächen nach Osten an die Brache an. Baumheckenartige Vegetationsstruk-
turen grenzen das Vorhabengebiet nach Süden zur Stadtbahntrasse hin ab. Bei den Tieren sind 17 
Vogelarten als Vertreter landesweit und regional ungefährdeter Europäischer Vogelarten als Brut- 
und/oder Gastvogel anzutreffen. Die relativ hohe Artenvielfalt beruht auf der guten Vernetzung des 
Areals mit umgebenden Gärten, Parks und extensiv gepflegten Freiflächen. 
 
Prognose (Plan/Nullvariante): Die botanische Artenvielfalt wird vermutlich nicht geschmälert, aller-
dings von bodenständigen Arten hin zu standortfremden Arten verschoben. Heimische Pflanzen 
sind jedoch die Lebensgrundlage für die heimische Insektenfauna, die wiederum die Nahrungs-
grundlage für Wirbeltiere darstellt. Durch die Umsetzung des Plans wird die faunistische Artenviel-
falt im Plangebiet selbst geschmälert, insgesamt in Merheim jedoch kaum berührt. Bei Nichtumset-
zung der Planung würde sich das Plangebiet langfristig über mehrere Entwicklungsstadien in eine 
waldartige Gehölzfläche verwandelten und das heute anzutreffen Artenspektrum verändern. 
 
Bewertung: Im Vergleich zum Bestand wird durch die Planung die heute anzutreffende Artenvielfalt 
verringert. Durch Maßnahmen wie die Verwendung vorwiegend heimischer Gehölze und Sträu-
cher, die Anlage einer extensiven Dachbegrünung können die negativen Folgen gemindert wer-
den.  
 

5.6.3.2 Landschaft/Ortsbild (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 a) 
Ziele des Umweltschutzes: BauGB, BNatSchG, DSchG 
 
Bestand: Das offen gelassene Areal der ehemaligen Wendeschleife der Stadtbahntrasse stellt in-
nerhalb der innerörtlichen Lage von Merheim einen ungeordnet wirkenden Freiraum dar, der in 
Teilbereichen für Parkzwecke, als Taxistand und als Wendemöglichkeit für Linienbusse genutzt 
wird. Die heutige Situation im Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg stellt sich als versiegelte 
Verkehrsfläche mit randlich begleitenden Verkehrsgrünflächen dar. 
 
Prognose (Plan/Nullvariante): Durch die Planung wird der heute ungeordnete Charakter des sich 
als Brachfläche entwickelten Areals der ehemaligen Wendeschleife der Stadtbahntrasse aufgeho-
ben. Die räumliche Gliederung und Stellung der geplanten Gebäude greift im Umfeld des Plange-
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bietes vorhandene Kubaturen auf und orientiert sich an Höhenstaffelungen (I bis IV/V Geschosse). 
Ziel ist es, ein durchgrüntes Quartier mit Aufenthaltsqualitäten für eine öffentliche wie private Nut-
zung zu entwickeln. Soweit möglich, werden vorhandene Grünstrukturen erhalten und durch Neu-
pflanzungen von Bäumen ergänzt. 
 
Durch den Ausbau des Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg wird die Dimension der Stra-
ßenverkehrfläche vergrößert. Die den Kreuzungsbereich umgebenden Grünflächen und durch 
Vorgärten geprägte Siedlungssituation werden im ihrem Erscheinungsbild jedoch nicht maßgeblich 
verändert. 
 
Bei Nichtumsetzung der Planung würde sich langfristig auf der Brachfläche eine waldähnliche Ge-
hölzfläche entwickeln. Die offenen versiegelten bzw. teilversiegelten Flächen entlang des Kieskau-
lerwegs würden weiterhin Buswendemöglichkeit, als Taxistand und als ungeordnete Parkplätze 
fungieren. Die Straßenkreuzung Kieskaulerweg/Kratzweg bliebe in ihrer jetzigen Ausprägung er-
halten. 
 
Bewertung: Durch die Planung erfolgt eine städtebauliche Neuordnung des Siedlungsbereichs am 
Kieskaulerweg und dem Umfeld der Stadtbahnhaltestelle "Mehrheim". Über die neu entstehende 
Freiraumsituation kann eine in der Grün- und Stadtplanung verfolgte Freiraumverbindung zwischen 
Merheim und der Innenstadt bzw. weiterer nach Osten anschließender Stadteile gesichert werden.  
 
Die Veränderung des Ortsbildes im Bereich des geplanten Wohngebietes ist als erheblich zu be-
werten. Sie ermöglicht jedoch aus der Sicht der Stadtgestaltung eine für Merheim positive Verän-
derung. 
 

5.6.3.3 Boden (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7a) 
Ziele des Umweltschutzes: § 1a BauGB, BBodSchG, BBodSchV, LBodSchG NRW 
 
Bestand: Die Bodenkarte der Stadt Köln ordnet den Flächen des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans eine Schutzwürdigkeit bezüglich der Bodenfruchtbarkeit zu. Laut der durchgeführten 
orientierenden Bodenuntersuchung befindet sich das Plangebiet im Bereich der Niederterrasse, 
die die Untere Mittelterrasse überlagert. Die durchschnittliche Mächtigkeit der Mittel- und Niederter-
rasse beträgt etwa 15 m. Die Sedimente der Niederterrasse bestehen hauptsächlich aus sandigem 
Schluff über zum Teil kiesigen Sand und sandigem Kies. Terrassensedimente sind mit Hochflut- 
bzw. Auenlehm in geringer Mächtigkeit überdeckt. 
 
Das Areal des Vorhaben- und Erschließungsplans am Kieskaulerweg ist zu charakterisieren als 
offen gelassene Brachfläche mit Baumbestand, Gehölzaufwuchs, Einbauten der ehemaligen Wen-
deschleife der Stadtbahntrasse sowie als versiegelte bzw. teilversiegelte durch Verkehr genutzte 
Flächen am Kieskaulerweg. Ferner verläuft entlang der nördlichen bzw. nordwestlichen Plange-
bietsgrenze eine unterirdische Stromleitung. In den nicht versiegelten oberen Bodenschichten ist 
Mutterboden zumeist mit 0,50 Schluff, stark, tonig, feinsandig anzutreffen. Die Untersuchung zeigt 
auch, dass aufgrund der Vornutzung geringe Fremdanteile wie Ziegel-, Betonbruch und Schlacke 
im Boden anzutreffen sind. Der Anteil der Bodenversiegelung beträgt circa 26 %. Im Kreuzungsbe-
reich Kieskaulerweg/Kratzweg sind bedingt durch vorangegangene Straßenausbaumaßnahmen 
und volle Versiegelung der Verkehrsflächen (Pflaster, Asphalt) in den oberen Bodenschichten kei-
ne natürlichen Bodenverhältnisse mehr zu erwarten. Die angrenzenden Vegetationsflächen sind 
nach Aussage der durchgeführten Bodenuntersuchungen ebenfalls anthropogen durch Auffüllun-
gen verändert. 
 
Prognose (Plan): Die Entwicklung des neuen Wohnquartiers am Kieskaulerweg bedingt einen Ein-
griff in das vorhandene Bodengefüge. Der Anteil der Bodenversiegelung beträgt künftig, auch be-
dingt durch die Errichtung einer Tiefgarage unter den Baukörpern und die Versiegelung von öffent-
lich und privat nutzbarer Frei- und Spielflächen circa 74 %. Die verbleibenden Garten-, Rasen- und 
Gehölzflächen sichern den Erhalt bestehender Bodenstrukturen. Durch den Ausbau des Kreisver-
kehrs im Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg werden kleinere heute als Grünflächen ges-
taltete unversiegelte Flächen versiegelt.  
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Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: Die Sicherung und fachgerechte Lage-
rung von Oberboden hat vor Beginn der Umsetzung der Planung zu erfolgen.  
 
Bewertung: Die Planung initiiert aufgrund des hohen Versiegelungsgrads einen erheblichen Eingriff 
in das Schutzgut Boden. Die Bodengüte ist bedingt durch die anthropogene Vornutzung bereits 
beeinträchtigt. Eine Umnutzung bereits vorgenutzter Flächen mit beeinträchtigten Bodenfunktionen 
ist einer Siedlungsentwicklung im ungestörten Freiraum vorzuziehen. 
 

5.6.3.4 Wasser (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7 a) 
 
5.6.3.4.1 Grundwasser  
Ziele des Umweltschutzes: WHG, LWG NRW, ggf. Wasserschutzzonen-Verordnung  
 
Bestand: Das Plangebiet befindet sich nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet. Wie die Untersu-
chungsergebnisse der orientierenden Bodenuntersuchung zeigen, ist keine Gefährdung des 
Grundwassers gegeben. Aufgrund der Ergebnisse der umweltanalytischen Untersuchungen geht 
von den erbohrten Auffüllmaterialien keine Gefährdung für das Grundwasser aus. Das Plangebiet 
des VEP innerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplans stellt derzeit eine Brachfläche mit 
größeren Vegetationsflächen und abgebrochenen Elementen der ehemaligen Wendeschleife der 
KVB dar. Der Versiegelungsgrad im Bestand beträgt circa 26 %. Im Bereich des geplanten Kreis-
verkehrs Kieskaulerweg/Kratzweg sind überwiegend versiegelte Verkehrsflächen anzutreffen, die 
von als Verkehrsgrün gestalteten unversiegelten Flächen tangiert werden. 
 
Prognose (Plan/Nullvariante): Nach Umsetzung der Planung im Bereich des VEP beträgt der Ver-
siegelungsgrad circa 74 %. Durch die Versiegelung gehen Flächen für die Versickerung von Nie-
derschlagswässern verloren. In den bei 36,50 m NHN bis 37,50 m NHN, das heißt mit einem Flur-
abstand von 12,50 m bis 13,50 m anstehenden Grundwasserhorizont wird durch den Bau einer 
eingeschossigen Tiefgarage innerhalb des VEP-Plangebiets nicht eingegriffen. Das Regenwasser 
der Dach- und Tiefgaragenflächen wird an das öffentliche Kanalnetz abgegeben. 
 
Im Bereich des umzugestaltenden Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg ist der Eingriff in 
heute unversiegelte Flächen marginal. Eine Beeinträchtigung des Grundwasserkörpers ist nicht zu 
erwarten. Bei Nichtumsetzung der Planung im Bereich des VEP bleibt eine größere zusammen-
hängende Vegetationsfläche mit geringen Versiegelungsgrad für die Aufnahme von Niederschlä-
gen und Rückführung in den Grundwasserhaushalt erhalten. 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: Zur Minderung des Flächenverlustes wird 
die Anlage von extensiv begrünten Dachflächen festgesetzt. Durch Niederschlagsaufnahme und 
den verzögerten Ablauf kann Niederschlagswasser über Verdunstung indirekt wieder in den Ge-
wässerkreislauf gelangen. Über die verbleibenden circa 26 % nicht versiegelter und nicht unter-
bauter Vegetationsflächen im geplanten Wohngebiet bleibt eine Rückführung von Niederschlägen 
gewährleistet.  
 
Bewertung: Bezüglich des künftig hohen Versiegelungsgrads liegt eine erhebliche Betroffenheit 
des Schutzgutes Grundwasser vor. Minderungsmaßnahmen gegen die deutliche Verringerung der 
Grundwasserneubildung im Plangebiet sind nur untergeordnet durch eine extensive Dachbegrün-
dung eines Teils der geplanten Flachdächer möglich. Die Versickerung von Niederschlagswasser 
von befestigten Flächen über Rigolen ist nicht vorgesehen, da nicht ausreichend Freiflächen dafür 
zur Verfügung stehen. 
 

5.6.3.5 Mensch, Gesundheit, Bevölkerung (BauGB § 1 Absatz 6 Nummer 7) 
 
5.6.3.5.1 Lärm  
Ziele des Umweltschutzes: DIN 4109, DIN 18005, BImSchG, 16. BImSchV, 24. BImSchV, TA-
Lärm, VLärmSchR97, BauGB (gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse) 
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Lärmemissionen und -immissionen im Bereich der geplanten Wohnbebauung  
Hierzu wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt. Der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan sieht die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes (WA) vor. 
 
Entsprechend sind folgende Beurteilungswerte anzusetzen: 

Lärmart Regelwerk tags in dB(A) nachts in dB(A) 
Verkehrslärm DIN 18005 55 45 
Gewerbelärm TA Lärm 55 40 

 
Im Rahmen der Untersuchung wurde die Einwirkung aus der Umgebung auf das Plangebiet für 
den Tag- und Nachzeitraum für zwei Immissionshöhen (3 m und 9 m über Geländeoberkante) be-
trachtet und bewertet. 
 
Einwirkungen 
Bestand/Prognose Nullvariante: Das Plangebiet ist heute geprägt durch eine größere unbebaute 
Brachfläche sowie versiegelte Verkehrsflächen. Lärmeinwirkungen werden durch Straßenverkehrs-
lärm der umliegenden Straßen, durch Schienenverkehrslärm, durch Fluglärm, wie auch durch be-
nachbarte gewerbliche Nutzungen ausgelöst. Die Immissionspegel für den öffentlichen Straßen-
verkehr auf den umliegenden Straßen, hier insbesondere der Bereich der Bundesautobahn BAB 
A3/A4 zwischen AK Kreuz Köln-Ost und AD Dreieck Heumar, der Olpener Straße, des Kieskau-
lerwegs in Plangebietsnähe wie auch der Kratzweg in Teilen weisen bereits heute eine Überschrei-
tung der nach DIN 18005 zulässigen Orientierungswerte im Tag- und Nachtzeitraum auf. Gleiches 
gilt für den öffentlichen Schienenverkehr und gewerbliche Nutzung in der Nachbarschaft zum 
Plangebiet. Bei Nichtrealisierung der Planung würden die heute auf das Plangebiet einwirkenden 
unterschiedlichen Lärmimmissionen auch weiterhin zu erwarten sein.  
 
Prognose (Plan) 
 
Straßenverkehrslärm 
Durch den bestehenden öffentlichen Straßenverkehr sind an der Planbebauung Immissionspegel 
von tags: 53,8 bis 64,0 dB(A) und nachts: 47,5 bis 54,0 dB(A) zu erwarten. Die Orientierungswerte 
nach DIN 18005 für Allgemeines Wohngebiet (WA) werden um bis zu 9 dB überschritten. 
 
Schienenverkehrslärm 
Durch den bestehenden öffentlichen Schienenverkehr (KVB – Trasse der Linie 1) sind an der 
Planbebauung Immissionspegel von tags: 44,1 bis 58,7 dB(A) und nachts: 39,9 bis 53,5 dB(A) zu 
erwarten. Die Orientierungswerte nach DIN 18005 für Allgemeines Wohngebiet (WA) werden 
punktuell am Tag bis zu 4 und nachts 8,5 dB überschritten. 
 
Gesamtverkehrslärm 
Die Betrachtung der Belastung durch den Gesamtverkehr (Straße und Schiene an 8 Immissionsor-
ten) zeigt, dass die höchsten Immissionspegel entlang der immissionsauslösenden Bahntrasse der 
KVB und des Kieskaulerwegs ermittelt wurden. Die Orientierungswerte nach DIN 18005 für Allge-
meines Wohngebiet (WA) werden um bis zu 9,6 dB (tags) und 10,8 dB (nachts) überschritten.  
 
Fluglärm 
Das Plangebiet liegt im südwestlichen Teil in dem am 14.12.2011 verordneten Lärmschutzbereich 
des Flughafens Köln/Bonn (Nachtschutzzone). In der Tagschutzzone liegen keine Gebäude. 
 
In der Nacht-Schutzzone, in der grundsätzlich keine Wohnungen errichtet werden dürfen, befinden 
sich das westlichste Plangebäude (Haus Nummer 5) und ein Teil des östlich anschließenden 
Plangebäudes (Haus Nummer 4). Gemäß § 5 Absatz 3 Nummer 6 des Gesetzes zum Schutz ge-
gen Fluglärm (FluLärmG) gilt das Bauverbot in der Nacht-Schutzzone eines Flughafens jedoch 
nicht für Wohnungen, die im Geltungsbereich eines nach der Festsetzung des Lärmschutzbereichs 
(hier: der Nachtschutzzone) bekannt gemachten Bebauungsplans realisiert werden sollen, wenn 
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dieser Bebauungsplan der Erhaltung, der Erneuerung, der Anpassung oder dem Umbau von vor-
handenen Ortsteilen mit Wohnbebauung dient. Dies ist vorliegend der Fall. 
 
Durch Fluglärm einwirkende Lärmimmissionen wurden im Detail nicht untersucht. In Abstimmung 
mit dem Umwelt- und Verbraucherschutzamt der Stadt Köln (13.01.2011) werden für die zu ermit-
telnden Lärmpegelbereiche die Werte Lr tags/Lr nachts = 55 dB(A) zugrunde gelegt. Innerhalb des Be-
bauungsplangebiets sind somit Beurteilungspegel von circa 55 dB(A) im Tag- und Nachzeitraum 
zu erwarten. Die Orientierungswerte nach DIN 18005 für Allgemeines Wohngebiet (WA) werden 
tags eingehalten und nachts um 10 dB überschritten. Gemäß DIN 4109 Punkt 5 werden für Festle-
gung der erforderlichen Luftschalldämmung von Ausbauteilen gegenüber Außenlärm verschiedene 
Lärmpegelbereiche zugrunde gelegt, denen die jeweils vorhandenen oder zu erwartenden "maß-
geblichen Außenlärmpegel" zuzuordnen sind. Gemäß DIN 4109 wird vorausgesetzt, dass zwi-
schen dem Tagzeitraum und dem Nachtzeitraum eine Differenz von mindestens 5 dB gegeben 
sein soll. Vor diesem Hintergrund wird für die Berechnung des maßgeblichen Außenlärmpegels ein 
Zuschlag von 5 dB auf den Beurteilungspegel Fluglärm nachts gegeben. 
 
Gewerbelärm – bestehendes Gewerbe außerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplan-
gebiets 
Durch an das Plangebiet angrenzende lärmrelevante Gewerbebetriebe sind an der Planbebauung 
Immissionspegel von tags: 31,6 bis 55,1 dB(A) und nachts: 16,2 bis 43,8 dB(A) zu erwarten. Bei 
den lärmrelevanten Gewerbebetrieben handelt es sich um Einzelhandelsbetriebe an der Olpener 
Straße, um eine Gärtnerei, einen Blumenladen am Kratzweg, Parkplatzflächen am Kieskaulerweg 
und einen Gastronomiebetrieb Ecke Kieskaulerweg/Olpener Straße. Die Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm (WA-Gebiet) werden an der Nordfassade der geplanten Wohnbebauung tags punktuell 
minimal um bis zu 0,1 dB und an den Südfassaden nachts punktuell um bis zu 3,8 dB überschrit-
ten. Die Immissionspegel sind auf der Grundlage von vor Ort an einem benachbarten Einzelhan-
delsbetrieb messtechnisch erfassten Werten und aufgrund von Erfahrungswerten unter Annahme 
eines ungünstigen Falls ermittelt worden.  
 
Auswirkungen 
Bestand/Prognose (Nullvariante): 
Das Plangebiet ist heute geprägt durch eine größere unbebaute Brachfläche sowie versiegelte 
Verkehrsflächen. Emissionen werden durch die Nutzungen der versiegelten Flächen als Straßen-
verkehrsraum, als Parkplatzfläche, Taxistand und Wendestelle der auf dem Kieskaulerweg ver-
kehrenden Linienbusse ausgelöst. Bei Nichtbebauung der Plangebietsfläche werden auch künftig 
aufgrund der heutigen Nutzungen straßenverkehrsbedingte Emissionen zu erwarten sein. 
 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurde die Auswirkung des Planvorhabens auf die 
Umgebung betrachtet und bewertet: 
 
Prognose (Plan) 
 
Gewerbelärm – geplantes Gewerbe innerhalb des Bebauungsplangebiets 
Durch die geplante Gewerbenutzung innerhalb des Plangebietes entlang des Kieskaulerwegs ent-
stehen Lärmimmissionen, die durch anteilig gewerblichen Pkw-Fahrverkehr (Tiefgaragenein- und -
ausfahrt), Pkw- Parkplatzverkehr (oberirdisch), Lkw-Anlieferverkehr (Bistro, Apotheke etc.), Bistro-
Außenfläche (Stehtische) und Gewerbeflächen innerhalb der Planbebauung (EG + 1. OG) be-
stimmt werden. Es wird davon ausgegangen, dass keine gewerblichen Aktivitäten in der Nachtzeit 
zwischen 22.00 und 06.00 Uhr vorgesehen sind. Durch die geplante gewerbliche Nutzung inner-
halb des Bebauungsplangebietes werden tags an der nächstgelegenen Wohnbebauung außerhalb 
des Bebauungsplangebietes (Nachbarbebauung am Kieskaulerweg): 43,2 bis 52,1 dB(A) erwartet. 
Durch die geplante gewerbliche Nutzung innerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplangebie-
tes sind an der Wohnbebauung innerhalb des Bebauungsplangebietes tags: 48,0 bis 58,6 dB(A) zu 
erwarten. Damit wird der Immissionsrichtwert der TA-Lärm an der Nachbarbebauung unterschrit-
ten, an der geplanten Bebauung punktuell um bis zu 4 dB überschritten. 
Die Überschreitung der zulässigen Immissionsrichtwerte der TA Lärm ist auf die geplante Außen-
gastronomie im Bereich des geplanten Bistros und auf die Außenstellplätze zurückzuführen. 
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Nachbarschaftslärm 
Nachbarschaftslärm innerhalb des Plangebietes wird durch die Nutzung der geplanten Wohnbe-
bauung initiiert, das heißt durch anteiligen privaten Pkw-Fahrverkehr im Bereich der Tiefgaragen-
ein- und -ausfahrt. Die Berücksichtigung der Emission ist bei Betrachtung und Bewertung der 
Auswirkung von Straßenverkehrslärm und Gewerbelärm auf die nächstgelegene Wohnbebauung 
außer- und innerhalb des Plangebietes erfolgt.  
 
Benachbarte Wohnbebauung 
Zur Darstellung und Bewertung von Einwirkungen auf die bestehende Nachbarbebauung am 
Kieskaulerweg wurden 5 Immissionsorte zugrunde gelegt. Es handelt sich um Wohngebäude am 
Kieskaulerweg Nummer 145, Nummer 147, Nummer 149 (Westfassade) und um das Wohngebäu-
de Nummer 151 (Nord- und Westfassade). Betrachtet werden das Erdgeschoss sowie das 1. und 
2. Obergeschoss. Die zu erwartenden Immissionspegel sind tags 32,1 bis 39,4 dB(A) und nachts 
28,0 bis 35,3 dB(A). Die Ergebnisse zeigen, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm eingehal-
ten werden. Die höchsten Maximalpegel tags: 61 dB(A) und nachts: 61 dB(A) treten dabei im 2. 
OG des Kieskaulerwegs auf der Nordfassade auf. Kurzeitige Geräuschpegel dürfen die Immissi-
onsrichtwerte am Tag nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB über-
schreiten. An der Nordfassade im zweiten 2. OG Kieskaulerweg Nummer 151 ist nachts eine ge-
ringe Überschreitung um 1 dB möglich. 
 
Geplante Wohnbebauung 
Zur Darstellung und Bewertung von Einwirkungen auf die geplante Wohnbauung im Plangebiet 
Kieskaulerweg wurden 2 Immissionsorte zugrunde gelegt. Es handelt sich um das Plangebäude 
PG_V (Haus Nr. 1), Nord und Ost in unmittelbarer Nachbarschaft zur geplanten Tiefgaragenein-
/ausfahrt. Betrachtet werden das Erdgeschoss sowie das 1. und 2. Obergeschoss. Die zu erwar-
tenden Immissionspegel sind tags 46,2 bis 58,8 dB(A) und nachts 42,0 bis 54,7 dB(A). Die Ergeb-
nisse zeigen, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm tags eingehalten werden, mit Ausnahme 
der Überschreitung um 4 dB im EG des PG_V (HAUS NR. 1) Nord. Nachts wird an allen unter-
suchten Gebäudefassaden und auf allen Geschossen der Immissionsrichtwert nach TA Lärm um 2 
dB bis 14,7 dB überschritten. Die höchsten Maximalpegel tags: 78 dB(A) und nachts: 75 dB(A) 
treten dabei am Plangebäude V auf der Nord- und Ostseite, d. h in unmittelbare Nachbarschaft zur 
Tiefgaragenein- bzw. -ausfahrt auf. Kurzeitige Geräuschpegel dürfen die Immissionsrichtwerte am 
Tag nicht mehr als 30 dB und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB überschreiten. An der Nord-
fassade im EG des Plangebäudes PG_V (HAUS NR. 1) ist nachts eine Überschreitung um 5 dB 
möglich. 
 
Lärmimmissionen Kindertagesstätte (KITA) 
Innerhalb des geplanten Wohnstandortes am Kieskaulerweg soll im Erdgeschoss der Plangebäude 
V (Haus 1) und VI (Haus 6) eine 3-zügige KITA mit 55 bis 60 Kindern im Alter von 1 bis 6 Jahren 
untergebracht werden. Durch Nutzung des der KITA zugeordneten Außenraums als Spiel- und 
Erholungsfläche sind Lärmimmissionen zu erwarten. Im diesem Zusammenhang ist darauf hinzu 
weisen, dass seit 2011 der Lärm von spielenden Kindern sowie die Lärmentwicklung von Kinder-
tagsstätten als sogenannte "sozialadäquate" Geräusche einzustufen ist und keinem regulierenden 
Erlass oder Gesetzestext unterliegt. Durch die Nutzung des Außenbereichs der KITA wurden an 
der geplanten Wohnbebauung, an 5 Immissionsorten, hier: die Gebäude V (Haus 5) Nord und 
West sowie Gebäude VI (Haus 6) Nord, West und Ost, Lärmimmissionen ermittelt. Es sind tags 
47,9 bis 49,9 dB(A) im 1. Obergeschoss der Gebäude zu erwarten.  
 
Straßenverkehrslärm 
Aufgrund der geplanten Wohnbebauung nimmt der öffentliche Straßenverkehr auf dem Kieskau-
lerweg geringfügig zu. Durch die geplante Wohnbebauung ist im Tagzeitraum mit insgesamt circa 
132 Pkw-Fahrten und im Nachzeitraum mit circa 9 zusätzlichen Pkw-Fahrten auf dem Kieskauler-
weg zu rechnen. Aufgrund des geplanten Gewerbes sind circa 208 Pkw-Fahrten sowie bis zu 2 
zusätzliche Lkw-Fahrten im Tagzeitraum zu erwarten. 
 
Zur Darstellung und Bewertung von Einwirkungen auf die bestehende Bebauung am Kieskauler-
weg wurden 5 Immissionsorte zugrunde gelegt. Es handelt sich um Wohngebäude am Kieskauler-
weg Nummer 145, Nummer 147, Nummer 149 (Westfassade) und um das Wohngebäude Nummer 
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151 (Nord- und Westfassade). Betrachtet werden das Erdgeschoss sowie das 1. und 2. Oberge-
schoss. Durch die Zunahme des öffentlichen Straßenverkehrs ist an den benachbarten angren-
zenden Wohnhäusern von einer Pegelerhöhung tags: von 0,2 dB bis 0,3 dB und nachts: von 
0,8 dB bis 0,9 dB auszugehen.  
 
Bei Zugrundelegung der Orientierungswerte für ein WA-Gebiet kommt es an einem benachbarten 
Wohngebäude bereits im Ist-Zustand zur Überschreitung der Tag- und Nachtwerte. Im Ist-Zustand 
wurden tags 55,5 bis 64,7 dB(A) und nachts 45,5 bis 54,6 dB(A) ermittelt. Im Plan-Zustand sind 
tags 55,8 bis 65,0 dB(A) und nachts 46,3 und 55,5 dB(A) zu erwarten. Durch das Planvorhaben 
erfolgt eine minimale Erhöhung. Die Immissionsgrenzwerte für WA-Gebiete werden an der künfti-
gen Bebauung am nächsten gelegenen Gebäude überschritten. 
 
Bahnstromunterwerk der Kölner Verkehrsbetriebe AG (KVB) 
Im Rahmen mehrerer Ortsbegehungen im Tag- und Nachzeitraum wurde festgestellt, dass von 
dem Betrieb des Bahnstromunterwerks der Kölner Verkehrsbetriebe AG keine lärmrelevanten Ge-
räusche ausgehen, auch konnten messtechnisch keine Geräusche nachgewiesen werden. 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: Zum Schutz der zukünftigen Anwohner 
vor dem Verkehrslärm werden im Bebauungsplan-Entwurf Lärmpegelbereiche gemäß VDI-
Richtlinie 2719 dargestellt und festgesetzt. Diese regeln in der Umsetzung das Bauschalldämm-
maß der Wände, Fenster und Dächer der geplanten Wohngebäude, so dass hier gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse sichergestellt sind. 
 
Für den Nachbarschaftslärm können die Richtwerte der TA Lärm nur mittelbar angewendet wer-
den, da es sich im Wesentlichen um privaten Lärm aus der Tiefgaragenzu- und -abfahrt der Wohn-
bebauung handelt. Maßnahmen, die über den passiven Schallschutz hinausgehen, werden daher 
nicht getroffen. 
 
Durch die dem Plangebiet im Süden benachbarten vorhandenen gewerblichen Nutzungen kommt 
es zur Überschreitung des zulässigen Wertes der TA Lärm für ein allgemeines Wohngebiet von 40 
dB(A) nachts um bis zu 3,8 dB(A). Sie ist auf die Kühlanlage eines Einzelhandelsbetriebes, die an 
der Nordseite dessen Gebäudes installiert ist, zurückzuführen. Durch die Errichtung einer 3 m ho-
hen und circa 20 m langen Lärmschutzwand vor der Kühlanlage außerhalb des Plangebietes süd-
lich der KVB-Trasse können die Lärmimmissionen, die auf das geplante WA-Gebiet einwirken, so-
weit gesenkt werden, dass der Immissionsrichtwert der TA-Lärm eingehalten wird. Durch die Er-
richtung der Lärmschutzwand werden Pegelminderungen von im Minimum circa 2 dB bis maximal 
> 20 dB erreicht. In den Bebauungsplan wird eine bedingte Festsetzung übernommen, die regelt, 
dass die durch die Überschreitung betroffenen Gebäude (Nr. 2, 3, 4) erst dann errichtet werden 
dürfen, wenn die Lärmschutzwand errichtet ist. Zur Sicherstellung, dass die Umsetzung der be-
dingten Festsetzung möglich ist, wird der Vorhabenträger mit dem Einzelhandelsbetrieb einen Ver-
trag zur Gestattung der Errichtung der Lärmschutzwand abschließen und diesen der Stadt Köln bis 
zum Abschluss des Durchführungsvertrages vorlegen. 
 
Der Überschreitung der zulässigen Werte (TA Lärm), die durch das geplante Gewerbe, hier: insbe-
sondere durch die geplante Außengastronomie und durch die Nutzung von Außenstellplätzen aus-
gelöst werden, kann durch eine Reduzierung der Betriebszeit auf maximal 11 Stunden im Tagzeit-
raum außerhalb der Ruhezeiten (TA Lärm 6.00–7.00 Uhr und 20.00–22.00 Uhr) entgegengewirkt 
werden. Bei Betreiben der geplanten Außengastronomie bis maximal 22.00 Uhr ist ein Betrieb erst 
ab 14.00 Uhr möglich, der Betriebszeitraum darf maximal 8,0 Stunden betragen.  
Durch Nutzung des der KITA zugeordneten Außenraums als Spiel- und Erholungsfläche sind 
Lärmimmissionen zu erwarten. Im diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass seit 2011 der 
Lärm von spielenden Kindern sowie die Lärmentwicklung von Kindertagsstätten als sog. sozial-
adäquate Geräusche einzustufen ist und keinem regulierenden Erlass oder Gesetzestext unter-
liegt, das heißt, die durch die Nutzung ausgelösten Lärmimmissionen sind zu dulden. 
 
Bewertung: Durch die Planung wird eine Betroffenheit des Umweltbelangs "Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung" durch Straßenverkehrs- und Schienenverkehrslärm, Gewerbe- und Nachbarschafts-
lärm ausgelöst. Aus der schalltechnischen Untersuchung ergibt sich für den überwiegenden Teil 
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der geplanten Bebauung eine Zuordnung zum Lärmpegelbereich III. Für die zum Kieskaulerweg 
hin orientierten Gebäuden und Fassaden wird der Lärmpegelbereich IV vorgegeben. Die heutigen 
Anwohner der unmittelbar an das Plangebiet angrenzenden Wohngebäude werden bei Umsetzung 
der Planung lediglich geringfügig, das heißt unterhalb der Hörschwelle mit Verkehrslärmimmissio-
nen stärker belastet als heute. Vorhandene benachbarte gewerbliche Nutzungen lösen Schallim-
missionen auf das geplante Wohngebiet aus. Die Überschreitung der zulässigen Werte, die auf 
das geplante allgemeine Wohngebiet (WA-Gebiet) einwirken, kann durch aktiven Schallschutz,  
das heißt durch die Errichtung einer Lärmschutzwand vor der Kühlanlage des bestandenen Ge-
werbebetriebs soweit gesenkt werden, dass die Immissionsgrenzwerte der TA-Lärm eingehalten 
werden. Durch geplantes Gewerbe ausgelöste Schallimmissionen, hier: insbesondere durch den 
Betrieb von Außengastronomie und auf Außenstellplätzen ist durch eine Beschränkung der Be-
triebszeit zu regeln, um die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm einzuhalten. Die durch Spielaktio-
nen von Kindern im Außengelände der geplanten KITA ausgelösten Lärmimmissionen sind zu dul-
den. 
 
Lärmemissionen und -immissionen im Bereich des geplanten Kreisverkehrs Kieskauler-
weg/Kratzweg 
 
Hierzu wurde eine schalltechnische Untersuchung gemäß 16. BImSchV (Bundesimmissions-
schutzverordnung) über den geplanten Ausbau des Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg 
durchgeführt.  
 
Lärmart Regelwerk tags in dB(A) nachts in dB(A) 
Verkehrslärm 16. BImSchV 

Immissionsgrenzwert 
Reine und Allgemei-
ne Wohngebiete und 
Kleinsiedlungsgebiete 

 
59 

 
49 

 
Aufgrund der geplanten Wohnbebauung am Kieskaulerweg entfällt die bisherige Wendestelle der 
Buslinie 158 der Kölner Verkehrsbetriebe AG (KVB). Um ein großflächiges Wenden der vorge-
nannten Buslinie über bestehende Nebenstraßen zu vermeiden, soll die heute in mittelbare Nähe 
zur heutigen Wendestelle liegende Straßenkreuzung Kieskaulerweg/Kratzweg als Kreisverkehr 
und damit als Buswendemöglichkeit ausgebaut werden. 
 
Beim Neu- bzw. Ausbau einer Straße wird als Bewertungsgrundlage die Verkehrslärmschutzver-
ordnung (16. BImSchV) herangezogen. Sie gibt Auskunft darüber, inwieweit für die Eigentümer der 
an den zu untersuchenden Straßenabschnitt angrenzenden Wohngebäude ein genereller An-
spruch auf Schallschutz besteht. Dies ist der Fall, wenn 

- durch den baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden Verkehrs-
weg ausgehenden Verkehrslärms um mindestens 3 dB oder auf mindestens 70 dB(A) tags 
bzw. 60 dB(A) nachts erhöht wird. 

- der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrs-
lärms von mindestens 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts erhöht wird. 

 
Über die 24. BImSchV (Bundesimmissionsschutzverordnung) werden die Art und der Umfang der 
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche notwendige Schall-
schutzuntersuchungen für schutzbedürftige Räume in baulichen Anlagen festgelegt, soweit diese 
durch den Bau oder die wesentliche Änderung öffentlicher Straßen und/oder Schienenwegen (Ei-
senbahn/Straßenbahn) die festgelegten Immissionsgrenzwerte überschritten werden. 
 
Auswirkungen 
Bestand/Prognose (Nullvariante) 
Im Istzustand ist ein Immissionspegel tags: 53 bis 57,6 dB(A) und nachts: 42,9 bis 47,5 dB(A) am 
Kieskaulerweg und tags: 50,3 bis 56,4 dB(A) und nachts: 40,3 bis 46,3 dB(A) am Kratzweg zu er-
warten. Bei Nichtrealisierung der Planung sind vergleichbare Immissionspegel wie heute zu erwar-
ten. 
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Prognose (Plan) 
Es ist davon auszugehen, dass die künftige Erschließung des geplanten Wohngebietes am 
Kieskaulerweg eine Zunahme von circa 340 Pkw initiiert und die Erschließung zu einem Drittel, 
circa 114 Pkw, von Norden über den Kratzweg erfolgt. Mit dem Wegfall der bisherigen Wendestelle 
wird die Buslinie 158 mit insgesamt 35 Fahrten am Tag den zum Kreisverkehr ausgebauten Kreu-
zungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg nutzen.  
 
Im Planzustand ist ein Immissionspegel tags: 53,0 bis 58,1 dB(A) und nachts: 42,9 bis 47,7 dB(A) 
am Kieskaulerweg und tags: 50,3 bis 56,6 dB(A) und nachts: 40,3 bis 46,5 dB(A) am Kratzweg zu 
erwarten. Im Kreisverkehr sind tags: 54,0 bis 56,3 dB(A) und nachts: 43,0 bis 45,7 dB(A) zu erwar-
ten. 
 
Einwirkungen 
Auf Basis der aufgezeigten Immissionspegel erfolgt die Ermittlung anspruchsberechtigter Fassa-
denbereiche gemäß 16. BImSchV, das heißt es wurde eine mögliche Betroffenheit von bestehen-
den Wohngebäuden, die sich in unmittelbarer Nachbarschaft zur Ausbaumaßnahme Kreisverkehr 
befinden, untersucht. 
 
In der räumlichen Zuordnung wird unterschieden in Gebäude innerhalb und außerhalb des Aus-
baubereichs. Die Untersuchungsergebnisse zeigen, dass innerhalb des Ausbaubereichs für das 
Wohnhaus "Kratzweg 74 (inklusive Anbau)" eine Überschreitung der Immissionsgrenzwerte für 
WA-Gebiete von 59 dB(A) tags bzw. 49 dB(A) vorliegt. Dagegen liegt bei keinem der außerhalb 
des Ausbaubereichs betrachteten Wohngebäude eine Immissionsgrenzwertüberschreitung vor. In 
einem zweiten Schritt wurde untersucht, inwieweit für das betroffene Wohngebäude "Kratzweg 74 
(inklusive Anbau)" die Kriterien einer wesentlichen Änderung im Sinne der 16. BImSchV bedingt 
durch den Ausbau des geplanten Kreisverkehrs Kieskaulerweg/Kratzweg erfüllt werden. Das Un-
tersuchungsergebnis zeigt im Abgleich mit der Pegeldifferenz zwischen Ist- und Planzustand im 
Fassadenbereich der Gebäudefronten einschließlich Anbau, die zur Straße hin orientiert sind, eine 
Abweichung tags um bis 0,7 dB und nachts um bis zu 0,4 dB.  
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: sind nicht erforderlich. 
 
Bewertung: 
Der geplante Ausbau des Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg zum Kreisverkehr, der ne-
ben der Abführung von geringen Verkehrszunahmen durch die Planung des Wohnstandorts am 
Kieslauerweg künftig als Wendestelle für die Bus-Linie 158 fungieren soll, führt zu keiner wesentli-
chen Änderung im Sinne der 16.BImSchV. Für benachbarte Wohngebäude, hier: insbesondere 
das Wohngebäude Kratzweg 74, besteht kein Anspruch auf Schallschutz. 
 
 
5.6.3.5.2 Altlasten 
Ziele des Umweltschutzes: BBodSchG, BBodSchV, LAWA-Richtlinie, LAGA-Anforderungen, TA-
Siedlungsabfall, KrW-/-AbfG 
Im Altlastenkataster der Stadt Köln ist das Plangebiet im Bereich des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplanes nicht als Altlastenverdachtsfläche registriert. Von den im näheren Umfeld registrierten 
Altablagerungen Nummer 80601, Nummer 80603 und Nummer 806012, tangiert das Plangebiet 
des geplanten Kreisverkehrs im Kreuzungsbereich "Kieskaulerweg/Kratzweg die Altablagerung 
Nummer 80601. Nach Aussage des Umweltamtes gehen von den vorgenannten Altablagerungen 
keine relevanten Einflüsse aus. 
 
Planbereich Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) 
In Vorbereitung auf das Planverfahren des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Kieskaulerweg 
wurden im April 2009 orientierende Bodenuntersuchungen für den Planbereich des Vorhaben- und 
Erschließungsplanes durchgeführt. 
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Bestand:  
Im gesamten Grundstücksbereich wurden mit Ausnahme der versiegelten Flächen (Asphalt) ober-
flächennah zwischen 0,40 m und 0,70 m Auffüllmaterialien erbohrt, bestehend aus Schluffen, Fein- 
und Mittelsanden mit organischen Anteilen und geringen Fremdbestandteilen wie Ziegel-, Beton-
bruch und Schlacke. Mit zunehmender Tiefe stehen natürliche Bodenschichten an (Hochflutlehme, 
feinsandige bis mittelkiesige Mittel- und Grobsande der Niederterrasse).  
 
Abfalltechnische Beurteilung 
Laut Gutachteraussage ist der Anteil an Fremdbestandteilen gering, so dass die angetroffenen 
Auffüllungsmaterialen entsprechend LAGA (Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall) als "Boden" 
zu klassifizieren sind. Teilweise ist aufgrund von chemischen Analyseergebnissen das Auffüllmate-
rial zweier Mischproben als Z 1 und Z 2 zu klassifizieren und aufgrund der abfalltechnischen Zu-
ordnung nur für einen eingeschränkten Wiedereinbau zu nutzen. Diese beziehen sich auf den Ab-
schnitt der ehemaligen Gleisschleife. Aufgrund von PAK-Konzentrationen (5,5 mg/kg) ist eine Nut-
zung dieser Erdstoffe für den eingeschränkten offenen Einbau nur in hydrologisch günstigen Ge-
bieten möglich, da die PAK-Konzentration < 9 mg/kg TS ist. 
 
Wasser/Grundwasser: 
Eine Gefährdung des Grundwassers ist nicht gegeben. Aufgrund der Ergebnisse der umweltanaly-
tischen Untersuchungen geht von den erbohrten Auffüllmaterialien keine Gefährdung für das 
Grundwasser aus. Eine Belastung bzw. Gefährdung durch Spurenkomponenten (leichtflüchtige 
halogenierte bzw. aromatische Kohlenwasserstoffe) in der Bodenluft und von Deponiegas (Koh-
lendioxid und Methan) konnte nicht nachgewiesen werden. 
 
Prognose (Plan/Nullvariante):  
Im Plangebiet ist die Errichtung von Gebäuden mit überwiegender Wohnnutzung vorgesehen. Im 
Wohnumfeld ist die Gestaltung von vielfältig nutzbarem Freiraum für die Öffentlichkeit wie auch die 
Anlage von privaten Gärten vorgesehen. Vor diesem Nutzungshintergrund bedarf es einer Beurtei-
lung des Wirkungspfads Boden-Mensch-Nutzung: Wohnen bzw. Kinderspielflächen. Die schutz-
gutbezogene Beurteilung sagt aus, dass eine Gefährdung des Schutzgutes Mensch gemäß 
BBodSchV nach Gegenüberstellung der vorhandenen Untersuchungsergebnisse zu den Prüfwer-
ten aus gutachterlicher Sicht nicht abzuleiten ist, da keine Prüfwertüberschreitungen nach 
BBodSchV vorliegen. Die geplante Wohn- und Freiraumnutzung kann ohne Einschränkung bzw. 
gesundheitliche Gefährdung durch vorhandene Altlasten erfolgen. 
 
Planbereich Kreisverkehr Kieskaulerweg/Kratzweg 
Das Plangebiet des geplanten Kreisverkehrs tangiert gemäß Hinweisen im Kreuzungsbereich 
Kieskaulerweg/Kratzweg die Altablagerung Nummer 80601. Zur Klärung des Sachverhaltes wur-
den vom dem Büro Dr. Spoerer und Dr. Hausmann im Juni 2012 auf zugänglichen Freiflächen 
nordöstlich und nordwestlich der bestehenden Straßenkreuzung 2 Bohrungen platziert.  
 
Bestand/Planung/Nullvariante: 
Die nördlichen Flächen des geplanten Kreisverkehrs stellen heute mit Bäumen bestandene Rasen-
flächen dar. Die Bohrung in der nordöstlichen Grünfläche weist einen circa 0,10 m stark Oberbo-
den (Grasnarbe) auf, die auf einer circa 0,20 m starken Auffüllung bestehend aus Schluff, feinsan-
dig, mit geringen Bauschuttanteil liegt. Die ab 0,30 m unter Flur anzutreffende Schicht stellt sich 
als eine bis in 3 m Tiefe reichende Auffüllung mit Bauschutt, feinsandig, schluffig bis schwach 
schluffig und mit wenig Schlacke durchsetzt dar. Bei der Bohrung in der nordwestlichen Grünfläche 
wurde nur eine geringmächtige Auffüllung erbohrt, die nach Ansicht des Gutachters im Zuge der 
Herrichtung der dort vorhandenen Freifläche aufgebracht wurde. Die Auffüllung beinhaltet auch 
keine Bauschuttreste. Es handelt sich um einen umgelagerten Kiessand. 
 
Abfalltechnische Beurteilung 
Nach gutachterlicher Aussage wurden aus der Bohrung innerhalb der Altablagerung Mischproben 
zur labortechnischen Auswertung gezogen. Als Ergebnis der Untersuchung ist das durch den Aus-
bau des Kreisverkehrs anfallende Aushubmaterial im nordöstlichen Bereich infolge der nachgewie-
senen Gehalte von 14,7 mg/kg Summe PAK sowie aufgrund des Einzelparameters Benzo(a)Pyren 
(1,3 mg/kg) in die Klasse Z2 der TR Boden einzustufen. Der TOC-Gehalt von 1,9 Vol-% liegt auch 
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im Bereich der Klasse Z 2. Ferner wurde ein Vergleich der Untersuchungsergebnisse mit den 
Prüfwerten der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) vorgenommen. Die ermittelten 
Schadstoff-Gehalte halten dem orientierenden Vergleich zufolge die Prüfwerte der BBodSchV, 
hier: Wirkungspfad Boden – Mensch, für die empfindlichste Nutzungsart (Kinderspielplatz) sicher 
ein bzw. werden unterschritten. 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: Die Vorgaben bezüglich des Wiederein-
baus gemäß den Vorgaben der vorliegenden Gutachten sind bei der Freistellung des Geländes 
und der Bauausführung zu beachten und umzusetzen. Im Kreuzungsbereich des Kieskauler-
weg/Kratzweg sind beim Umbau die Hinweise zur Altablagerung Nummer 60801 zu berücksichti-
gen. 
 
Bewertung: In Bezug auf das Gefährdungspotential für die geplante Nutzung ist die Sanierung der 
Bodenverunreinigungen bzw. das Auskoffern des Geländes positiv zu bewerten. Dieses gilt auch 
für den Bereich des Umbaus der Kreuzung Kieskaulerweg/Kratzweg. 
 
5.6.3.5.3 Erschütterungen aus Schienenverkehr 
Ziele des Umweltschutzes: BImSchG, Abstandserlass, DIN 41506, DIN 456697, LIS Ber. Nummer 
107 

Zur Beurteilung von zu erwartenden Erschütterungsimmissionen durch den dem Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan benachbarten Stadtbahnverkehr (KVB-Linie 1) wurde eine Untersu-
chung im August 2011 durchgeführt (ADU cologne Institut für Immissionsschutz GmbH, Untersu-
chung zu den Erschütterungsimmissionen aus dem Schienenverkehr (KVB-Linie1) im B-Plan 
"Kieskaulerweg" in Köln-Merheim, Stand September 2011). Derzeitige Erschütterungsimmissionen 
im Plangebiet wurden durch Messung ermittelt, die künftig zu erwartenden Erschütterungsimmissi-
onen in den geplanten Wohngebäuden abgeschätzt. 
 
Werden die Anhaltswerte zur Beurteilung von Erschütterungseinwirkungen auf Gebäude gemäß 
DIN 4150 Teil 3 eingehalten oder unterschritten, ist davon auszugehen, dass keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG vorliegen. Differenziert wird zwischen Einwirkungen 
auf Gebäude und Einwirkungen auf Menschen in Gebäuden. 
 
Das Plangebiet wird im Süden durch eine zweigleisige Stadtbahntrasse (KVB Linie 1: Köln-Weiden 
– Bensberg) begrenzt. Für das Gleis in Richtung Bensberg ist dort die Haltestelle "Merheim" einge-
richtet. Die zur Trasse nächstgelegenen geplanten Wohngebäude haben einen Abstand von circa 
10 m. Laut Angabe der KVB sind alle dort fahrenden Stadtbahnfahrzeuge baugleich und vom sel-
ben Hersteller; der regelmäßige Betrieb erfolgt mit zwei gekoppelten Fahrzeugen. Es wurde die 
Anzahl der Fahrten an einem Werktag zu Grunde gelegt, dies liefert eine Abschätzung zum un-
günstigsten Fall auch unter Berücksichtigung von nicht im Fahrplan verzeichneten Dienstfahrten. 
An drei Messpunkten wurden insgesamt 14 Messintervalle ausgewertet. 
 
Bestand/Prognose Nullvariante: An den Messpunkten im Gelände (Brache) vermittelte der subjek-
tive Eindruck durch die Stadtbahnvorbeifahrten in Richtung Bensberg einschließlich Halt und An-
fahren an der Haltestelle "Merheim" schwache bzw. sehr schwache Erschütterungen. Die Erschüt-
terungen durch Bahnvorbeifahrten in Richtung Köln-Weiden lagen zumeist unterhalb der Fühl-
schwelle. Bei Nichtrealisierung der Planung sind ähnliche Erschütterungserscheinungen wie in der 
heutige Situation zu erwarten. 
 
Prognose (Plan): Die Anhaltswerte zur Beurteilung von Erschütterungseinwirkungen auf Gebäude 
gemäß DIN 4150 Teil 3 werden sicher eingehalten. 
 
Laut Gutachteraussage ist nicht auszuschließen, dass die unteren Anhaltswerte Au für tags und 
nachts in den geplanten Gebäuden überschritten werden. Der obere Anhaltswert Ao für Wohnge-

                                                
6 DIN 4150 Erschütterungen im Bauwesen, Ausgabe Juni 2001, Beuth Verlag GmbH, Berlin 
7 DIN 45669 Messung von Schwingungsemissionen, Ausgabe September 2010, Beuth Verlag 
GmbH, Berlin 
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biete tags von 3,0 wird sicher unterschritten, der obere Anhaltswert Ao für Wohngebiete von 0,6 
nachts wird ebenfalls eingehalten, so dass die Beurteilungsgröße KBFTr über die Norm entscheidet. 
Die für Erschütterungsimmissionen durch oberirdischen, öffentlichen Personennahverkehr zur Be-
wertung heranzuziehenden Anhaltswerte Ar von 0,105 (= 0,07 x 1,5) für die Tagzeit und von 0,075 
(= 0,05 x 1,5) für die Nachtzeit in Wohngebieten werden für den Planfall eingehalten bzw. unter-
schritten. 
 
Vermeidungs-/Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen: sind nicht erforderlich. 
 
Bewertung: Vom Umweltbelang Erschütterungen durch Schienenverkehr gehen keine erheblichen 
Auswirkungen auf das geplante Vorhaben aus. 
 
5.6.3.6 Wirkungsgefüge und Wechselwirkungen 
 
Zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den Buchstaben a, c und d (Tiere, 
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, biologische Vielfalt, Mensch, Kultur- und Sach-
güter) (§ 1 Absatz 6 Nummer 7 i BauGB) 
 
Bestand/Prognose: Wechselwirkungen im engeren Sinn sind über die in den zu den einzelnen Me-
dien beschriebenen nicht bekannt. 
 
Ein Wirkungsgefüge lässt sich in Bezug auf Flora und Fauna beobachten. Die Erhaltung und Neu-
schaffung von Vegetationsstrukturen sichert Lebensräume und Nahrungshabitate für Tiere. Eine 
starke Versiegelung heute nicht versiegelter Flächen schränkt Lebensräume für Flora und Fauna 
ein.  
 
Ferner lässt sich ein Wirkungsgefüge in Bezug zum Erhalt des natürlichen Wasserkreislaufs, Ver-
siegelungsgrad, Quantität und Qualität der Dachbegrünungsmaßnahmen ableiten. Während die 
starke Versiegelung des Geländes mit einer Niederschlagsableitung über die Kanalisation sich 
negativ auf den Erhalt des Grundwasserdargebots und fördernd auf Rheinhochwässer auswirkt, 
sowie zu einer starken Beanspruchung der Klärwerke führt, wirkt eine intensive Begrünung von 
Tiefgaragen und eine extensive Begrünung von Dachflächen auf eine Minderung und Verzögerung 
des abfließenden Niederschlagswassers hin. Darüber hinaus erfährt das Wasser eine Reinigung. 
Dies führt zu einer Entlastung der Kanalisation, des Klärwerks und unterbindet die Hochwasserför-
derung. 
 
Ebenso wirken sich Begrünungen aller Art durch Luftbefeuchtung, Kühlung, Staubabsortion und 
Sauerstoffproduktion günstig auf das Mikroklima des neuen Wohnquartiers aus. 
 

5.6.3.7 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten (Alternativen) 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine durch die KVB genutzte Verkehrs- und Grünfläche, 
die als Wendeschleife für die Straßen- bzw. Stadtbahn genutzt worden ist, sowie um versiegelte 
Straßenverkehrsflächen mit begleitendem Verkehrsgrünanteil. 
 
Die geplante Umnutzung der Brachfläche schafft ortsteilnahen, qualitativen Wohnraum. Es werden 
mit diesem Vorhaben größtenteils altengerechte Wohnungen errichtet, mit direkter Anbindung an 
den ÖPNV und im Umfeld weiterer Einrichtungen, insbesondere für ältere Menschen. Aus diesen 
Gründen wird dieser Standort als ideal betrachtet und keine weiteren Alternativen untersucht.  
 
Die Errichtung einer 3-zügigen Kindertagesstätte (KITA) wird am Standort als geeignet angesehen, 
um der Nachfrage an Kinderbetreuung innerhalb des Stadtquartiers nachzukommen. 
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5.7 Zusätzliche Angaben 
 
5.7.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung bzw. Hinweise auf Schwierigkeiten bei 
der Zusammenstellung der Angaben (z. B. technische Lücken, fehlende Kenntnisse) 
 
Zur Prüfung der Umweltsituation wurden Ortsbesichtigungen, faunistische und floristische Erhe-
bungen, Lärmsimulationen sowie die Befragung von Fachdienststellen und Behörden, Auswertun-
gen von Kartenmaterial und Luftbildern durchgeführt. 
 
 
Fachgutachten/Fachbeiträge 
 
- Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Kieskaulerweg" Artenschutzprüfung (ASP) 

Stand im September 2011, Kölner Büro für Faunistik 

- Untersuchung zu den Erschütterungsimmissionen aus dem Schienenverkehr (KVB-Linie1) im 
B-Plan "Kieskaulerweg" in Köln-Merheim, Stand September 2011, ADU cologne Institut für 
Immissionsschutz GmbH 

- Schalltechnische Untersuchung zu den Lärmemissionen und – Immissionen im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens "Kieskaulerweg in Köln-Mehrheim", ADU cologne Institut für Im-
missionsschutz GmbH, Stand Juni 2012 

- Schalltechnische Untersuchung gemäß 16. BImSchV über den geplanten Ausbau des Kreu-
zungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
"Kieskaulerweg" in Köln-Merheim, ADU cologne Institut für Immissionsschutz GmbH, Stand 
Juli 2012 

- Orientierende Bodenuntersuchungen – Kieskaulerweg – Flurstück 1485, 1957 und 1958 in 
51109 Köln-Kalk (Stadtteil Merheim) Stand April 2009, Mull und Partner Ingenieurgesell-
schaft mbH 

- Bauvorhaben Mehrgenerationenhaus Köln-Merheim Kieskaulerweg, hier: Bodenuntersu-
chung im Bereich "Kreisverkehr – Kieskaulerweg/Kratzweg", Kurzbericht Stand Juni 2012, 
Dr. Spoerer & Dr. Hausmann, Beratungsgesellschaft mbH 

-  Solar+energetische Analyse – Vorhabenbezogener Bebauungsplan Kieskaulerweg, Text- 
und Kartenteil, Stand Oktober 2012,SOLARBÜRO Dr.-Ing. Peter GoretzkiBüro für energieef-
fiziente Stadtplanung, Energiesimulation 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan/VEP – Kieskaulerweg Köln-Merheim Landschaftspfle-
gerischer Fachbeitrag (Planunterlagen, Tabellen, Listen) (Text), Stand Februar 2013, FSWLA 
Landschaftsarchitektur GmbH 

 

5.7.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen 
 
Das Erfordernis von Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Auswirkungen der Umsetzung der 
Planung ist nicht erkennbar, da keine erheblichen Prognoseunsicherheiten über die Auswirkungen 
der Planung bestehen. 
 

5.8 Zusammenfassung 
 
Für die Bauleitplanung "Kieskaulerweg" wurde eine Umweltprüfung durchgeführt. Als Grundlage 
für die Beschreibung und Bewertung der durch die Planung ausgelösten Umweltauswirkungen be-
zogen auf einzeln betrachtete Umweltbelange wurde auf Grundlagendaten der Stadt Köln, Gutach-
ten und Stellungnahmen und dergleichen Materialen zurückgegriffen (siehe auch unter Punkt 
Nummer 5.7.1 zusätzliche Angaben). 

Die Ergebnisse wurden in diesem Umweltbericht dargestellt. 
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Als nicht durch die Planung betroffene Umweltbelange sind zu bewerten: 
 

- Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung/europäische Vogelschutzgebiete 
 

- Landschaftsplan 
Die Flächen, in denen der Ausbau des Kreisverkehrs als Buswendemöglichkeit geplant ist, 
grenzen im Nordwesten an das Landschaftsschutzgebiet Nummer 26 "Merheimer Heide 
und ehemaliger Festungsgürtel Ostheim bis Mülheim". Ein Eingriff in die unter Landschafts-
schutz stehenden Flächen erfolgt nicht. 
 

- Wasser 
hier: Oberflächenwasser 
Weder Bestand noch Planung weisen Oberflächengewässer auf. 
 

- Vermeidung von Emissionen, sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 
hier: Licht  
Es werden keine Beeinträchtigen durch Lichtsignale im Sinne des Bundesimmissions-
schutzgesetzes initiiert. 
 
hier: Gerüche 
Eine Geruchsbelastung des Gebiets liegt nicht vor und wird auch nicht von der Planung 
ausgelöst werden. 
hier: Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 
Die öffentlich-rechtliche Erschließung der Wasser- und Energieversorgung sowie die Ab-
wasserentsorgung werden bei Realisierung der Planung über die Straße Kieskaulerweg si-
chergestellt. Der sachgerechte Umgang mit Abfällen und eine umweltgerechte Entsorgung 
erfolgen auf der Grundlage der gesetzlichen Anforderungen.  
 

- Lärm 
hier: Freizeit- und Sportlärm 
Im Plangebiet und im benachbarten Umfeld kommen keine Sport- und Freizeitlärm auslö-
sende Einrichtungen bzw. Anlagen vor und sind auch nicht geplant. 
 

- Luftqualität 
Das Plangebiet ist nicht als Sanierungsgebiet zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 
gekennzeichnet, in dem durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen 
der Europäischen Gemeinschaft festgelegte Immissionsgrenzwerte überschritten werden. 
Eine künftige Klassifizierung bedingt durch die Planung ist nicht zu erwarten. 
 

- Gefahrenschutz 
hier: Hochwasserschutz/Standsicherheit/gewerblicher Gefahrenschutz 
Von einem Gefahrenpotential innerhalb des Plangebietes und in der unmittelbaren Umge-
bung in Bezug auf Hochwasser, Standsicherheit von Gebäuden und gewerbliche Gefah-
rengüter ist nicht auszugehen. 

 
hier: Abstandserlass/Hochspannung (Oberleitung) 
Auf dem benachbarten Flurstück 1958 betreiben die Kölner Verkehrsbetriebe (KVB) ein 
Bahnstromunterwerk. Die Durchführungshinweise zur 26. BImSchV sehen eine Abstands-
fläche von 5 m zu Unterwerken sowie zu Bahnoberleitungen einen Abstand von 10 m vor. 
Die Planung hält einen deutlich höheren Abstand ein.  
Der Umweltbelang Gefahrenschutz, hier: Abstandserlass ist als nicht betroffen zu bewer-
ten. 
 
hier: Elektromagnetische Felder – Trafostationen 
Eine Neuanlage einer separaten Trafostation im Plangebiet wird nicht erforderlich. Die Ver-
sorgung erfolgt über die bestehende Anlage im benachbarten Umfeld des Plangebietes, 
dabei werden die Grenzwerte und erforderlichen Abstände zwischen der geplanten Wohn-
nutzung und der bestehenden Anlage berücksichtigt. 
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- Kultur- und sonstige Sachgüter 

hier: Denkmal/Bodendenkmal 
Innerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans bestehen keine 
Schutzausweisungen und sind auch keine vorgesehen. Nach Aussage der unteren Denk-
malschutzbehörde liegt nach derzeitigem Kenntnisstand auch keine Betroffenheit vor. 

 

Als nicht erheblich durch die Planung betroffene Umweltbelange sind zu bewerten: 
 

- Natur und Landschaft 
hier: gesetzliche Eingriffsregelung – Eingriff/Ausgleich 

 
Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nummer 73458/02 wird pla-
nungsrechtlich gemäß § 34 Baugesetzbuch (BauGB) als Innenbereich bewertet.  
Eine Ausgleichsverpflichtung im Sinne der Eingriffsregelung besteht gemäß § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB nicht. 
 
Innerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nummer 73458/02 ist bei der Bewer-
tung die Satzung zum Schutz des Baumbestandes innerhalb der im Zusammenhang be-
bauten Ortsteile und des Geltungsbereiches der Bebauungspläne im Gebiet der Stadt Köln 
(Baumschutzsatzung – BSchS) vom 01.08.2011 anzuwenden. 
 
Der im Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans vorhandene Baumbestand 
wurde erfasst und gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt Köln bewertet.  
Innerhalb des Plangebietes des Vorhaben- und Erschießungsplan (VEP) in dem die Wohn-
bebauung realisiert werden soll, werden insgesamt 14 Bestandsbäume durch Erhalt gesi-
chert. Es handelt sich um prägende Einzelbäume bzw. Baumgruppen entlang der nord-
westlichen und nordöstlichen Grundstücksgrenze, entlang der Straße Kieskaulerweg und 
um Bäume im Bereich der südlichen Grundstücksgrenze, die rahmende und raumbildende 
Funktionen übernehmen. 78 Bäume der im Plangebiet gemäß Baumschutzsatzung der 
Stadt Köln geschützten Bäume sind zu fällen und durch Ersatzpflanzungen von 112 Bäu-
men auszugleichen. Die Planung sieht die Neupflanzung von circa 50 Bäumen vor, von de-
nen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 37 Bäume zwingend zur Anpflanzung festge-
setzt werden, sodass ein Teil der zu ersetzenden Bäume innerhalb des Plangebietes als 
Ersatz geleistet werden kann. Um einen vollständigen Ausgleich für die entfallenden nach 
Baumschutzsatzung der Stadt Köln geschützten Bäume zu erzielen, sind darüber hinaus 
Ersatzgeldzahlungen zu leisten. Für weitere 20 Bäume, die durch die geplante Wohnbe-
bauung entfallen und die keinem Schutzstatus gemäß Baumschutzsatzung der Stadt Köln 
unterliegen, ist kein Ersatz zu leisten. 

 
- Klima, Kaltluft/Ventilation 

Nach Aussage der Klimafunktionskarte der Stadt Köln ist der im Plangebiet des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans vorherrschenden Klimatoptyp als Stadtklima mit geringem Be-
lastungsgrad zu definieren. Die bestehende Brachfläche, auf der die geplante Wohnbebau-
ung erfolgen soll, übernimmt lokalklimatisch Luftaustauschfunktion im Zusammengehen mit 
der trassenbegleitenden Grünfläche östlich des Plangebietes. Die kleinklimatische Wohl-
fahrtswirkung der Brachfläche ist aufgrund der geringen Flächengröße auf den Rand der 
unmittelbar angrenzenden Bebauung beschränkt. 
 
Mit Realisierung der Planung geht eine zusammenhängende Vegetationsfläche als Luftaus-
tauschfläche verloren. Aufgrund der inselartigen Ausprägung verändert die geplante Wohn-
bebauung nicht den vorhandenen Klimatoptyp. Zur Durchgrünung des Wohnquartiers blei-
ben vorhandene Bäume erhalten. Die Begrünungs- und Pflanzmaßnahmen, insbesondere 
die zahlreichen Bäume in der Planung führen im Sommer zu einer Abmilderung und besse-
ren Verträglichkeit der lokalen Überhitzungssituation. Die Begrünung von 30 % der Flach-
dächer wird die positive Wirkung unterstützen. 
Durch die Planung wird sich der Klimatoptyp nicht messbar verändern. 
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- Luftschadstoffe – Emissionen/Immissionen  

 
Emissionen 
Derzeit gehen keine nennenswerten Schadgasemissionen vom Plangebiet selbst aus. 
Durch Nutzung von Teilflächen als Parkplatz und als Buswendeschleife werden Abgasaus-
stöße ausgelöst und damit bereits geringe Luftverunreinigungen initiiert. Nach Umsetzung 
der Planung werden durch den Kfz-Ziel- und -Quellverkehr Abgase emittiert. Weiterhin 
kommt es zu einer geringen Zunahme der Emissionen aus Hausbrand. Die geplanten Tief-
garagenentlüftungen müssen so angeordnet werden, dass keine Schadstoffanreicherungen 
in zum Aufenthalt vorgesehenen Bereichen erfolgen. Günstig wäre ein Auslass oberhalb 
des Dachniveaus. Nach Realisierung entsprechen die Emissionen denen der im benach-
barten Siedlungsumfeld bereits vorhandenen nutzungsbedingt ausgelösten Emissionen.  
 
Immissionen  
Eine Umweltzonenausweisung ist im Plangebiet und den umgebenden Stadtvierteln nicht 
vorhanden. Das Gelände befindet sich in einem Stadtbereich mit mittlerer Luftgüte. Es 
weist mit einem Luftgüteindex (LuGI) von 1,3 bis 1,5 mittlere Luftgüte auf. Immissionen aus 
gewerblichen Nutzungen in der Umgebung sind nicht zu erwarten. Das Plangebiet grenzt 
nicht unmittelbar an stark befahrene Verkehrsachsen. Durch den zusätzlichen Ziel- und 
Quellverkehr des Plangebiets von circa 140 zusätzlichen Fahrten/Tag wird sich zukünftig 
die Verkehrsbelastung insgesamt nicht wesentlich erhöhen und damit die verkehrsbedingte 
Immission nicht messbar verändern. Erhöhte Immissionen aufgrund gewerblicher Emissio-
nen sind nicht zu erwarten. 
 
Im Plangebiet ist die Errichtung einer Tiefgarage vorgesehen. Die Tiefgaragenentlüftungen 
sollten über Dachniveau ihren Auslass erhalten. Die prognostizierten Verkehrsmengen und 
die Bauweise lassen keine Überschreitung der Grenzwerte der 39. BImSchV für Feinstaub 
oder Stickstoffoxide erwarten. 

 
- Erneuerbare Energien/Energieeffizienz 

Das städtebauliche Konzept des Plangebietes beachtet eine energetische Optimierung, um 
eine Verringerung des Energieverbrauchs und gute Besonnungsverhältnisse zu sichern. 
Wenige Wohnungen werden nach Westen oder Osten ausgerichtet, keine Wohnung wird 
nach Norden ausgerichtet. Die Nutzung der Wohnräume wird räumlich nach dem Beson-
nungszugang verteilt.  
Eine solar+energetische Analyse des städtebaulichen Entwurfskonzeptes bzw. des Bebau-
ungsplan-Entwurfes einschließlich geschossweiser Ermittlung der Besonnungsdauer wurde 
durchgeführt.  
Die Planung schafft  Verhältnisse für eine im Mittel befriedigende passive Sonnenenergie-
ausnutzung. Über eine Optimierung der Grundrisse ist für Erdgeschoss und erstes Oberge-
schoss eine Verbesserung der Besonnungsqualität erreichbar. 
 

- Gefahrenschutz 
hier: Kampfmittel/Explosionsgefahr  
Innerhalb des Plangebietes des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegt ein diffuser 
Kampfmittelverdacht vor. Vor Umsetzung der Planung ist bezüglich der weiteren Vorge-
hensweise ein Ortstermin mit dem Kampfmittelräumdienst zu vereinbaren. Ein entspre-
chender Hinweis ist in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu übernehmen. 
 
Der als zunächst nicht erheblich eingeschätzte Umweltaspekt Gefahrenschutz, hier: Ab-
standserlass kann nach Überprüfung der gesetzlichen Vorgabe (Durchführungshinweise 
zur 26. BImSchV) als unerheblich bewertet werden. Eine Betroffenheit liegt nicht vor. Glei-
ches gilt für den Umweltaspekt Elektromagnetische Felder – Trafostationen. Eine Neuanla-
ge einer Trafostation im Plangebiet wird nicht notwendig. Die Versorgung erfolgt über die 
bestehende Anlage im benachbarten Umfeld des Plangebietes. Die Grenzwerte und erfor-
derlichen Abstände zur geplanten Wohnbebauung werden eingehalten. 
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- Kultur- und sonstige Sachgüter 
 
hier: Sonstige Sachgüter 
Im Plangebiet des Vorhaben- und Erschließungsplans (VEP) verläuft entlang der nördlichen 
bzw. nordwestlichen Plangebietsgrenze eine unterirdische Versorgungsleitung (20 KV 
Trasse) der Stadtwerke Köln (SWK) zur Versorgung des Bahnunterwerks. Es wird eine Be-
standsicherung und im Bereich des geplanten Wohngebäudes Haus Nummer 5 eine Umle-
gung der Leitung erfolgen, dieses geschieht über die Festsetzung Fläche (L) mit Leitungs-
recht im vorhabenbezogenen Bebauungsplan. 
Im Zuge der Straßenumgestaltung des Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg wird 
im Nordosten in eine bestehende Grünfläche mit vorhandenem Baumbestand eingegriffen. 
Ein als "Friedenseiche" definierter Baum mit Gedenkstein steht innerhalb der geplanten 
Erweiterung der Straßenkreuzung. Der zu erhaltende Baum mit Gedenkstein wird im Rah-
men der Ausbaumaßnahme innerhalb der nach Norden an den geplanten Kreisverkehr an-
grenzenden Grünfläche versetzt und kann so langfristig in seiner Funktion erhalten werden. 

 
Erheblich durch die Planung betroffene Umweltbelange:  
Erhebliche Betroffenheiten ergeben sich für die Umweltmedien Natur und Landschaft, Land-
schaft/Ortsbild, Boden, Wasser und Lärm. Die Betroffenheiten wurden qualitativ und sofern mög-
lich quantitativ beschrieben. Es wurden Minderungsmaßnahmen erarbeitet und beschrieben. 
 

- Natur und Landschaft 
 
Zur Feststellung und Bewertung des innerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans anzutreffenden Artenspektrums wurden floristische und faunistische Kartie-
rungen 2011 und 2012 durchgeführt. 

 
Pflanzen 

Der überwiegende Teil des Plangebietes, in dem die Wohnbebauung geplant ist, wird durch 
eine Gartenbrache mit hohem Gehölzanteil geprägt. Entlang der nördlichen und nordwestli-
chen Grenze verläuft eine unterirdische Stromleitung, hier sind grasartige-/krautige Vegeta-
tionsstrukturen zu finden.  
 
Der Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg stellt heute eine versiegelte Verkehrsfläche 
dar, die stellenweise durch Straßenbegleitgrün unterbrochen wird. Nordöstlich und nord-
westlich schließen mit Bäumen bestandene Rasenflächen einer öffentlichen Grünfläche an. 
 
Die Planung im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans sieht die Errichtung eines 
Wohnquartiers mit mehrgeschossiger Bebauung vor, in dem künftig gärtnerisch gestaltete 
Flächen, private Gärten und Spielflächen neben versiegelten Frei- und Verkehrsflächen an-
zutreffen sind. Raumprägende Einzelbäume entlang der nördlichen, nordwestlichen und 
südlichen Grenze wie auch im Straßenraum am Kieskaulerweg werden erhalten. 
 
Bei den vorgesehenen Neupflanzungen handelt es sich um klein- bis mittelkronige Laub-
bäume, Solitärgehölze und Sträucher. Private Gärten vor den Wohngebäuden sind mit 
standortgeeigneten Heckenpflanzungen eingefasst. Entlang der nordwestlichen bezie-
hungsweise nördlichen und südöstlichen Grundstücksgrenze sind überwiegend freiwach-
sende Heckenstrukturen mit einheimischen, standortgerechten Gehölzen vorgesehen, die 
auch im Sinne faunistischer Aspekte festgesetzt werden. Mindestens 30 % der Dachflächen 
sind als extensives Gras-/Krautdach zu begrünen. Die sogenannte "Friedenseiche" mit Ge-
denkstein im Nordosten des Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg wird innerhalb 
der bestehenden städtischen Grünfläche im Zuge des Kreisverkehrausbaus versetzt. 
 
Die heute durch vorhandenen, heimischen Baumbestand und standorttypischen Aufwuchs 
geprägte Fläche der ehemaligen Straßenbahnwendestelle wird grundlegend verändert, 
auch wenn innerhalb des Plangebietes des Vorhaben- und Erschließungsplans heute eini-
ge raumprägende, vorhandene Bäume erhalten bleiben. Im künftigen Wohnquartier werden 
aufgrund der Nutzung intensiv gestaltete Grünflächen und ein geringeres Artenspektrum an 
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heimischen, standorttypischen Pflanzen anzutreffen sein. Die ökologische Wertigkeit der 
Flora erfährt deutliche Einbußen. Durch die Planung wird eine erhebliche Betroffenheit des 
Umweltbelangs ausgelöst.  
 

Tiere 
Das Plangebiet wurde auf das Vorkommen von Tieren und seine Bedeutung für die heimi-
sche Fauna untersucht:  
 
Europäische Vogelarten 
Das Plangebiet wird von verschiedenen Brutvogelarten und Gastvogelarten der Gebüsche 
und Baumbestände besiedelt bzw. besucht. Die erfassten Vogelarten, die im Plangebiet 
und der näheren Umgebung als Brut- bzw. Gastvögel angetroffen werden, sind als verbrei-
tete und ungefährdete Vogelarten zu bewerten. Keine der Arten ist gefährdet oder arten-
schutzrechtlich "planungsrelevant".  
 
Haussperling und Klappergrasmücke wurden als mögliche Nahrungsgäste im Plangebiet 
und Brutvögel in der näheren Umgebung festgestellt. Sie stehen auf der Vorwarnliste für 
NRW und sind zugleich im Naturraum als gefährdet einstuft, nutzen den Vorhabensbereich 
aber nicht zur Brut. 
 
Durch die Planung erfolgt eine Veränderung der bestehenden Biotop- und Vegetations-
strukturen und damit des Lebensraums für die dort angetroffenen Vogelarten. Aufgrund von 
bau-, betriebs- und anlagebedingter Störeinwirkungen kommt es zu einer Inanspruchnah-
me der Brutlebensräume, d.h. der Niststandstorte in den Gehölzen. Dies führt zu einer 
vorhabenbedingten Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie Nahrungshabi-
taten. Die Arten sind jedoch ungefährdet und verbreitet. Sie kommen auch in den gehölz-
reichen benachbarten Siedlungszonen vor. Dadurch sind Ausweichmöglichkeiten vorhan-
den und die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang bleibt erhalten. Das Ein-
treten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände kann ausgeschlossen werden. 
 
Fledermäuse 
Mit der Zwergfledermaus wurde vereinzelt jagend über dem Plangebiet eine Art des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie nachgewiesen. Da mehrere Bäume innerhalb des Plangebie-
tes Hohlräume und Spalten aufweisen, können diese theoretisch Quartiersmöglichkeiten für 
Fledermäuse bieten, Kolonievorkommen sind aufgrund der geringen Aktivitäten aber nicht 
zu erwarten. 
 
Für die als vereinzelt jagender Nahrungsgast im Plangebiet beobachtete Zwergfledermaus 
gehen durch die Umnutzung des Plangebietes Vegetationsstrukturen verloren. Die Verklei-
nerung des Jagdhabitats und die Beseitigung potentieller Quartierbäume fällt nicht unter die 
Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG. 
 
Zur Wahrung des Tötungsverbotes gelten als obligatorische Vermeidungs- und Minde-
rungsmaßnahmen für die Vögel die Ausschlusszeiten für die Beseitigung von Gehölzen 
und Vegetationsflächen und für weitere baubedingte Flächennutzungen und für die Fle-
dermäuse eine ökologische Baubegleitung. Weitere Ausgleichsmaßnahmen sind nicht not-
wendig. 
 
Zufallsfunde (Reptilien) 
Zufallsfunde, hier insbesondere das Vorkommen der Zauneidechse als Reptilienart des 
Anhangs IV der FFH-Richtlinie haben sich bei den in 2011 durchgeführten Begehungen 
nicht bestätigt. Das Vorkommen bzw. eine Betroffenheit von Arten aus weiteren Artengrup-
pen des Anhangs IV FFH-Richtlinie können aufgrund der Lebensraumsituation im Plange-
biet ausgeschlossen werden. 
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Biologische Vielfalt 
Das Plangebiet wird heute im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans überwiegend 
von bodenständigen, heimischen Arten einer Gartenbrache und innerstädtischen Einzel-
bäumen und Baumgruppen dominiert. Die innerstädtischen Bäume stehen in verkehrsin-
selartigen Vegetationsflächen. Der Kieskaulerweg als öffentliche Verkehrsfläche schließt 
sich mit versiegelten bzw. teilversiegelten Flächen nach Osten an die Brache an. Baumhe-
ckenartige Vegetationsstrukturen grenzen das Vorhabengebiet nach Süden zu Stadtbahn-
trasse hin ab.  
 
Bei den Tieren sind 17 Vogelarten als Vertreter landesweit und regional ungefährdeter eu-
ropäischer Vogelarten als Brut- und/oder Gastvogel anzutreffen. Die relativ hohe Artenviel-
falt beruht auf der guten Vernetzung des Areals mit umgebenden Gärten, Parks und exten-
siv gepflegten Freiflächen. 
 
Die botanische Artenvielfalt wird vermutlich nicht geschmälert, allerdings von bodenständi-
gen Arten hin zu standortfremden Arten verschoben. Durch die Umsetzung des Plans wird 
die faunistische Artenvielfalt im Plangebiet selbst geschmälert, insgesamt in Merheim je-
doch kaum berührt. Durch Maßnahmen wie die Verwendung vorwiegend heimischer Ge-
hölze und Sträucher, die Anlage einer extensiven Dachbegrünung können die negativen 
Folgen gemindert werden.  

 
- Landschaft/Ortsbild 
 
Das offen gelassene Areal der ehemaligen Wendeschleife der Stadtbahntrasse stellt innerhalb 
der innerörtlichen Lage von Merheim einen ungeordnet wirkenden Freiraum dar, der in Teilbe-
reichen für Parkzwecke, als Taxistand und als Wendemöglichkeit für Linienbusse genutzt wird. 
Die heutige Situation im Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg stellt sich als versiegelte 
Verkehrsfläche mit randlich begleitenden Verkehrsgrünflächen dar. 

 
Durch die Planung erfolgt eine städtebauliche Neuordnung des Siedlungsbereichs am Kieskau-
lerweg und im Umfeld der Stadtbahnhaltestelle "Mehrheim". Die räumliche Gliederung und 
Stellung der geplanten Gebäude greift im Umfeld des Plangebietes vorhandene Kubaturen auf 
und orientiert sich an Höhenstaffelungen. Über die neu entstehende Freiraumsituation kann ei-
ne in der Grün- und Stadtplanung verfolgte Freiraumverbindung zwischen Merheim und der In-
nenstadt bzw. weiterer nach Osten anschließender Stadteile gesichert werden.  
 
Mit dem Ausbau des Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg wird die Dimension der 
Straßenverkehrfläche vergrößert. Die den Kreuzungsbereich umgebenden Grünflächen und 
durch Vorgärten geprägte Siedlungssituation werden in ihrem Erscheinungsbild jedoch nicht 
maßgeblich verändert. 
 
Die geplante Wohnbebauung löst eine Veränderung des Ortsbildes aus. Sie ermöglicht jedoch 
aus der Sicht der Stadtgestaltung eine für Merheim positive Veränderung. 

 
- Boden 
 
Die Bodenkarte der Stadt Köln ordnet den Flächen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
eine Schutzwürdigkeit bezüglich der Bodenfruchtbarkeit zu. 
 
Die durchgeführten orientierenden Bodenuntersuchungen weisen nach, dass aufgrund von 
Vornutzungen, Auf- und Abgrabungen und Versiegelung der Boden anthropogen verändert 
wurde.  
 
Der Anteil der Bodenversiegelung im geplanten Wohngebiet beträgt circa 26 %. Im Kreu-
zungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg sind bedingt durch vorangegangene Straßenausbau-
maßnahmen und volle Versiegelung der Verkehrsflächen in den oberen Bodenschichten keine 
natürlichen Bodenverhältnisse mehr zu erwarten. Die angrenzenden Vegetationsflächen sind 
ebenfalls anthropogen durch Auffüllungen verändert. 
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Die Entwicklung des neuen Wohnquartiers am Kieskaulerweg bedingt einen Eingriff in das vor-
handene Bodengefüge. Der Anteil der Bodenversiegelung beträgt künftig, auch bedingt durch 
die Errichtung einer Tiefgarage unter den Baukörpern und die Versiegelung von öffentlich und 
privat nutzbarer Frei- und Spielflächen circa 74 %. Die verbleibenden Garten-, Rasen- und Ge-
hölzflächen sichern den Erhalt bestehender Bodenstrukturen. Durch den Ausbau des Kreisver-
kehrs im Kreuzungsbereich Kieskaulerweg/Kratzweg werden kleinere, heute als Grünflächen 
gestaltete, unversiegelte Flächen befestigt. Die Sicherung und fachgerechte Lagerung von 
Oberboden hat vor Beginn der Umsetzung der Planung zu erfolgen.  
 
Die Planung initiiert aufgrund des hohen Versiegelungsgrads einen erheblichen Eingriff in das 
Schutzgut Boden. Eine Umnutzung bereits vorgenutzter Flächen mit beeinträchtigten Boden-
funktionen ist einer Siedlungsentwicklung im ungestörten Freiraum vorzuziehen. 

 
- Wasser 
 
Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist kein Trinkwasserschutzge-
biet ausgewiesen. Die durchgeführten Bodenuntersuchungen und umweltanalytischen Bewer-
tungen zeigen, dass von den erbohrten Auffüllmaterialien keine Gefährdung für das Grund-
wasser ausgeht. 
 
Das Plangebiet am Kieskaulerweg, in dem innerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans die Entwicklung des geplanten Wohngebietes angestrebt wird, stellt derzeit eine Brach-
fläche mit größeren Vegetationsflächen und abgebrochenen Elementen der ehemaligen Wen-
deschleife der KVB dar. Der Versiegelungsgrad im Bestand beträgt circa 26 %. Im Bereich des 
geplanten Kreisverkehrs Kieskaulerweg/Kratzweg sind überwiegend versiegelte Verkehrsflä-
chen anzutreffen, die von als Verkehrsgrün gestalteten unversiegelten Flächen tangiert wer-
den. Nach Umsetzung der Planung im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans (VEP) 
beträgt der Versiegelungsgrad circa 74 %. Durch die Versiegelung gehen Flächen für die Ver-
sickerung von Niederschlagswässern verloren. In den mit einem Flurabstand von 12,50 m bis 
13,50 m anstehenden Grundwasserhorizont wird durch den Bau einer eingeschossigen Tiefga-
rage innerhalb des VEP-Plangebiets nicht eingegriffen. Das Regenwasser der Dach- und Tief-
garagenflächen wird an das öffentliche Kanalnetz abgegeben. Im Bereich des umzugestalten-
den Kreuzungsbereichs Kieskaulerweg/Kratzweg ist der Eingriff in heute unversiegelte Flächen 
marginal. Eine Beeinträchtigung des Grundwasserkörpers ist nicht zu erwarten. 
 
Zur Minderung des Flächenverlustes wird die Anlage von extensiv begrünten Dachflächen 
festgesetzt. Durch Niederschlagsaufnahme und den verzögerten Ablauf kann Niederschlags-
wasser über Verdunstung indirekt wieder in den Gewässerkreislauf gelangen. 

 
- Lärm 
 
Zur Beurteilung von Lärmeinwirkungen (Immissionen) auf das als allgemeines Wohngebiet 
(WA) ausgewiesene Plangebiet am Kieskaulerweg wie auch der Lärmauswirkungen (Emissio-
nen) bei Realisierung der Planung wurden schalltechnische Untersuchungen durchgeführt. 
 
Einwirkungen 
auf das Plangebiet einwirkende Lärmarten wurden untersucht: Straßenverkehrslärm, Schie-
nenverkehrslärm, Fluglärm, Gewerbelärm aus bestehendem Gewerbe außerhalb des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans. 
 
Straßenverkehrslärm/Schienenverkehrslärm/Gesamtverkehrslärm 

Durch den bestehenden öffentlichen Straßenverkehr werden im Bereich Planbebauung die 
Orientierungswerte nach DIN 18005 für Allgemeines Wohngebiet (WA) um bis zu 9 dB 
überschritten. Durch den bestehenden öffentlichen Schienenverkehr (KVB – Trasse der Li-
nie 1) werden Überschreitungen der Orientierungswerte nach DIN 18005 für Allgemeines 
Wohngebiet (WA) punktuell am Tag bis zu 4 und nachts 8,5 dB verursacht. 
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Die Betrachtung der Belastung durch den Gesamtverkehr (Straße und Schiene an 8 Im-
missionsorten) zeigt, dass die höchsten Immissionspegel entlang der immissionsauslösen-
den Bahntrasse der KVB und des Kieskaulerwegs ermittelt wurden. Die Orientierungswerte 
nach DIN 18005 für Allgemeines Wohngebiet (WA) werden überschritten.  
 

Fluglärm 
Das Plangebiet liegt im südwestlichen Teil in dem am 14.12.2011 verordneten Lärmschutz-
bereich des Flughafens Köln/Bonn (Nachtschutzzone). In der Nachtschutzzone befinden 
sich das westlichste Plangebäude (Haus Nummer 5) und ein Teil des östlich anschließen-
den Plangebäudes (Haus Nummer 4). 
 
Durch Fluglärm einwirkende Lärmimmissionen wurden im Detail nicht untersucht. Das 
Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird planungsrechtlich nach § 34 
Baugesetzbuch (BauGB) als Innenbereich bewertet, so dass der Belang Fluglärm als nicht 
erheblich zu betrachten ist. 

 
Gewerbelärm – bestehendes Gewerbe außerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplange-
biets 

An das Plangebiet im Süden, Westen und Norden angrenzende lärmrelevante Gewerbebe-
triebe bedingen, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für WA-Gebiete an der Nord-
fassade der geplanten Wohnbebauung tags punktuell minimal um bis zu 0,1 dB und an der 
Südfassaden nachts punktuell um bis zu 3,8 dB überschritten werden.  
 

 
Auswirkungen 
Als Lärmarten, die sich aus der künftigen Planung und Nutzung heraus definieren, wurden un-
tersucht: Gewerbelärm, Nachbarschaftslärm, Lärm Kindertagesstätte, Straßenverkehrslärm, 
lärmrelevante Geräusche durch Betrieb des Bahnstromunterwerkes der Kölner Verkehrsbetrie-
be, 
 
Gewerbelärm – geplantes Gewerbe innerhalb des Bebauungsplangebiets 

Durch die geplante Gewerbenutzung innerhalb des Plangebietes entlang des Kieskauler-
wegs entstehen Lärmimmissionen, die durch anteilig gewerblichen Pkw- Fahrverkehr (Pkw- 
Parkplatzverkehr Lkw-Anlieferverkehr Bistro-Außenfläche und Gewerbeflächen innerhalb 
der Planbebauung (EG + 1. OG) bestimmt werden, dabei sind keine gewerblichen Aktivitä-
ten in der Nachtzeit zwischen 22:00 und 6:00 Uhr vorgesehen. Die Untersuchungen haben 
gezeigt, dass es durch die geplante gewerbliche Nutzung innerhalb des Bebauungsplange-
bietes an der nächstgelegenen Wohnbebauung außerhalb des Bebauungsplangebietes zu 
keiner Überschreitung des Immissionsrichtwerts der TA-Lärm von 55 dB (A) tags kommen 
wird. 
 
Für die Nachbarbebauung am Kieskaulerweg werden tags: 43,2 bis 52,1 dB(A) erwartet. 
Durch die geplante gewerbliche Nutzung innerhalb des Bebauungsplangebietes wird der 
Immissionsrichtwert der TA-Lärm von 55 dB (A) tags, an der geplanten Bebauung punktuell 
um bis zu 4 dB überschritten werden. 
 
Die Überschreitung der zulässigen Werte Orientierungswert der DIN 18005 bzw. die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm ist auf die geplante Außengastronomie im Bereich des ge-
planten Bistros und auf die Außenstellplätze zurückzuführen. 

 
Nachbarschaftslärm 

Nachbarschaftslärm innerhalb des Plangebietes wird durch die Nutzung der geplanten 
Wohnbebauung initiiert, das heißt durch anteiligen privaten Pkw-Fahrverkehr im Bereich 
der Tiefgaragenein- und -ausfahrt. 
 
Benachbarte Wohnbebauung 
Zur Darstellung und Bewertung von Einwirkungen auf die bestehende Nachbarbebauung 
am Kieskaulerweg wurden fünf Immissionsorte zugrunde gelegt. Es handelt sich um Wohn-
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gebäude am Kieskaulerweg Nummer 145, Nummer 147, Nummer 149 (Westfassade) und 
um das Wohngebäude Nummer 151 (Nord- und Westfassade). Betrachtet werden das Erd-
geschoss sowie das 1. und 2. Obergeschoss. Die Untersuchungsergebnisse zeigen, dass 
die Immissionsrichtwerte der TA Lärm von 55 dB (A) tags und 40 db (A) nachts unterschrit-
ten werden. 

 
Geplante Wohnbebauung 
Zur Darstellung und Bewertung von Einwirkungen auf die geplante Wohnbauung im Plan-
gebiet Kieskaulerweg wurden 2 Immissionsorte zugrunde gelegt. Es handelt sich um das 
Plangebäude PG_V (Haus Nr. 1), Nord und Ost in unmittelbarer Nachbarschaft zur geplan-
ten Tiefgaragenein-/ausfahrt. Betrachtet werden das Erdgeschoss sowie das 1. und 2. 
Obergeschoss.  
 
Die Untersuchungsergebnisse zeigen, dass der Immissionsrichtwert der TA Lärm von 55 
dB (A) tags eingehalten, der Immissionsrichtwert der TA Lärm von 40 db (A) nachts 2 dB 
bis 14,7 dB überschritten werden. 

 
Lärmimmissionen Kindertagesstätte (KITA) 

Innerhalb des geplanten Wohnstandortes am Kieskaulerweg soll im Erdgeschoss der Plan-
gebäude V, ZG-V und VI eine 3-zügige KITA mit 55 bis 60 Kindern im Alter von 1 bis 6 Jah-
ren untergebracht werden. Durch Nutzung des der KITA zugeordneten Außenraums als 
Spiel- und Erholungsfläche sind Lärmimmissionen zu erwarten. In diesem Zusammenhang 
ist daraufhin zu weisen, dass seit 2011 der Lärm von spielenden Kindern sowie die Lärm-
entwicklung von Kindertagsstätten als sogenannte sozialadäquate Geräusche einzustufen 
sind und keinem regulierenden Erlass oder Gesetzestext unterliegen, das heißt, die Lärm-
immissionen sind zu dulden. 

 
Straßenverkehrslärm 

Aufgrund der geplanten Wohnbebauung nimmt der öffentliche Straßenverkehr auf dem 
Kieskaulerweg geringfügig zu. Durch die geplante Wohnbebauung ist im Tagzeitraum mit 
insgesamt circa 132 Pkw-Fahrten und im Nachzeitraum mit circa 9 zusätzliche Pkw-
Fahrten auf dem Kieskaulerweg. Aufgrund des geplanten Gewerbes sind circa 208 Pkw-
Fahrten sowie bis zu 2 zusätzliche Lkw-Fahrten im Tagzeitraum zu erwarten. 
 
Durch die Zunahme des öffentlichen Straßenverkehrs ist an den benachbarten angrenzen-
den Wohnhäusern von einer Pegelerhöhung tags: von 0,2 dB bis 0,3 dB und nachts: von 
0,8 dB bis 0,9 dB auszugehen.  
 
Bei Zugrundelegung der Orientierungswerte gemäß DIN 18005 für ein WA-Gebiet kommt 
es an einem benachbarten Wohngebäude bereits im Ist-Zustand zur Überschreitung der 
Tag- und Nachtwerte (55 db(A)tags, 40 db(A) nachts). Durch das Planvorhaben erfolgt nur 
eine minimale Erhöhung. Die Immissionsgrenzwerte für WA-Gebiete (59 db(A) tags, 49 
db(A) nachts) werden an der künftigen Bebauung am nächsten gelegenen Gebäude über-
schritten. 

 
Bahnstromunterwerk der Kölner Verkehrsbetriebe AG (KVB) 

Im Rahmen mehrerer Ortsbegehungen im Tag- und Nachzeitraum wurde festgestellt, das 
von dem Betrieb des Bahnstromunterwerks der Kölner Verkehrsbetriebe AG keine lärmre-
levanten Geräusche ausgehen, auch konnten messtechnisch keine Geräusche nachgewie-
sen werden. 

 
Durch die Planung wird eine Betroffenheit des Umweltbelangs "Mensch, Gesundheit, Bevölke-
rung" durch Straßenverkehrs- und Schienenverkehrslärm, Gewerbe- und Nachbarschaftslärm 
ausgelöst.  
 
Aus der schalltechnischen Untersuchung ergibt sich für den überwiegenden Teil der geplanten 
Bebauung eine Zuordnung zum Lärmpegelbereich III. Für die zum Kieskaulerweg hin orientier-
ten Gebäude und Fassaden wird der Lärmpegelbereich IV vorgegeben. Durch geplantes Ge-
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werbe ausgelöste Schallimmissionen, hier: insbesondere durch den Betrieb von Außengastro-
nomie und auf Außenstellplätzen ist eine Beschränkung der Betriebszeit zu regeln, um eine 
Überschreitung der zulässigen Orientierungswerte nach DIN 18005 bzw. die Immissionsricht-
werte nach TA Lärm einzuhalten. 
 
Durch die dem Plangebiet im Süden benachbarten, vorhandenen gewerblichen Nutzungen 
kommt es zur Überschreitung der zulässigen Werte. Sie ist auf die Kühlanlage eines benach-
barten Einzelhandelsbetriebs, die an der Nordseite des Gebäudes installiert ist, zurückzufüh-
ren. Durch die Errichtung einer 3 m hohen und circa 20 m langen Lärmschutzwand vor der 
Kühlanlage können die Lärmimmissionen, die auf das geplante WA-Gebiet einwirken, soweit 
gesenkt werden, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 bzw. die Immissionsrichtwerte der 
TA-Lärm eingehalten werden können.  
 
In den Bebauungsplan wird eine bedingte Festsetzung aufgenommen, die regelt, dass die 
durch die Überschreitung betroffenen Wohngebäude erst dann genutzt werden dürfen, wenn 
die Lärmschutzwand errichtet ist. Zur Sicherstellung, dass die Umsetzung der bedingten Fest-
setzung möglich ist, wird der Vorhabenträger mit dem Einzelhandelsbetrieb einen Vertrag ab-
schließen zur Gestattung der Errichtung der Lärmschutzwand. 
 
Die heutigen Anwohner der unmittelbar an das Plangebiet angrenzenden Wohngebäude wer-
den bei Umsetzung der Planung lediglich geringfügig, d. h. unterhalb der Hörschwelle mit Ver-
kehrslärmimmissionen stärker belastet als heute. 
 
Die Spielaktionen von Kindern im Außengelände der geplanten KITA Lärmimmissionen sind zu 
dulden. 

 
- Lärmemissionen und -immissionen im Bereich der geplanten Kreisverkehrs Kieskau-

lerweg/Kratzweg 
 
Aufgrund der geplanten Wohnbebauung am Kieskaulerweg entfällt die bisherige Wendestelle 
der Buslinie 158 der Kölner Verkehrsbetriebe AG. Um ein großflächiges Wenden der vorge-
nannten Buslinie über bestehende Nebenstraßen zu vermeiden, soll die heute in mittelbarer 
Nähe zur heutigen Wendestelle liegende Straßenkreuzung Kieskaulerweg/Kratzweg als Kreis-
verkehr und damit als Buswendemöglichkeit ausgebaut werden. 
 
Laut Gutachten wird beim Neu- bzw. Ausbau einer Straße als Bewertungsgrundlage die Ver-
kehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) herangezogen. Sie gibt Auskunft darüber, inwie-
weit für die Eigentümer der an den zu untersuchenden Straßenabschnitt angrenzenden Wohn-
gebäude ein genereller Anspruch auf Schallschutz besteht. 
 
Der geplante Ausbau führt laut Gutachten zu keiner wesentlichen Änderung im Sinne der 
16.BImScHV. Für benachbarte Wohngebäude, hier: insbesondere für das Wohngebäude 
Kratzweg 74 besteht kein Anspruch auf Schallschutz. 

 
Die als zunächst erheblich eingeschätzten Umweltaspekte wie Altlasten, Erschütterungen aus 
Schienenverkehr können nach Auswertung von Gutachten und bei Durchführung der vorgegebe-
nen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahen als unerheblich bewertet werden. 
 

- Altlasten 
 
Im Altlastenkataster der Stadt Köln ist das Plangebiet im Bereich des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplanes, der Standort des geplanten Wohngebietes nicht als Altlastenverdachtsfläche re-
gistriert.  
 
Von den im näheren Umfeld registrierten Altablagerungen Nummer 80601, Nummer 80603 und 
Nummer 806012, tangiert das Plangebiet des geplanten Kreisverkehrs im Kreuzungsbereich 
Kieskaulerweg/Kratzweg die Altablagerung Nummer 80601. Vor diesem Hintergrund wurden 
im Bereich des geplanten Kreisverkehrs Bodenuntersuchungen in Form von Bohrungen und 
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einer abfalltechnischen Beurteilung vorgenommen. Zur Bewertung der Altlastensituation erfolg-
te im Bereich der Brachfläche, die ehemals als Wendeschleife der Stadtbahnlinie genutzt wur-
de und auf der Wohnnutzung geplant ist, eine Bodenuntersuchung und abfalltechnische Beur-
teilung. Die durch den Ausbau des Kreisverkehrs heute als öffentliche Grünfläche nordöstlich 
der bestehenden Straßenkreuzung liegende Freifläche weist eine bis in 3 m Tiefe reichende 
Auffüllung mit Anteilen von Bauschutt und Schlacke auf. Die Fläche liegt somit innerhalb der 
Altablagerung Nummer 80601. 
 
Das abfalltechnisch untersuchte Auffüllmaterial, das durch den geplanten Ausbau des Kreis-
verkehrs als Aushubmaterial anfallen wird, kann nur bedingt wieder eingebaut werden. 
 
Im gesamten Grundstücksbereich der geplanten Wohnnutzung wurden mit Ausnahme der ver-
siegelten Flächen (Asphalt) oberflächennah zwischen 0,40 m und 0,70 m Auffüllmaterialien er-
bohrt, bestehend aus Schluffen, Fein- und Mittelsanden mit organischen Anteilen und geringen 
Fremdbestandteilen wie Ziegel-, Betonbruch und Schlacke. Mit zunehmender Tiefe stehen na-
türliche Bodenschichten an. Aufgrund des geringen Anteils von Fremdbestandteilen werden 
Auffüllmaterialen laut abfalltechnischer Bewertung als Boden klassifiziert. Vor dem Hintergrund 
chemischer Analyseergebnisse, hier: Vorkommen von PAK-Konzentration im Bereich versie-
gelter Flächen, ist eine Verwendung und Wiedereinbau des Aushubmaterials nur bedingt mög-
lich. Die geplante Wohnnutzung ermöglicht eine Sanierung der vorliegenden Bodenverunreini-
gung. 
 
Ferner wurde im Rahmen der Untersuchungen ein Vergleich der Untersuchungsergebnisse mit 
den Prüfwerten der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) vorgenommen. Die ermittel-
ten Schadstoff-Gehalte halten dem Vergleich zufolge die Prüfwerte der BBodSchV, hier: Wir-
kungspfad Boden – Mensch, für die empfindlichste Nutzungsart (Kinderspielplatz) sicher ein 
bzw. werden unterschritten. 
 
Eine Gefährdung des Grundwassers ist ebenfalls nicht gegeben. Belastungen in der Bodenluft 
oder das Vorkommen von Deponiegas konnte nicht nachgewiesen werden. 
 
- Erschütterung aus Schienenverkehr 
 
Das geplante Wohngebiet am Kieskaulerweg grenzt im Süden an die Trasse der zweigleisigen 
Stadtbahnlinie 1 Köln-Weiden – Bensberg der Kölner Verkehrsbetriebe (KVB). In Richtung 
Bensberg ist dort die Haltestelle "Merheim" eingerichtet. Zur Beurteilung von zu erwartenden 
Erschütterungseinwirkungen (-immissionen) auf das Plangebiet wurden 2011 eine Untersu-
chung und Messungen durchgeführt. Bei der Beurteilung erfolgte eine Differenzierung zwi-
schen Einwirkungen auf Gebäude und Einwirkungen auf Menschen in den Gebäuden. Die 
Auswertung der durchgeführten Messungen und die für die geplante Wohnnutzung anzuneh-
menden Anhaltswerte zur Beurteilung von Erschütterungseinwirkungen auf Gebäude gemäß 
DIN 4150 Teil 3 werden sicher eingehalten. Die nach DIN 4150 Teil 2 für Wohngebiete einzu-
haltenden oberen Anhaltswerte für Wohngebiete tags von 3,0 und nachts von 0,6 und die dar-
aus für die Bewertung der Erschütterungsimmissionen durch oberirdischen, öffentlichen Per-
sonennahverkehr heranzuziehenden Anhaltswerte werden für den Planfall eingehalten bzw. 
unterschritten. 
 
Vermeidungs- und/oder Minderungsmaßnahmen sind bei der Planrealisierung nicht erforder-
lich. 

 
Insgesamt wird durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nummer 73458/02 "Kieskauler-
weg" in Köln-Merheim die Entstehung eines neuen, urbanen Quartiers in integrierter Lage zum 
Stadtteil vorbereitet und die Wohnbedürfnisse verschiedener Altersgruppe befriedigt. Die hierbei 
entstehenden umweltrelevanten Problemstellungen, insbesondere die Umweltbelange Pflanzen, 
Tiere und Lärm können zufriedenstellend gelöst werden.  
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6. Städtebauliche Kennwerte 
 
Fläche Baugrundstück 
Entspricht Fläche Allgemeines Wohngebiet WA   8 340 m² 
 
Geplante Grund- und Geschossfläche  10 790 m² 
 
Versiegelte Fläche   5 942 m² 
davon Gebäude   3 311 m² 
oberirdisch    1 976 m² 
unterirdisch (TGa)       717 m² 
gesamt   5 942 m² 
 
Grundflächenzahl   3 311 m² / 8 3 40 m² = 0,40 
  5 287 m² / 8 340 m² = 0,63 
  6 005 m² / 8 340 m² = 0,72 
  
 
Geschossflächenzahl  10 790 m² / 8 340 m² = 1,29 
 
 
7. Planverwirklichung 
 
7.1  Bodenordnung 
 
Ein Bodenordnungsverfahren ist nicht erforderlich, da die Flächen im Eigentum der Vorhabenträ-
gerin stehen.  
 

7.2  Durchführungsvertrag 
 
Zur Sicherung der Durchführung der Baumaßnahmen im Plangebiet wird ein Durchführungsvertrag 
gemäß § 12 Absatz 1 BauGB zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan zwischen der Vorha-
benträgerin und der Stadt Köln abgeschlossen.  
 
Der Durchführungsvertrag wird unter anderem Regelungen zur Durchführungsverpflichtung der 
Vorhabenträgerin, zur Kostentragung, Freiraumplanung und ergänzende Regelungen enthalten. 
 

7.3  Kosten 
 
Für die Erarbeitung der städtebaulichen Pläne und Fachgutachten zum vorliegenden Bebauungs-
plan entstehen der Stadt Köln keine Kosten. Die Vorhabenträgerin wird diese vollständig über-
nehmen.  
 
Die Baumaßnahmen und Erdarbeiten werden die Stadt Köln ebenfalls nicht mit Kosten belasten, 
da sie nicht von ihr ausgeführt werden. 
 
Gleiches gilt für Maßnahmen der inneren Erschließung des Plangebietes einschließlich der Begrü-
nungsmaßnahmen, der Entwässerungsmaßnahmen und sonstiger Maßnahmen. Es entstehen der 
Stadt ebenfalls keine zusätzlichen und neuen Kosten für die Straßenbaulast sowie durch Unterhal-
tungslasten einschließlich der Verkehrssicherungspflicht für private Wege, da diese privaten Anla-
gen im Plangebiet im Eigentum der Vorhabenträgerin verbleiben.  
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Der Rat der Stadt Köln hat den Bebauungsplan (vorhabenbezogener Bebauungs-

plan) Nummer 73458/02 mit dieser Begründung nach § 9 Absatz 8 Baugesetzbuch 

(BauGB) in seiner Sitzung am 30.04.2013 gemäß § 10 Absatz 1 BauGB in Verbindung 

mit § 7 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW) als Satzung beschlossen. 

 
Köln, den  
 
 
 
Oberbürgermeister 


